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Angestellte zu beschäftigen. Denn 
auch da wird die Frage nach ei-
ner Gehaltserhöhung im Raume 
stehen.“ Weiter werde es schwie-
riger, so Reinhardt, junge Ärztin-
nen und Ärzte zu fi nden, die sich 
dafür interessieren, während ihrer 
Facharztweiterbildung in eine Pra-
xis zu gehen. Denn auch hier sei 
es vorgesehen, dass die Ärztinnen 
und Ärzte in der Praxis vergleich-
bar viel wie im Krankenhaus ver-
dienen. 

Praxen sind Rückgrat medizini-
scher Versorgung

Daher sehen die KVBW-Vorstände 
die Auswirkungen des Ergebnisses 

auf den ambulanten Sektor mit 
großer Sorge. Denn dieser sei 
schließlich das Rückgrat der me-
dizinischen Versorgung. Als Kon-
sequenz fordern beide Vorstände 
aus diesem Grund, dass sich das 
Ergebnis für die Klinikärzte auch 
in den Honorarrunden für die am-
bulante Versorgung in diesem Jahr 
wiederfi nden müsse. „Da muss 
sich deutlich etwas tun, sonst fal-
len wir hinten runter.“ Braun und 
Reinhardt verwiesen auch darauf, 
dass die Kosten für angestellte me-
dizinische oder nichtmedizinische 
Beschäftigte bisher in der Vergü-
tungssystematik nicht ausreichend 
berücksichtigt seien. Auch hier 
müsse nachgebessert werden. ef

Ärztinnen und Ärzte arbeiten hart, 
und dafür sollen sie auch gut ent-
lohnt werden. Das ist stationär so 
und ebenso ambulant. Dass der 
Marburger Bund für Kranken-
hausärzte jetzt ein besseres Ho-
norar ausgehandelt hat, ist daher 
für Klinikmitarbeiter und auch 
für den Vorstand der KVBW erst 
mal ein gutes Ergebnis. Aber was 
bedeutet das für die Praxen?

Vorstandschef Dr. Karsten Braun 
sagte dazu: „Der Marburger Bund 
hat für seine Mitglieder gegen-
über den Kommunalen Kliniken 
ein Plus von 8,8 Prozent verhan-
delt. Das ist angesichts der Leis-
tung der Ärztinnen und Ärzte in 

den Kliniken ein angemessenes 
Verhandlungsergebnis.“ Braun 
sagte weiter, er freue sich für die 
Klinikärztinnen und -ärzte, aber es 
erhöhe gleichzeitig den Druck auf 
die ambulante Versorgung. 

Praxen weniger attraktiv

Seine Vorstandskollegin Dr. Do-
ris Reinhardt erläuterte: „Klar ist, 
dass es damit weniger attraktiv 
wird, in die ambulante Versorgung 
zu gehen. Wenn Ärzte im Kran-
kenhaus mehr verdienen, werden 
sie es sich gut überlegen, in eine 
Praxis zu wechseln. Und weiter 
wird es den Druck auf die Praxen 
erhöhen, die Ärzte/Ärztinnen als 

Falsche Richtung 
Krankenhausreform

Bundesgesundheitsminister Prof.
Karl Lauterbach (SPD) möch-
te die Krankenhauslandschaft in 
Deutschland grundlegend refor-
mieren. Die Pläne sehen zum einen 
weitreichende Änderungen bei der 
Abrechnung mit einer Abkehr vom 
reinen Fallpauschalen-Prinzip vor, 
zum anderen eine stärkere Spezi-
alisierung der Krankenhäuser. Der 
KVBW-Vorstand kritisiert die Re-
formpläne.
 (Mehr auf Seite 5)

Viel Schwung 
Vorstand zieht Bilanz

Die Neuen im Amt sind Teamplay-
er: der KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun und seine Stellvertreterin Dr. 
Doris Reinhardt. Wie war der Start 
in die Arbeit? In der Politik wird den 
Verantwortlichen üblicherweise eine 
Frist von 100 Tagen gegeben, um 
eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug für ergo, nach einem knappen 
halben Jahr einen Rückblick auf die 
bisherige Amtszeit des Vorstandes zu 
werfen.
 (Mehr auf Seite 3)

eHealth Forum
Akzeptanz durch Mehrwert 

Das traditionelle eHealth Forum 
Freiburg stand in diesem Jahr 
ganz im Zeichen der Chancen, die 
sich durch eine umfassende Di-
gitalisierung im Gesundheitswe-
sen ergeben können, etwa bei der 
Patientendokumentation und der 
Kommunikation aller Leistungs-
erbringer. Mehr als 200 Gäste ka-
men, um sich über die Neuerungen 
im Bereich Digitalisierung zu in-
formieren. 
 (Mehr auf Seite 8)

Druck auf ambulante Versorgung 
Auch in der ambulanten Medizin stellt sich die Frage nach einer angemessenen Honorierung der ärztlichen Tätigkeit.  

KOMMENTAR
VON DR. REINHARDT

Notfalldienstreform

Eine Groteske
Sie erinnern sich noch? Vor zehn 
Jahren wurde in Baden-Württem-
berg der Notfalldienst reformiert. 
Die Strukturen wurden dahingehend 
geändert, dass wir die Notfallpraxen 
an die Krankenhäuser angebunden 
haben. Das hat viel Gutes gebracht: 
Die Patientinnen und Patienten kön-
nen bei leichteren Erkrankungen in 
den Bereitschaftsdienstpraxen der 
KV Baden-Württemberg behandelt 
werden, bei schwereren Fällen steht 
sofort das Krankenhaus mit einem 
Angebot der Maximalversorgung 
zur Verfügung. Für uns Ärztinnen 
und Ärzte brachte dies ebenfalls 
eine große Erleichterung in Form 
von deutlich weniger Diensten und 
damit weniger Arbeitsbelastung. 
Zehn Jahre später ist die Situation 
in den Krankenhäusern geradezu 
alarmierend. Sowohl die Kranken-
häuser als auch die Rettungsdienste 
und Notfallpraxen sind hoff nungs-
los überfüllt. Wir brauchen also 
Maßnahmen, damit die Menschen 
in der richtigen Versorgungsebene 
behandelt werden. Notfalls mittels 
einer Eigenbeteiligung (mehr zum 
Thema siehe Seite 5). Doch dass die 
geplante Notfalldienstreform von 
Integrierten Notfallzentren (INZ) 
auch zu Sprechstundenzeiten der 
Regelversorgung und Fahrdiensten 
24/7 spricht, geht glatt an der Re-
alität der Niedergelassenen vorbei. 
Die vertragsärztlich tätigen Kol-
leginnen und Kollegen in Baden-
Württemberg arbeiten zu den Zei-
ten der Regelversorgung in ihren 
Praxen und gewährleisten dort die 
Patientenversorgung, auch im Akut- 
und Notfall. 
Wir sind Freiberufl er! Wir, die  
mehr als 22.000 Vertragsärztinnen 
und -ärzte, können nicht gleichzei-
tig zu einer Tätigkeit in den INZ he-
rangezogen werden, das ist einfach 
grotesk. Die Ressource Arzt/Ärztin 
und Medizinische Fachangestellte 
ist begrenzt und wird es auch blei-
ben. 
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UNTERNEHMEN PRAXIS

Für den Notfall in der Praxis vorplanen

Immer wieder kommt es vor, dass 
Patientinnen und Patienten nach 
Beendigung des Behandlungsver-
hältnisses darauf bestehen, dass die 
Ärztin/der Arzt die betreffenden Pa-
tientendaten vollständig aus seinem 
System löscht. Diesem Löschungs-
verlangen kann eine Ärztin/ein Arzt 
jedoch nicht vor Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nachkommen. Grund-
sätzlich hat zwar derjenige, dessen 
Daten verarbeitet werden, nach 
der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) ein solches Recht auf Lö-
schung all seiner personenbezogenen 
Daten vom Datenverarbeitenden. 
So sind Daten beispielsweise dann 
zu löschen, wenn sie nicht mehr für 
den Zweck, zu dem sie erhoben oder 
sonst verarbeitet wurden, notwendig 
sind oder wenn die betroffene Per-
son ihre Einwilligung widerruft, auf 
die sich die Verarbeitung stützte und 
es an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung fehlt.
Aus der DSGVO ergibt sich aber 
auch, dass Daten gerade nicht zu lö-
schen sind, wenn die Aufbewahrung 
der Daten aufgrund einer rechtlichen 

Verpflichtung erfolgt und auch noch 
weiterhin erfolgen muss (Artikel 17 
Abs.3 b) DSGVO). 

Aufbewahrungspflicht min-
destens zehn Jahre

Eine solche rechtliche Verpflichtung 
stellt die Aufbewahrungspflicht der 
Ärztin/des Arztes dar.  Die Aufbe-
wahrungspflicht ist eine der Ver-
tragsärztin/dem Vertragsarzt zivil-
rechtlich, vertragsarztrechtlich und 
berufsrechtlich auferlegte Pflicht (§ 
630f Abs. 3 BGB; § 10 Abs. 3 der 
Berufsordnung der Landesärztekam-
mer Baden-Württemberg; § 57 Abs. 
2 Bundesmantelvertrag-Ärzte).  
Nach all diesen Vorschriften beträgt 
die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre 
nach dem letzten Arzt-Patienten-
Kontakt, soweit nicht nach gesetzli-
chen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungspflicht besteht. 
Längere Aufbewahrungspflichten 
bestehen beispielsweise für Durch-
gangsärzte und im Bereich der Strah-
lentherapie. Die Patientin oder der 
Patient kann nicht auf diese rechtlich 

vorgeschriebene Aufbewahrung 
verzichten. Diese müssen die Pati-
entinnen beziehungsweise Patienten 
akzeptieren. Denn die ärztlichen 
Aufbewahrungspflichten dienen 
nicht nur der Ärztin/dem Arzt als 
Exkulpationshilfe im Falle eines Be-
handlungsfehlervorwurfes, sondern 
gerade auch den Patientinnen und 
Patienten – um nachvollziehen zu 
können, was zu welchem Zeitpunkt 
Bestandteil der Behandlung war.
Ein anderer Grund, der der Löschung 
von Patientendaten entgegenstehen 
kann, ist – ebenfalls nach Art. 17 Abs. 
3 DSGVO – die Geltendmachung, 
Verteidigung oder Ausübung von 
Rechtsansprüchen. 
Wenn Sie also der Ansicht sind, dass 
Sie Patientenunterlagen für diese ge-
nannten Zwecke benötigen, können 
Sie diese entsprechend auch über die 
ärztliche Aufbewahrungspflicht hin-
aus aufbewahren – etwa, wenn die 
ärztliche Aufbewahrungsfrist bereits 
abgelaufen ist, aber ein Patient einen 
Haftungsanspruch gegen Sie richtet, 
über den noch nicht entschieden 
wurde. kats

Es kann jederzeit passieren. Jeder fürchtet ihn, niemand möchte ihn erleben, aber es gibt ihn immer wieder: den Notfall! Um in die-
sem Moment gut zu reagieren, gibt es das Notfallmanagement. Und weil eine richtige Reaktion so wichtig ist, wird die Umsetzung 

für alle Praxen in der QM-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses eingefordert.

Nur wer vorher gut geplant (trai-
niert) hat, was er im Notfall tun 
kann, ist dann in der Lage, schnell 
und richtig zu handeln. Es gibt eini-
ges, was  in einer Praxis passieren 
kann. Mit der größten Wahrschein-
lichkeit könnte ein medizinischer 
Notfall eintreten. Ebenso notwen-
dig vorzubereiten wäre ein Brand-
fall. Darüber hinaus gibt es weite-
re Katastrophen für eine Praxis, die 
bedacht sein sollten. 

Notfall: Patient kollabiert 

Diese Situation ist Stress pur für das 
Team. Die QM-Richtlinie empfiehlt 
hier, eine Notfallausstattung vorzu-
halten und die eigene Notfallkom-
petenz regelmäßig zu trainieren. So 
bleiben Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Erkennen von Notfall-
situationen und Handeln  geschult. 
In QEP® (Qualität und Entwick-
lung in Praxen, dem QM-Modell 
der KBV) werden Kriterien formu-
liert, mit denen die Praxis gut ge-
gen den medizinischen Notfall ge-
wappnet ist:

• Checkliste mit Kriterien zur 
Identifikation von Notfallpati-
enten (dies unterstützt vor al-
lem am Telefon)

• Notfallplan mit Verantwort-
lichkeiten und Abläufen

• Regelmäßige Schulungen/
Trainings

• Regelmäßige, dokumentier-
te Kontrolle der Notfallaus-
stattung 

• Notfälle werden analysiert 
und führen gegebenenfalls zu 
Verbesserungsmaßnahmen.

Regelmäßige Trainings geben Si-
cherheit und helfen, mögliche 
Hemmschwellen zu überwinden. 
Die Festlegung der Abläufe hilft, 
Unsicherheit oder Chaos zu ver-
meiden. Es muss klar sein, wer 
hauptverantwortlich für die Versor-
gung der Notfallperson ist und wer 

assistiert. Genauso wichtig ist es 
festzulegen, wer Patient*innen im 
Wartezimmer informiert oder sie 
wegbringt, wer telefoniert und die 
Rettungsleitstelle kontaktiert. 

Keine Panik im Brandfall

Ist schon der medizinische Not-
fall eine Herausforderung, ist der 
Brandfall die Steigerung. Die gute 
Vorbereitung beinhaltet:

• Flucht- und Rettungsplan be-
ziehungsweise Notfall- und 

Alarmplan (Teil A der internen 
Brandschutzordnung)

• Kennzeichnung der Fluchtwe-
ge und Notausgänge

• Wartung der Feuerlöscher
• Jährliche Unterweisungen in-

clusive Übungen (Brandbe-
kämpfung und Evakuierung)

Weitere Notfälle

Hierzu gehören der plötzliche Aus-
fall des Arztes oder der Ärztin in 
Einzelpraxen, eine Gas- oder Was-
serleckage, elektrische Notfälle 

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis

Löschen von Patientendaten 
Patientenwunsch versus ärztliche Aufbewahrungspflicht

oder Stromausfälle sowie krimi-
nelle Handlungen. Um auch hier 
die Auswirkungen nicht zu groß 
werden zu lassen, ist die Ausein-
andersetzung mit dem Thema und 
der jeweils möglichen Notsituati-
on wichtig. Auf jeden Fall ist eine 
Telefonliste mit allen Notfallnum-
mern sinnvoll. Neben Polizei und 
Feuerwehr, Giftnotzentrale, Haus-
meister und vielem mehr gehö-
ren auch angrenzende Praxen und 
Nachbarn dazu. Auch sie sollten 
schnellstmöglich informiert wer-
den. Sinnvoll ist auch, eine Inven-
tarliste der Praxis zu erstellen und 
Ansprechpartner der Versicherun-
gen aufzulisten, damit die Haft-
pflicht- oder Gebäudeversicherung 
zeitnah informiert werden kann. 
Allen Praxen sei gewünscht, dass 
diese Vorbereitung nicht in An-
spruch genommen werden muss. 
Aber man weiß, wenn man sie 
braucht, ist sie da!
Mustervorlagen und weitere Unter-
stützung erhalten Sie gerne bei Ih-
ren QM-Beratern der KVBW. uw

 Weitere Informationen:
www.kvbawue.de/
qualitaetsmanagement/

Im Notfall hilft es dem Praxisteam, gut vorbereitet zu sein.

Virtueller Raum für Ideen- 
und Erfahrungsaustausch 

Nächste Termine QM-Sprechstunde 
für MFAs und QM-Beauftragte 

Wir laden Sie ein, sich mit anderen in der „QM-Sprechstunde“ auszutau-
schen. In einer offenen Gesprächsrunde, in Form eines Videochats, haben 
Sie die Möglichkeit, voneinander zu lernen und Ihre Erfahrungen weiterzu-
geben. Teilnehmen kann jede Praxis.

Die nächsten Termine für die QM-Sprechstunde sind:

• Mittwoch, 2. August 2023, 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr
• Mittwoch, 8. November 2023, 15.00 Uhr bis 17 Uhr

Sie wollen an einer QM-Sprechstunde teilnehmen?

Bitte schicken Sie uns Ihre Anmeldung per Mail mit dem Betreff „QM-
Sprechstunde“ an praxisservice@kvbawue.de. Gerne nennen Sie uns auch 
schon Ihren Namen, die Praxis sowie Ihre Themenwünsche. Kurz vor der 
Veranstaltung erhalten Sie von uns eine Einladungsmail mit dem Zugangslink 
zur Online-Sitzung. 

 Kontakt

Nina Hitzelberger
07121 917-2394
praxisservice@kvbawue.de

Christina Schrade
07121 917-2323 | praxisservice@kvbawue.de

Ute Wutzler
07121 917-2392 | praxisservice@kvbawue.de
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Die schwierige Suche nach der richtigen Anlaufstelle für Patienten und Patientinnen: Verantwortliche des 
Deutschen Roten Kreuzes, des Innen- und des Sozialministeriums beraten über Zusammenarbeit.

„Es ist eine Aufgabe, die wir als ge-
meinsame Verantwortung verste-
hen müssen.“ In einem Spitzenge-
spräch mit den Verantwortlichen 
des Deutschen Roten Kreuzes so-
wie den Vertretern von Innenmi-
nisterium und Sozialministerium 
hat die stellvertretende Vorstands-
vorsitzende der KVBW, Dr. Doris 
Reinhardt, das Thema umschrieben. 

112 oder 116117?

Die medizinische Versorgung der 
Bevölkerung außerhalb der Sprech-
stundenzeiten der niedergelassenen 
Praxen ist zwar formal in den Ret-
tungsdienst und den ärztlichen Be-
reitschaftsdienst unterteilt. Und 
damit sind die 112 und die 116117 
getrennt. Die Realität sieht aber 

anders aus. Für die Patientinnen 
und Patienten ist häufi g nur schwer 
zu unterscheiden, welches die rich-
tige Anlaufstelle ist, und oft sehen 
sie eine der Nummern als Alterna-
tive, wenn sie bei der anderen nicht 
(sofort) durchkommen. Das führt 
dann auch schnell zu Unmut. Ge-
genseitiges Verständnis ist daher 
erst einmal wesentlich. 
Dr. Reinhardt machte deutlich, vor 
welchen Herausforderungen die 
116117 steht: massiv gestiegenes 
Anrufaufkommen seit der Pande-
mie, (gesetzlich) vorgeschriebenes 
Ersteinschätzungsverfahren, das 
die Anrufzeiten verlängert, und 
eine gestiegene Erwartungshaltung 
der Bevölkerung („Ich habe schon 
vor einer halben Stunde angerufen, 
und noch immer ist der Arzt nicht 

da.“). Sie ließ ebenso keinen Zwei-
fel daran, dass sich die Situation 
eher verschärfen wird. Denn die zu-
nehmenden Versorgungsengpässe 
haben auch Auswirkungen auf den 
Notfalldienst, da Patientinnen und 
Patienten sich ihre eigenen Wege in 
die Versorgung suchen. 

Lösungswege

Vereinbart wurden denn auch eine 
Verbesserung der Abstimmung und 
der Prozesse. Gerade bei der Über-
gabe von Fällen gibt es noch Luft 
nach oben. In der Idealversion 
wird auch eine digitale Fallüberga-
be möglich sein. Das würde dann 
verhindern, dass die Patienten pa-
rallel bei beiden Servicenummern 
anrufen. 

Weiterhin sollen Verbesserungen 
bei der Erreichbarkeit für die Pfl e-
geheime erreicht werden. Aufge-
kommen ist zudem die Thematik 

„Hausnotruf“, wofür ebenso ge-
prüft werden soll, wie der Haus-
notruf dann auch bei der 116117 
weiterverfolgt werden kann. Vor 
allem aber soll es einen regelmä-
ßigen und strukturierten Austausch 
auf Arbeitsebene geben, bei dem 
dann Fälle besprochen werden kön-
nen und für einzelne Themen prag-
matisch Abhilfe geschaff en werden 
kann. Bereits getestet wird ein Be-
schwerdemanagement, damit auch 
Fehlsteuerungen schnell aufgear-
beitet werden können. Denn auch 
das machte Dr. Reinhardt klar: „Wo 
Versorgung draufsteht, muss auch 
Versorgung drin sein.“ ks
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Patientinnen und Patienten tun sich oft schwer, die richtige Anlaufstelle für ihr medizinisches Problem zu fi nden.

Gemeinsame Verantwortung

Versorgungsreformen nie ohne Selbstverwaltung 

Quer durch das Land führt die Tour 
des Vorstandes. Wer Dr. Doris Rein-
hardt und Dr. Karsten Braun bei den 
Veranstaltungen erlebt, merkt, dass 
es ihnen ein großes Anliegen ist, 
sich vorzustellen und mit den Mit-
gliedern ins Gespräch zu kommen. 

Eine Herzensangelegenheit

Das Horn mit den Themen ist prall 
gefüllt. Gleich zu Beginn seines 
Vortrages macht Braun deutlich, wa-
rum er sich als KV-Vorstand bewor-
ben hat und was auf seiner Agen-
da steht: „Wir haben einen wun-
derschönen Beruf, und ich möchte, 
dass das so bleibt.“ Dafür stellt er 
einige Themen vor, die ihm „am 
Herzen liegen“. Das fängt bei der 
Attraktivität der Niederlassung an. 
Dazu zählt, dass die Leistungen 
ohne Budget vergütet werden müs-
sen. „Mindestens die Budgets für 
die Grund- und Versichertenpau-
schalen gehören längst abgeschaff t.“ 
Braun mahnte eine Steigerung des 
Honorars an, die mindestens die In-
fl ation ausgleichen müsse. Ein gro-
ßes Anliegen ist es ihm, dass die 
Kosten für angestellte Ärzt*innen 
und Psychotherapeut*innen sowie 
für zunehmendes nichtärztliches 

Personal im EBM abgebildet wer-
den müssten. „Bisher haben wir nur 
einen Zeit- und einen Technikanteil 
in der Kalkulation.“ 
Vor allem im Notfalldienst spricht 
er sich für einen Steuerungsmecha-
nismus aus, der den Patienten in die 
richtige Versorgungsebene leitet –
etwa über die 116117 oder auch mit-
tels technischer Unterstützung. Pa-
tienten, die dann trotz gegenteiliger 
Empfehlung eine Notfallpraxis oder 
die Notaufnahme aufsuchen, müss-
ten an den Kosten be-
teiligt werden. 
Bürokratie gehört zu 
den Belastungen der 
Praxen, die am meis-
ten Unmut auslö-
sen. Der KVBW-Vor-
standschef kritisiert, 

„dass von dem im Koa-
litionsvertrag auf Bun-
desebene angekündig-
ten Pakt für Entbüro-
kratisierung auch nach 
der Hälfte der Legislaturperiode 
noch nichts zu sehen ist.“ Unabhän-
gig davon sieht er auch Handlungs-
potenzial bei der KVBW. So sind 
gerade Projekte im Gange, wonach 
Anträge volldigital abgewickelt wer-
den können. Braun mahnt digitale 

Anwendungen an, die „funktionie-
ren, erprobt sind, entlasten, einfach 
zu bedienen sind und für den Ein-
satz im Praxisalltag geeignet sind. 
Nur dann erfüllen sie ihren Zweck 
und stiften einen Nutzen.“

Versorgung

Für Dr. Doris Reinhardt ist die Si-
cherstellung der Versorgung das 
Kernthema. „Klar haben wir ein 
Problem, aber mich ärgert die Er-

wartungshaltung. Landräte und Bür-
germeister fordern, dass ausreichend 
Haus- und Kinderärzte und -ärztin-
nen vor Ort sind, dass medizinische 
Expertise rund um die Uhr verfüg-
bar ist, es bei allen Fachrichtungen 
wohnortnahe, schnelle Termine gibt 

und die Kosten von den Ärzten und 
Psychotherapeuten getragen wer-
den.“ Mit deutlichen Worten kriti-
sierte sie, dass bei der Klinikreform  
nahezu ausschließlich die Finan-
zierung im Vordergrund stand, die 
Auswirkungen auf den ambulanten 
Sektor aber kaum betrachtet wur-
den. Eine Absage erteilt sie denn 
auch Überlegungen etwa des Land-
kreistages, dass sich die KV und da-
mit die Ärzte und Psychotherapeu-
ten an den Kosten für den Betrieb 
kleinerer Krankenhäuser beteiligen, 
die zu stationär-ambulanten Zentren 
umgewidmet werden sollen. „Es ist 
mir schleierhaft, wie jemand auf 
diese Idee kommen kann. Versor-
gungsreformen können und dürfen 
nie ohne ärztliche und psychothera-
peutische Selbstverwaltung stattfi n-
den.“ Auch für die Zukunft des Not-
falldienstes habe eine Kommission 
auf Bundesebene eine Reform aus-
gearbeitet. Reinhardt: „Die ambu-
lante Versorgung in den Praxen ist 
unsere Aufgabe und die leisten wir 
mit überragendem Engagement der 
Praxisteams. Unsere Ärztinnen und 
Ärzte werden in den Zeiten der Re-
gelversorgung nicht für eine „Not-
fallversorgung“ an den Kliniken zur 
Verfügung stehen.“ ks

Der Vorstand auf Tour durchs Land
Termine

Vorstand on Tour:

23. 6. 2023 | 17.00-19.00   
Schwäbisch Gmünd 
Congress-Centrum Stadtgarten
Rektor-Klaus-Str. 9

24. 6.2023 | 11.00 - 13.30  
Reutlingen Bezirksdirektion RT
Haldenhaustr. 11

30. 6.2023 | 17.00 - 19.30  
Radolfzell Milchwerk 
Werner-Messmer-Str. 14 

1. 7.2023 | 10.00 - Ende offen
Freiburg, Bezirksdirektion FR 
Sundgauallee 27 

4. 7.2023 | 19.00 - 21.30  
Stuttgart, BD, Albstadtweg 11

5. 7.2023 | 19.00 - 21.30  
Mannheim, Dorint Kongress 
Hotel, Friedrichsring 6

21. 7. 2023 | 17.00 - 19.30 
Ravensburg Kornhaus
Kornhausgasse 4

Anmeldung unter : 
www.kvbawue.de

Dres. Doris Reinhardt und Karsten Braun
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Befüllungen der ePA genutzt wer-
den können. „Wir wollen es allen 
Beteiligten so leicht wie möglich 
machen“, erklärte Lauterbach.

Blick in den Norden

Skandinavische Länder wie Däne-
mark und Finnland gelten als Vor-
reiter in Europa, was die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
angeht. Sie waren auf der Messe 
ebenso vertreten wie Israel, das vor 
allem bei der Bekämpfung der Co-
ronapandemie durch digitale Tools 
profitiert hat. 
Insgesamt herrschte auf der DMEA 
eine positive Aufbruchstimmung, 
und man darf gespannt sein, was 
von all den präsentierten Produkten 

Gesamte Bandbreite von Digital Health bei DMEA

Ende April war es wieder so weit: 
Die Digital-Health-Szene traf sich 
bei der DMEA in Berlin – eine 
Kombination aus Messe, Fortbil-
dung und Networking-Event. Sie 
ist eine ideale Plattform, um sich 
über digitale Entwicklungen im 
Gesundheitswesen zu informie-
ren. Von IT-Fachleuten über Ärz-
tinnen und Ärzte, Führungskräfte 
aus Krankenhaus und Pflege bis 
hin zu Expertinnen und Exper-
ten aus Politik und Wissenschaft 
– bei der DMEA sind sie alle an-
zutreffen. Berichtet wird über die 
gesamte Bandbreite von Digi-
tal Health: Vom Einsatz Künstli-
cher Intelligenz in Diagnostik und 
Therapie über die Weiterentwick-
lung der Telematikinfrastruktur 

bis hin zu vernetzter, interopera-
bler und sicherer Medizintechnik.

Künstliche Intelligenz 

In den Diskussionen auf der Digi-
tal-Health-Messe standen Umset-
zung und Vernetzung all des tech-
nisch Möglichen im Mittelpunkt. 
Und ein Thema blieb praktisch 
bei keinem Forum außen vor: 
Welche Rolle spielt künftig die 
Künstliche Intelligenz in der Me-
dizin? Bundesgesundheitsminis-
ter und DMEA-Schirmherr Prof. 
Dr. Karl Lauterbach hat dazu eine 
klare Meinung: „Künstliche Intel-
ligenz wird die Medizin revoluti-
onieren“, sagte er zur Kongress-
eröffnung. 

Gesundheitswesen digitalisiert

In seiner Keynote stellte Lauter-
bach die weiteren Schritte hin zu 
einem digitalisierten Gesundheits-
wesen vor. So soll die elektroni-
sche Patientenakte (ePA) durch die 
geplante Opt-out-Regel schon bald 
Standard und nicht mehr wie heu-
te die Ausnahme sein, versicherte 
er. Mit einer Transparenzoffensive 
möchte der Minister den Nutzen 
der ePA deutlich machen und das 
Vertrauen der Patientinnen und Pa-
tienten gewinnen. Die Akzeptanz in 
der Ärzteschaft soll mit einer besse-
ren Honorierung für die ePA-Befül-
lung erreicht werden. Auch wolle 
man alle PVS so weiterentwickeln, 
dass sie für die automatischen 

In der Ausstellung „digitale Arztpraxis“ kann man verschiedene digitale Funktionen testen. 

in der Regelversorgung ankommt. 
Mit über 700 nationalen und inter-
nationalen Aussteller*innen, über 
300 Speakern und mehr als 16.000 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
verzeichnete die Messe einen neu-
en Teilnehmerrekord.  

Versorgung mitdenken

So schön viele technische Lösun-
gen auch sein mögen: Mitgedacht 
werden sollte dabei auch immer 
eine sinnvolle Umsetzungsmög-
lichkeit und ein definierter Versor-
gungsauftrag in unserem leider bud-
getierten Gesundheitssystem. Die-
ses Verständnis scheint bei vielen 
Anbietern dort noch nicht zu herr-
schen.   mt

Transparenzoffensive soll Nutzen von ePa zeigen und Opt-out-Regel soll Standard werden.

Der elektronische Praxisaus-
weis, technisch auch Security 
Module Card Typ B (kurz SMC-
B) genannt, ist ein wesentlicher 
Bestandteil der Telematikinfra-
struktur (TI). Damit sicherge-
stellt ist, dass nur berechtigte 
Nutzer Zugang zur TI erhalten, 
benötigen Praxen und weitere 
medizinische Einrichtungen ei-
nen Praxisausweis. 

Der Praxisausweis wird bei der 
Installation der erforderlichen 
Komponenten in Ihrer Praxis 
in das Kartenterminal gesteckt 
und bleibt dort. Sowohl die be-
grenzte Laufzeit des Praxisaus-
weises von fünf Jahren als auch 
beispielsweise ein BSNR-Wech-
sel machen eine Neubeantragung 
notwendig, die wir für Sie ver-
einfacht haben.

Zeit sparen mit vorbefülltem 
Formular 

Im Mitgliederportal haben wir 
für Sie ein Formular vorbereitet, 
das bereits alle relevanten Daten 
enthält, die von Ihnen im Arzt-
register hinterlegt sind. Sie müs-
sen nur noch einzelne Angaben, 
beispielsweise den von Ihnen ge-
wünschten Kartenhersteller und 
Ihre Staatsangehörigkeit, aus-
wählen. Anschließend werden 
Sie und Ihre Daten automatisch 
zum Onlineportal des eingestell-
ten Kartenherstellers weiterge-
leitet, wo Sie Ihre Bestellung 

schnell abschließen können. Das 
aufwändige Ausfüllen des kom-
pletten Antrags bleibt Ihnen erspart. 

Das für Sie vorausgefüllte Formular 
zur Bestellung oder auch Folgebe-
stellung Ihres Praxisausweises fin-
den Sie im Mitgliederportal. Nach 
Ihrem Login ist dieses für Sie im 
Bereich „Praxisorganisation“ unter 

„Praxisausweis (SMC-B) beantra-
gen“ hinterlegt.

Vorteile der neuen Beantragung

Die neue Beantragung bringt ne-
ben der Zeitersparnis für das Aus-
füllen des Antrags zahlreiche wei-
tere Vorteile. Aufgrund der Vor-
befüllung des Formulars mit den 
Angaben aus unserem Arztregis-
ter kann ein Abweisen von Anträ-

gen, zum Beispiel aufgrund von 
Unstimmigkeiten in der Anschrift, 
vermieden werden (beispielweise 

„Straße“ statt „Str.“) oder wenn 
der zweite Vornamen nicht ge-
nannt wird. Da Ihre Daten direkt 
aus dem Arztregister übernom-
men werden, entfällt eine aufwän-
dige Prüfung Ihrer Angaben, wo-
durch Ihr Antrag schneller bear-
beitet werden kann. 

Bei Folgebeantragung vom 
Service profitieren

Die Praxisausweise der ersten Ge-
neration laufen zurzeit aus, wes-
halb zahlreiche Praxisinhaber Ih-
ren Praxisausweis neu bestellen 
müssen. Nutzen Sie als zugelasse-
ner Vertragsarzt, -psychotherapeut 
oder ärztlicher Leiter eines MVZ 
mit Login im Mitgliederportal das 
vorbefüllte Formular und sparen 
Sie sich mit unserem neuen Ser-
vice Zeit und Nerven.

Wichtig: persönlich bei der Post 
zur Identifikation erscheinen 

Neben der vereinfachten Bean-
tragung über das Mitgliederpor-
tal wird von der gematik seit dem 
3. April eine sichere Identifikation 
mittels Post-Ident-Verfahren bei 
der Antragstellung vorgegeben. 
Das heißt, Sie werden vom Kar-
tenhersteller nach Ihrer Antrag-
stellung aufgefordert, sich in einer 
Postfiliale persönlich zu identifi-
zieren. Dieses Verfahren wird be-
reits beim eHBA angewandt, wo-
bei beide Identifikationen unab-
hängig voneinander folgen.  ij

Praxisausweis vereinfacht beantragen

Die Förderstellen in der fachärzt-
lichen Versorgung sind zwar be-
reits ausgeschöpft. Man sollte sich 
trotzdem bewerben, denn einge-
gangene Bewerbungen werden 
nach Förderkriterien vergeben.

Die KVBW gewährt im hausärztli-
chen Bereich und für insgesamt drei-
zehn verschiedene Facharztgruppen 
auf Antrag eine finanzielle Förde-
rung. Voraussetzung ist, dass eine 
vorhandene Weiterbildungsstelle in 
einem förderfähigen Fachgebiet mit 
einer geeigneten Person besetzt 
werden kann. 

Kontingentierung

Die Anzahl der Förderstellen in 
der ambulanten Weiterbildung der 
fachärztlichen Versorgung ist in allen 
Bundesländern kontingentiert. Ins-
gesamt stehen in Baden-Württem-
berg hierfür 267 Förderstellen zur 
Verfügung. Durch die hohe Nach-
frage im fachärztlichen Bereich führt 
dies im Jahr 2023 erstmals dazu, 
dass in Baden-Württemberg nicht 

alle Anträge genehmigt werden kön-
nen. Bereits jetzt sind alle 267 För-
derstellen ausgeschöpft. Unter allen 
vollständig eingegangenen Anträgen 
im fachärztlichen Bereich wird daher 
eine Auswahlentscheidung getroffen. 
Die Auswahlkriterien entnehmen 
Sie bitte der Förderrichtlinie Wei-
terbildung. Die Bearbeitungszeit für 
einen Antrag dauert aufgrund der 
Vielzahl von Anträgen derzeit sechs 
Wochen. Bitten sehen Sie von tele-
fonischen Rückfragen ab, damit die 
Anträge schnellstmöglich bearbeitet 
werden können. Dem Antrag ist 
die aktuelle Weiterbildungsbefugnis 
2020 beizufügen, da der Antrag er-
sonst nicht bearbeitet werden kann. 
Bereits bestehende Anstellungs-
verhältnisse, die verlängert werden 
müssen oder bei denen sich eine 
Änderung des Tätigkeitsumfangs er-
gibt, sind von der Kontingentierung 
ausgenommen.  sl

 www.kvbawue.de/praxis/nie-
derlassung/foerderung-informati-
onsangebot/weiterbildungsfoerde-
rung

Förderung der  
Weiterbildung beantragen

Die SMC-B ähnelt einer SIM-Karte.
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Arzneimittelengpässe belasten Arztpraxen 
Die Zahl der gemeldeten Lie-
ferengpässe bei Medikamenten 
steigt stetig. Ärztinnen und Ärz-
te sind zunehmend dadurch belas-
tet, die Folgen für die Patientin-
nen und Patienten abzufedern.

Ernsthafte Bedrohung

Der Vorstand der KV Baden-
Württemberg sieht in den feh-
lenden Arzneimitteln, vor al-
lem für Kinder, eine ernsthafte 
Bedrohung für die Versorgung. 

„Arzneimittel spielen in der Be-
handlung von Patient*innen 
eine unverzichtbare Rolle. Wenn 
wichtige und mitunter dringlich 
einzusetzende Arzneimittel nicht 

lieferbar sind, stellt 
das ein ernstes Pro-
blem für die Versor-
gung dar. Das kann 
auf keinen Fall so 
bleiben“, erklärt Dr. 
Braun. 
Seine Vorstandskol-
legin Dr. Doris Rein-
hardt ergänzt: „Wenn 
es uns nicht gelingt, 
stabile und belast-
bare Prozesse rund 
um die Praxen zu 
schaffen, ist die Si-
cherstellung gefähr-
det. Der Ärzteman-
gel, die fehlende Di-
gitalisierung und die 

Bürokratie und dann 
auch noch fehlende 
Medikamente sind 
für die Praxen nicht 
tragbar.“ 

Nationale Reserve 
unverzichtbar

Die beiden Vorstän-
de der KV  Baden-
Württemberg for-
dern die Bundesre-
gierung daher auf 
zu handeln und eine 
Nationale Arznei-
mittelreserve für die 
wichtigsten Medika-
mente einzurichten. 

Gerade bei Antibiotika sei 
Deutschland komplett von Liefe-
rungen aus Asien abhängig. Die 
Pläne der Regierung seien richtig, 
die Produktion wieder nach Euro-
pa zurückzuholen, aber das wer-
de Jahre dauern, insofern sei eine 
andere Lösung, die solche Eng-
pässe abfedert, notwendig. 

Kein Regress für Arztpraxen 
gefordert 

Wert legen die Vorstände weiter 
darauf, dass Ärztinnen und Ärz-
te für durch Lieferengpässe ent-
stehende Mehrkosten bei der Um-
stellung einer Medikation nicht 
regressiert werden dürften. mtSchwere Zeiten auch für Apotheker

Mit viel Schwung in die Amtsperiode

Vom ersten Tag ihrer Amtszeit an 
haben Dr.Karsten Braun und Dr. 
Doris Reinhardt großen Wert dar-
auf gelegt, sich als Vorstandsteam 
zu präsentieren. Die Ressortvertei-
lung ist klar geregelt. 
Bei Dr. Braun sind die mitglie-
derorientierten Bereiche wie Ab-
rechnung, Vertragswesen, Quali-
tätssicherung & Verordnungsma-
nagement sowie Service & 
Beratung angesiedelt. Dr. 
Doris Reinhardt hat in ih-
rem Ressort die Zulassung 
& Sicherstellung, den Not-
falldienst & Neue Versor-
gungsformen sowie die 
eher internen Bereiche wie 
Personal, Finanzen/Haus-
halt, Unternehmens- und 
Organisationsentwicklung 
sowie IT verortet. Die ers-
ten Monate waren von vie-
len Gesprächen auf allen 
Ebenen geprägt. Sie haben 
auch gleich die volle Breit-
seite der Baustellen im Ge-
sundheitswesen aufgezeigt. 

Ende der Pandemie

Zum 1. März 2023 ist die 
Corona-Verordnung des 
Landes aufgehoben wor-
den, womit alle Corona-
Beschränkungen eingestellt 
wurden. Anfang April dann 
sind die letzten Bundesre-
gelungen ausgelaufen, wo-
mit auch die Corona-Imp-
fung zur GKV-Leistung 
wurde. Das hatte wieder-
um zur Folge, dass die Ver-
gütung festgelegt werden 
musste. Im Land ist es gelungen, 
eine Vereinbarung mit den Kran-
kenkassen zu schließen, die wohl 
zu den besten in Deutschland ge-
hört – zumal nicht nur die Coro-
na-Impfungen, sondern auch die 
Impfungen gegen Influenza und 
Hepatitis B mit einbezogen wur-
den. Das gute Verhältnis innerhalb 
der Selbstverwaltung im Land hat 
sich wieder einmal bewährt. 

Sicherstellung

Täglich landen auf den Schreibti-
schen der Vorstände die Mails und 
Briefe von Bürgermeistern, Land-
räten, Landtags- und Bundestags-
abgeordneten oder auch Patientin-
nen und Patienten, weil Arztpra-
xen ohne Nachfolger schließen. 
Auch hier spitzt sich die Situati-

on stark zu. Die prekäre Termin-
situation in den Praxen, besonders 
auch bei den Kinder- und Jugend-
ärzten, ist in den letzten Monaten 
noch einmal besonders deutlich 
geworden. Natürlich hat der Vor-
stand nicht den einen Hebel, den er 
nur bewegen müsste. Aber er kann 
in Gesprächen und öffentlich auf 
die schlechten Rahmenbedingun-
gen hinweisen, die Ursache dafür 

sind. Die Politik hat reagiert und 
die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendärzte und -ärztinnen aus den 
Budgets genommen. Ein Schritt in 
die richtige Richtung. 
Ein weiteres Mal hat sich aber ge-
zeigt, dass die Wirkungszeiträu-
me im Gesundheitswesen lang 
sind und Fehler der Vergangenheit 
nicht einfach schnell korrigiert 

werden können. Zusammen mit 
anderen KVen hat der Vorstand ei-
nen Antrag bei der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung initiiert, 
dass die Regelungen für Teleme-
dizin erleichtert werden. 

Digitalisierung 

Kurz nach Jahresbeginn hat das 
Bundesgesundheitsministerium alle 

digitalen Anwendungen mehr oder 
weniger gestoppt. Denn deutlich ist 
damals zutage getreten, dass sie 
nicht funktionieren, dass sie für die 
große Masse der Patientinnen und 
Patienten ungeeignet wären und da-
her bisher für die Arzt- und Psycho-
therapeutenpraxen vor allem Ärger, 
Kosten und Frust hervorgebracht 
haben. Umso ärgerlicher ist es, dass 

die Sanktionen Fortbestand haben, 
wenn sich eine Praxis nicht an die 
Telematikinfrastruktur anschließt. 
Der Unmut in den Praxen ist denn 
auch entsprechend hoch. In vielen 
Gesprächen, nicht zuletzt auf dem 
letzten eHealth Forum in Freiburg, 
hat der Vorstand der KV Baden-
Württemberg darauf hingewiesen, 
dass die Ärzte- und Psychothera-
peutenschaft dringend digitale 

Anwendungen benötigt. Sie müssen 
jedoch einen konkreten Nutzen stif-
ten. 

Notfalldienst

Auf Bundesebene hat eine Kommis-
sion Vorschläge für die Weiterent-
wicklung des Notfalldienstes unter-
breitet. Die darin enthaltenen Vor-

schläge sind auf eine Ausweitung 
der Leistungen ausgerichtet. Für 
den Vorstand der KV Baden-Würt-
temberg stehen die Zeichen dage-
gen eher auf Eingrenzung. Dement-
sprechend hat der Vorstand angesto-
ßen, dass die Notfalldienststruktur 
überprüft wird. ks 

 Mehr zur Notfalldienstreform 
auf Seite 5.

Das Vorstandsduo versteht sich gut und tauscht sich regelmäßig über alles aus. 

In der Politik wird den Verantwortlichen üblicherweise eine Frist von 100 Tagen gegeben, um eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug, nach einem knappen halben Jahr einen Rückblick auf die bisherige Amtszeit des Vorstandes zu werfen.
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Arztpraxen stehen heute vor der 
Herausforderung, neue nachhaltige 
Wege gehen zu müssen: So müssen 
Ärztinnen und Ärzte durch die Aus-
wirkungen des Klimawandels un-
ter anderem in Zukunft mit einem 
höheren Behandlungsaufkommen 
rechnen. Auf der anderen Seite gilt 
es, ganz praktische Maßnahmen 
im Praxisalltag zu installieren. Der 
Gesundheitssektor macht zwischen 
fünf und sieben Prozent aller CO2-
Emissionen aus, mehr als der Flug-
verkehr, und trägt damit zum Kli-
mawandel bei. 
Neben der Mobilität und beim Ein-
kauf können Arztpraxen zum Bei-
spiel in ihrer Praxisorganisation und 
bei Angeboten für die Patientinnen 
und Patienten auf einen nachhalti-
geren Umgang achten. Doch eine 
klimaschonende Kultur in einer 
Arztpraxis entsteht nicht von heute 
auf morgen. Die Transformation er-
fordert spezifi sches Know-how und 
Teamgeist, zahlt sich aber aus: Man 
präsentiert sich nach innen und au-
ßen als klimafreundliche Arztpra-
xis, bindet Beschäftigte wie Patien-
tinnen und Patienten und verbessert 
die Wirtschaftlichkeit der Praxis. 

Kleine Stellschrauben

Manche Klimaschutzmaßnahmen 
sind einfach in die Praxis umzu-
setzen, manche brauchen ein biss-
chen Zeit: Zum Beispiel muss man 
für eine Umstellung auf Ökostrom 
oft noch nicht einmal den Anbie-
ter wechseln, sondern lediglich 
den Tarif. Oder LED-Beleuch-
tung: Sie amortisiert sich oft schon 
nach zwei bis drei Jahren gegen-
über herkömmlicher Beleuch-
tung. Auch in Sachen Mobilität 
lässt sich klimafreundlich handeln, 
etwa mit dem Fahrrad oder zu Fuß 
zur Arbeit kommen, für Mitarbei-
tende ein Jobticket bezahlen oder 
mehr Telemedizin einsetzen. Eine 
möglichst papierfreie Praxis ergibt 
sich oft auch schon aus der zuneh-
menden Digitalisierung.

Klimasprechstunden

Was die andere Seite anbelangt 
– die Auswirkungen des Klima-
wandels etwa auf die Gesundheit – 
lässt sich einiges tun. In einer spe-
ziellen Klimasprechstunde bei-
spielsweise können Patient*innen 

einerseits für die medizinischen 
Auswirkungen auf ihre eigene 
Gesundheit sensibilisiert werden. 
Andererseits können Vorsichts-
maßnahmen, zum Beispiel bei 
Hitzewellen, besprochen werden. 
Beratungen zu Ernährung und 
Mobilität beziehungsweise gene-
rellem Lebensstil schlagen zwei 
Fliegen mit einer Klappe. Oder: 
Während extremer Wetterpha-
sen kann es spezielle Angebote 
geben – etwa eine Sprechstunde 
frühmorgens, in der besonders 
auf eine gute Raumlüftung und 
kurze Wartezeiten geachtet wird. 
Die Praxis kann außerdem si-
cherstellen, dass vulnerable Pati-
enten ausreichend Flüssigkeit zu 
sich nehmen und von Angehöri-
gen gebracht und geholt werden. 

Zertifi kate und Qualitätssiegel

In Baden-Württemberg können 
sich klimaschutzbewusste Pra-
xisteams ihr Engagement vom 
Hausärzteverband mit einem Zer-
tifi kat bescheinigen lassen. Ab ei-
ner Selbstauskunft mit 50 Prozent 
oder mehr erfüllten Indikatoren 

gibt es das Label in Bronze, Sil-
ber oder Gold. Die 28 Indikatoren 
für eine nachhaltige Hausarztpraxis 
können Teams als Checkliste für ei-
gene Maßnahmen nutzen. Das In-
stitut für angewandte Qualitätsför-
derung und Forschung im Gesund-
heitswesen GmbH (aQua-Institut) 
verleiht gemeinsam mit der TK ein 
Qualitätssiegel nachhaltige Praxis .

KlimaDocs 

Sie sind ein Netzwerk von Ärz-
tinnen und Ärzten, die mehr Ver-
antwortung für den Klimaschutz 
übernehmen wollen. Sie infor-
mieren darüber, wie eng Gesund-
heit und Umwelt miteinander ver-
bunden sind und welche einfachen 
Tipps sich eignen, um beides zu 
schützen. Die KlimaDocs rücken 
die gesundheitlichen Vorteile ei-
ner klimafreundlichen Ernährung, 
Mobilität und Energieversorgung 
sowie des Artenschutzes und ei-
nes bewussten Konsumverhaltens 
in den Vordergrund – mit Informa-
tionsmaterial für das Wartezimmer 
wie zum Beispiel Flyer, Poster und 
Videoclip.

Praxisleitfaden von A bis Z

Auch die Arbeitsgruppe „Klima-
wandel der Bundesärztekammer“ 
hat ‚Handlungsfelder in Arztpra-
xen zur Klimaneutralität' in ei-
nem übersichtlichen Leitfaden zu-
sammengestellt, unterteilt in neun 
Gruppen: Von Praxisführung über 
Energieverbrauch bis zu Wasser 
und Ernährung werden darin Po-
tenziale beleuchtet. 
Der Berufsverband Deutscher In-
ternistinnen und Internisten hat 
einen neuen Arbeitskreis „Kli-
maschutz und Gesundheit“ ins-
talliert und Forderungen aufge-
stellt. Er will Fragen rund um die 
Themen Klimaschutz, Gesundheit 
und Nachhaltigkeit innerhalb des 
Verbandes aufgreifen und in eine 
strukturierte berufspolitische Ar-
beit überführen. mara

 Weitere Infos:

www.hausarzt-bw.de/ausgezeichnet
www.klimadocs.de
www.bdi.de
www.klima-mensch-gesundheit.de
www.bundesaerztekammer.de

Klimaschutz: 
Was Praxen tun 

können
Das Klima schonen und Profil gewinnen

Verordnungsmanagement

Thema Antihistaminika

Ein Patient oder eine Patientin mit 
allergischer Rhinitis benötigt ein 
orales Antihistaminikum. Welches 
ist wann verordnungsfähig?

Von den Antihistaminika der zwei-
ten Generation stehen fünf ver-
schreibungsfreie Wirkstoffe zur 
oralen Anwendung zur Verfügung, 
die in Bezug auf Wirksamkeit und 
Sicherheit untereinander vergleich-
bar sind: Cetirizin, Loratadin, Levo-
cetirizin, Desloratadin und Bilastin. 
Üblicherweise trägt der Patient/die 
Patientin die Kosten für diese Prä-
parate selbst. Die Anlage I der AM-
RL (OTC-Ausnahmeliste) benennt 
jedoch Ausnahmen, in denen auch 

verschreibungsfreie Antihistaminika 
zu Lasten der Kasse verordnet wer-
den dürfen:

• in Notfallsets zur Behandlung bei 
Bienen-, Wespen-, Hornissen-
giftallergien,

• zur Behandlung schwerer, persis-
tierender Urtikarien,

• bei schwerwiegendem, anhalten-
dem Pruritus und/oder

• zur Behandlung bei persistieren-
der allergischer Rhinitis mit 
schwerwiegender Symptomatik, 
bei der eine topische nasale Be-
handlung mit Glukokortikoiden 
nicht ausreichend ist.

Wann ist die allergische Rhinitis als 
persistierend anzusehen, und wie 
wird die schwerwiegende Sympto-
matik defi niert?

Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) spricht von einer persistie-
renden Symptomatik, wenn sie an 
mindestens vier Tagen pro Woche 
und über mindestens vier Wochen 
auftritt.
Eine schwerwiegende Symptomatik 
kann vorliegen, wenn die ausgelösten 
Symptome (Rhinorrhoe, nasale Ob-
struktion/Schwellung, nasaler Juck-
reiz, Niesreiz oder Fließschnupfen) 
die Lebensqualität beispielsweise auf-
grund von Schlafstörungen und Be-
schränkungen der Arbeitsfähigkeit 
oder alltäglicher Aktivitäten erheb-
lich beeinträchtigen. Außerdem muss 
die Ausprägung der Symptomatik 
nachhaltig und dauerhaft sein.

Sind verschreibungspfl ichtige Anti-
histaminika zu Lasten der Kranken-
kasse verordnungsfähig?

Es gilt das Wirtschaftlichkeitsgebot: 
Vorrangig sind verschreibungsfreie 
Präparate zu verordnen, solange sie 
medizinisch notwendig, zweckmäßig 
und ausreichend sind (Paragraf 12 
Absatz 11 Satz 2 der Arzneimittel-
Richtlinie, AM-RL). Bei Unwirksam-
keit oder Unverträglichkeit kann im 
Einzelfall auf verschreibungspflichtige 
Wirkstoffe wie zum Beispiel Fe-
xofenadin oder Ebastin gewechselt 
werden.
Diese zählen jedoch, genau wie die 
verschreibungsfreien Wirkstoffe (sie-
he oben), zu den Antihistaminika der 
zweiten Generation, die bezüglich 
Wirksamkeit und Sicherheit unterei-
nander vergleichbar sind.
Daher wird eine sorgfältige Abwä-
gung und Dokumentation dringend 
empfohlen, da einzelne Kassen in der 
Vergangenheit bereits Einzelfallprüf-

anträge gestellt haben, wenn ver-
schreibungspflichtige Antihistamini-
ka ohne dokumentierte Vorthera-
pie verordnet wurden.

Weitere Details –  

auch zu vergleichbaren Konstellatio-
nen anderer Substanzklassen – fin-
den Sie in der Übersicht „Die Qual 
der Wahl: verschreibungsfrei versus 
verschreibungspflichtig“ unter:
https://www.kvbawue.de/pdf1827 

Patienteninformation: 
https://www.kvbawue.de/pdf3282.

Arzt fragt, KV antwortet
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Deutschlands Gesundheitswesen 
hängt in der Digitalisierung um 
Jahrzehnte zurück. Das soll sich 
nun ändern. „Gemeinsam digital“ 
heißt das im März veröff entlichte 
Papier des BMG, das über mehre-
re Monate mit Patientenvertretern 
und Akteuren des Gesundheitswe-
sens entwickelt wurde. Die Digita-
lisierungsstrategie zeigt, welche 
konkreten Ziele bis 2030 erreicht 
werden sollen und welche Maß-
nahmen dafür notwendig sind. 

Ein zentraler Punkt der Strategie ist 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA). Um 
die „ePA für alle“ zu ermöglichen, 
wird das Opt-out-Prinzip einge-
führt. Das heißt: Jeder Versicherte, 
der nicht widerspricht, erhält zu-
künftig eine ePA. Sie soll zur digi-
talen Gesundheitsplattform weiter-
entwickelt werden und alle relevan-
ten Akteure im Versorgungsalltag 
miteinander vernetzen. 

TI & gematik

Noch im August 2023 kommt mit 
dem TI-Messenger eine neue An-
wendung der Telematikinfrastruk-
tur (TI). Er ermöglicht die Kommu-
nikation zwischen den Health Pro-
fessionals. Ab Januar 2024 sollen 
dann auch die Versicherten dieses 
Tool nutzen können. Ebenso soll 
Anfang nächsten Jahres der ver-
bindliche Roll-out des E-Rezeptes 
erfolgen. Die Telematikinfrastruk-
tur wird für digital unterstützte Ver-
sorgungs- und Kommunikations-
prozesse kontinuierlich weiterent-
wickelt. Dazu wird die gematik zu 
einer Digitalagentur in 100 Prozent  
Trägerschaft des Bundes weiter-
entwickelt. Die Selbstverwaltung 
verliert somit auch die bisherigen 

Gesellschafteranteile in Höhe von 
49 Prozent. Die Versicherten sollen 
einen niedrigschwelligen Zugang 
zu telemedizinischen Leistungen 
bekommen. Daher wird die Inan-
spruchnahme und Durchführung 
durch nichtärztliches Gesundheits-
fachpersonal, beispielsweise in 
Apotheken und Gesundheitskiosken, 
unterstützt. Bis 2026 soll es in min-
destens 60 Prozent der hausärztlich 
unterversorgten Regionen eine An-
laufstelle für assistierte Telemedizin 

geben. Auch die digitalen Gesund-
heitsanwendungen (DiGA) und 
Pfl egeanwendungen (DiPA) spielen 
im Strategiepapier eine Rolle. DiGA 
und DiPA sollen in den digitalen 
Versorgungsprozess integriert wer-
den. Für beide Anwendungen wer-
de es per Opt-out möglich, Daten in 
die ePA einzutragen. Ein Auslesen 
von Daten soll es dann geben, wenn 
dies für eine Personalisierung der 

Anwendung sinnvoll und notwen-
dig ist.

Nutzung von Daten

Ein weiteres Feld betriff t die Ge-
nerierung und Nutzung von Daten 
für die Forschung. Die in der For-
schungslandschaft derzeit domi-
nierenden Datensilos sollen abge-
baut werden. Forschende sollen 
erleichterten Zugang zu pseudony-
misierten Daten bekommen. Eine 

zentrale Datenzugangs- und Koor-
dinierungsstelle soll den Zugang zu 
Forschungsdaten aus verschiede-
nen Quellen (Krebsregister, Kran-
kenkassendaten) ermöglichen. Ziel 
ist, bis Ende 2026 mindestens 300 
Forschungsvorhaben unter Nutzung 
von Daten aus dem Forschungsda-
tenzentrum durchzuführen. Zwei 
konkrete Gesetzesvorhaben werden 
dem Strategiepapier nun folgen und 

die Maßnahmen in einen rechtlichen 
Rahmen fügen: Das Digitalgesetz, 
das den Behandlungsalltag mit di-
gitalen Lösungen verbessern soll ,  
und das Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz, mit dem geregelt wird, wie 
Gesundheitsdaten für die Forschung 
erschlossen werden. 

Kritische Worte

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun zur Digitaliserungsstrate-

gie:„Minister Lauterbach hat den 
Ärzt*innen in puncto Digitalisie-
rung „eine Art Defätismus“ vor-
geworfen. Wen wundert es, denn 
alles das, wozu man uns bisher 
zwangsverpfl ichtet hat, taugte 
nichts und brachte keinen Benefi t 
für unsere Praxen. Dabei waren wir 
nie digitalisierungsfeindlich. Ich 
kenne kaum eine Praxis, die, wo 
es sinnvoll war, nicht die Vorzüge 

Digitalisierungspläne des BMG

EHDS steht weder für eine Krank-
heit noch für eine Raumfahrtmission 
– EHDS steht für European Health 
Data Space. Der Europäische Raum 
für Gesundheitsdaten soll die Ge-
sundheitsversorgungs- und Behand-
lungsqualität der Menschen in Eu-
ropa voranbringen sowie Forschung 
und Datenaustausch verbessern.
 Im letzten Jahr wurde der 
Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten von der Europäischen 
Kommission auf den Weg gebracht. 
Als ein Eckpfeiler der Europäischen 
Gesundheitsunion soll er ab 2025 
die nationalen Gesundheitssysteme 
innerhalb der EU stärker miteinan-
der verknüpfen, einen sicheren und 
effizienten Austausch von Gesund-
heitsdaten ermöglichen. Ziel ist, 
die medizinische Versorgung der 
Patient*innen  in den Mitgliedsstaa-
ten zu verbessern. Die Infrastruktur 
der einzelnen Gesundheitssysteme 
und die Forschung sollen davon 
profitieren. Grundlage dafür, dass 
der Datenaustausch EU-weit funk-

tioniert, ist die elektronische Patien-
tenakte, in der alle ärztlichen Befun-
de und Behandlungen des Patienten 
enthalten sind, und dass diese digita-
lisierten Daten in allen Mitgliedsstaa-
ten genutzt 
werden kön-
nen. In jedem 
EU-Land müs-
sen die Daten 
daher nach 
dem gleichen 
Schema er-
fasst werden. 
Außerdem: 
Der strenge 
EU-Daten-
schutz muss 
gewahrt werden; die Patient*innen 
behalten die maximale Kontrolle 
über ihre Daten, können jederzeit 
ihre Patientenakte einsehen.

Diagnose und Behandlung

Ob sich eine Herzerkrankung wäh-
rend des Urlaubs in einem anderen 

EU-Land wieder meldet oder wäh-
rend eines Arbeitseinsatzes eine 
Krankheit zuschlägt, den behandeln-
den Ärzt*innen stehen, wenn die 
gesundheitsbezogenen Daten der 

EU-Bürger über die Ländergrenzen 
hinweg zusammengeführt sind, alle 
Informationen aus der Patienten-
akte zur Verfügung. Das erleichtert 
Diagnose und Behandlung. Lände-
rübergreifend sollen auch Rezepte 
einlösbar sein.
Die EU-Plattform mit all ihren Da-
ten kann allgemein zu einem Mehr 

an Behandlungs- und Versorgungs-
qualität der EU-Bürger*innen und 
beitragen, auch einen wichtigen Bei-
trag für die schnellere Entwicklung 
von Medikamenten leisten. Und 

sie ermöglicht 
Forschenden 
zudem ein 
größeres und 
detailgetreue-
res Bild etwa 
auch in Bezug 
auf seltene 
Erkrankungen. 
Die Pandemie 
hat gezeigt, 
wie wichtig 
es für die Ge-

sundheitspolitik und Behörden ist, 
schnell auf digitalisierte Gesund-
heitsdaten zugreifen zu können.

Datenkontrolle und Kritik

Um in solchen Ausnahmesituati-
onen in Zukunft angemessen han-
deln zu können, soll die private und 

European Health Data Space (EHDS)
Länderübergreifender Datenaustausch im Europäischen Raum

öffentliche Gesundheitsforschung 
daher die Daten der EU-Plattform 
in anonymisierter Form verwen-
den können. Ab 2025 sollen auf 
der Plattform alle Mitgliedsstaaten 
ihre Daten eingeben können. Re-
gulierung und Kontrolle des Da-
tenzugriffs obliegt dann  den nati-
onalen Behörden. Angesichts des 
unterschiedlichen Entwicklungs-
standards innerhalb der Mitglieds-
staaten in Bezug auf die Digitalisie-
rung der Gesundheitssysteme ist 
der Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten ein ehrgeiziges Unter-
fangen. Organisationen wie etwa 
die Bundeärzte- und psychothera-
peutenkammer und die KBV fürch-
ten das Risiko eines Datenverlustes 
und warnen vor der Aufweichung 
der Hoheit von Patientendaten. 
Sollte der EHDS wie bisher geplant 
umgesetzt werden,  plädieren sie 
für eine Opt-out-Möglichkeit, also 
die Möglichkeit für Patient*innen, 
der Datenweitergabe zu wider-
sprechen. ja

KERNZIELE DER STRATEGIE
Bis 2025 verfügen 80 Prozent der Versi-
cherten über eine elektronische Patien-
tenakte (ePA).

Im Jahr 2026 erfolgen 80 Prozent der 
Kommunikationsvorgänge im Gesund-
heits- und Pfl egewesen papierlos.

Die gematik soll zu einer Digitalen Ge-
sundheitsagentur als verantwortliche 
Stelle für digitale Anwendungen weiter-
entwickelt werden.

Aufbau eines Kompetenzzentrums für 
Digitalisierung und Pfl ege 

Bis 2026 gibt es in mindestens 60 Pro-
zent der hausärztlich unterversorgten 
Regionen eine Anlaufstelle für assistier-
te Telemedizin (etwa Gesundheitskiosk).

Bis Ende des Jahres 2026 werden min-
destens 300 Forschungsvorhaben un-
ter Nutzung von Daten aus dem For-
schungsdatenzentrum durchgeführt.

der Digitalisierung genutzt hat. Ob 
mit der aktuellen Digitalisierungs-
strategie der Bundesregierung nun 
alles besser wird, bleibt fraglich. 
Zwar sind im Prinzip schon jetzt 
gute Projekte der TI wie die eAU 
auf den Weg gebracht, doch auch 
diese zeigt sich als nicht ausgereift 
und verkompliziert die Abläufe. 
Mit dem E-Rezept verpfl ichtend ab 
1. Januar 2024 wird eine im Prin-
zip sinnvolle Anwendung folgen, 
der hoff entlich mit dem einfachen 
Rezeptabruf mit der eGK in der 
Apotheke zum Durchbruch ver-
holfen wird. Damit das zum Erfolg 
führt, testen wir von der KVBW 
dies vorab in einem Pilotprojekt 
mit engagierten Kolleg*innen in 
Kooperation mit Apothekern, ge-
matik, Softwareherstellern und ört-
lichen Dienstleistern. Ob hingegen 
eine ePA – aktuell haben gerade 
einmal ein Prozent der Patienten 
eine befüllte ePA – in der jetzt an-
gedachten Form zum Erfolg führen 
wird, auch vor dem Hintergrund 
der Ängste vor der Aushöhlung 
der ärztlichen Schweigepfl icht? 
Dasselbe gilt für DiPA und DiGA, 
die ärztliche Leistung nicht oder 
unzureichend einbeziehen und 
überwiegend die Hersteller berei-
chern. Nicht zuletzt deswegen hat 
sich die Vertreterversammlung der 
KVBW gegen die ePA in der aktu-
ell vorgesehenen wenig praktikab-
len Form ausgesprochen, obwohl 
die sogenannte „Opt-out-Lösung“ 
eine Forderung der Ärzteschaft war. 
Bezeichnend ist auch, dass die Ärz-
te in der gematik nicht mehr vertre-
ten sind. Sie hatten dort aber ohne-
hin nichts zu melden und mussten 
sich im Nachgang oft die Vorwürfe 
gefallen lassen, sie hätten die dort 
getroff enen (Fehl-) Entscheidungen 
ja sogar mitbestimmt.“ mt
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Respekt füreinander miteinander
Aktion wirbt für Verständnis statt verbaler Attacken

Die meisten Menschen haben es 
schon am eigenen Leib erfahren: 
Vergreift sich einer im Ton, schiebt 
der andere nach und schnell eska-
liert sie Situation. Besonders 
in Arztpraxen, wo viele um 
das knappe Gut Arztzeit kon-
kurrieren, wird der Ton immer 
rauer. MFAs sind meist dieje-
nigen, die das am ehesten spü-
ren. Doch sie verdienen An-
erkennung, damit nicht noch 
mehr von ihnen den Job ver-
lassen, fi nden der Chirurg Dr. 
Günther Fuhrer aus Reutlingen 
und die MFA Melanie Seibold 
vom Ärztenetz Reutlingen. Sie 
werben mit einer Plakataktion 
für mehr „Respekt füreinander 
miteinander“. 

Wie kamen Sie darauf, die 
Aktion ins Leben zu rufen?

Fuhrer: Patienten und Patien-
tinnen beklagten sich bei mir 
über die Aggression und Un-
freundlichkeit unserer Mitar-
beiterinnen. Nun ist es als Chef 
sehr unangenehm, wenn sie in 
den Ruf kommen, dass das 
Personal unfreundlich ist. Da-
her habe ich Frau Seibold be-
fragt und sie sagte mir, das un-
terscheide sich keinesfalls von 
ihren Erfahrungen oder denje-
nigen ihrer Kolleginnen. 
Seibold: Ja es stimmt, doch 
häufi g ist dies nur eine Re-
aktion auf ebenfalls aggres-
sive Patienten und Patientin-
nen. Wenn ich zehnmal am 
Tag angepöbelt werde, ver-
schärft sich möglicherwei-
se auch mein Ton, sodass ich 
dann etwas empfi ndlicher bin, 
wenn sich jemand in der Wortwahl 
vergreift. Am Morgen toleriere ich 
das vielleicht eher oder kann da-
mit umgehen, aber am Abend oder 

Nachmittag bin ich eventuell ein 
bisschen barscher, als ich das sein 
möchte. Dieser Kultur gilt es entge-
genzusteuern. 

Fuhrer: Wir haben dann gehört, 
dass das tatsächlich in jeder Praxis 
vorkommt. Wir waren darüber sehr 
erschrocken, denn es wurden dort 

auch Drohungen formuliert: „Ich 
weiß, wo du wohnst, warte mal bis 
heute Abend, dann wirst du sehen, 
was du davon hast. Das hat uns so 

alarmiert, dass wir uns gesagt haben, 
dann müssen wir etwas dagegen tun 
und eine gewisse Sensibilisierung 
erzeugen bei unseren Patienten. 

haben und aufgrund der verschie-
denen Herausforderungen in der 
Gesellschaft wie etwa technischer 
Wandel, Digitalisierung, demo-
graphischer und gesundheitspoli-
tischer Wandel mit ihrem Wissen 
am Ball bleiben wollen. Für diese 
Menschen sind auch die Univer-
sitäten ein guter Partner.“ Interes-
sierte können sich auf der Plattform 
Suedwissen.de informieren. Dort 
sind Lerninhalte, Zeitaufwand, Ter-
mine und Kosten einzusehen. Die 
Weiterbildungen des Fachclusters 
sind nicht mit der ärztlichen Wei-
terbildung der Ärztekammern zu 
verwechseln, sondern man könnte 

Mehrere Universitäten und Hoch-
schulen in Baden-Württemberg 
haben sich zu einem Fachcluster 
Gesundheit und Soziales zusam-
mengeschlossen, um berufsbeglei-
tende, wissenschaftliche Weiterbil-
dungen anzubieten.

Das Fachcluster vereint Expertise 
in den Bereichen Medizin, Pharma-
zie, Psychologie und Soziale Arbeit 
sowie Big Data und Data Science 
im Bereich Gesundheit und Sozia-
les. Nicole Folger von der Univer-
sität Tübingen: „Unsere Fortbildun-
gen richten sich an Personen, die 
bereits einen Hochschulabschluss 

Fachcluster Gesundheit bietet Weiterbildungen an

Und wie?

Seibold: Wir haben Plakate und 
Buttons entwickelt. Jeder, der das 

Bedürfnis hat, auch in seiner Praxis 
aktiv dagegen anzugehen, kann sie 
bei uns beziehen (Anmerkung der 
Redaktion: über den Link rechts). 

Wie reagieren die Patienten?

Seibold: Bei mir in der Praxis ha-
ben alle vor den Plakaten kurz ge-
stoppt und refl ektiert. Ich habe 
schon das Gefühl, der eine oder 
andere schnauft echt mal durch.
Fuhrer: Ich habe durchweg posi-
tive, verständnisvolle Reaktionen 
darauf. Die Patientinnen und Pati-
enten sagen, sie fänden es unerhört 
und so gehe es nicht. Wahrschein-
lich sind sie zum ersten Mal in der 
Situation, dass sie die andere Seite 
auch sehen. Wenn die Aktion eine 
breite Resonanz fi ndet, dann wäre 
ein gewisses Bewusstsein dafür ge-
schaff en und vielleicht könnte man 
dann in dieser Situation vielleicht 
eher deeskalieren.

Und wieder eine Kultur des Re-
spekts füreinander entwickeln?

Seibold: Ja, genau, wir haben auch 
bewusst den Slogan „Respekt für-
einander miteinander“ gewählt, 
weil wir ja wissen, dass auch wir 
frustriert sind. Wir wollen nicht 
bewusst einen Patienten verärgern. 
Wir versuchen wirklich, das Best-
mögliche für die Patienten rauszu-
holen, aber auch wir kommen an 
unsere Grenzen.
Fuhrer: Wir verstehen den Frust 
der Patientinnen und Patienten, 
wenn sie wegen des Ärzte- und 
MFA-Mangels schwer Termine 
bekommen, doch wir sind bis zu 
14 Stunden täglich vor Ort und oft 
am Ende unserer Kräfte. Ich wün-
sche mir, dass das zumindest gese-
hen wird. Wir können es uns nicht 
leisten, dass sich unsere medizini-
schen Fachangestellten nach einer 

solchen Erfahrungen zurückziehen 
und sagen: „Ich kann nicht mehr, 
ich höre auf mit dem Beruf.“ ef

  www.gesunder-respekt.de 

Das E-Rezept kommt 
Bereiten Sie sich vor

Im Rahmen der Digitalisierungs-
strategie hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) an-
gekündigt, das E-Rezept zum 1. 
Januar 2024 verpflichtend einzu-
führen. Bereits seit Mitte 2022 
lässt sich das E-Rezept voll digital 
mit Ihrem eHBA unterschreiben, 
erstellen und auf die E-Rezept-
App der Patientinnen und Patien-
ten übertragen. Ab Sommer die-
ses Jahres soll außerdem das „Ein-

lösen des E-Rezepts per eGK in 
der Apotheke“ möglich werden, 
sodass es dann auch eine breitere 
Akzeptanz bei den Patient*innen 
finden wird. 
Damit Sie Mehraufwand von 
vornherein aus dem Weg gehen, 
empfehlen wir Ihnen dringend, 
sich – sofern noch nicht gesche-
hen – einen eHBA zu beschaffen 
sowie mit Ihren Systembetreuern 
Kontakt aufzunehmen. vb

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Plakat / Größe: DINA2

10 - final

Eine Initiative des 
Ärztenetzes Reutlingen

Für einen respektvollen 
Umgang miteinander.

füreinander
   miteinander

Respekt ist immer eine gegenseitige Angelegenheit.

Dr. Günther Fuhrer 

sie eher als Fortbildung bezeich-
nen. Das Projekt Hochschulwei-
terbildung@BW mit der aktuellen 
Plattform suedwissen.de ist Teil der 
landesweiten Qualifi zierungsoff en-
sive WEITER.mit.BILDUNG@
BW und wird gefördert durch das 
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst Baden-Württem-
berg. ef

 Weitere Informationen:
Nicole Folger
Universität Tübingen
Tel.: +49 7071 29 72685
E-Mail: nicole.folger@uni-tuebingen.de
https://www.suedwissen.de

Ständiger Wandel im Arbeitsleben: Wer sich weiterbildet, bleibt up to date.

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Aufkleber / Größe: 140 mm

10 - final
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   miteinander

Melanie Seibold

ergo Ausgabe 2 / 2023Seite 12

KVBW: Krankenhausreformpläne 
gehen in die falsche Richtung

Die Krankenhäuser sollen künf-
tig in drei Level eingeordnet und 
entsprechend gefördert werden. 
Die Maximalversorger auf Level 
III sind Universitätskliniken oder 
Großkrankenhäuser mit quasi 
sämtlichen Fachrichtungen inklu-
sive Intensivmedizin und Notfall-
versorgung. Sie sollen also primär 
für die schweren und schwersten 
Fälle zuständig sein. Mittelgroße 
Krankenhäuser auf Level II sind 
Krankenhäuser der Regel- und 
Schwerpunktversorgung mit einer 
Mindestzahl bestimmter Fachrich-
tungen und können daher fachbe-
zogen ebenfalls schwere Fälle 
zum Beispiel in der Kardiologie 
behandeln. 
Kleinere Level-I-Krankenhäuser 
werden in zwei Typen unterteilt. 
Level In („n“) sind dann Kliniken 

der Basisversorgung für Chirur-
gie und Innere Medizin mit eini-
gen Intensivbetten und einer Not-
aufnahme. 
Level Ii sind dann keine Kranken-
häuser im heutigen Sinne mehr, da 
gemäß der integrierten Versorgung 
vor allem die ambulante Behand-
lung mit Allgemeinmedizin und 
Pflege im Vordergrund stehen soll. 
Sie sollen eine flächendeckende 
wohnortnahe Versorgung sicher-
stellen. Der Gesetzgeber möchte 
ermöglichen, dass sie von qualifi-
zierten Pflegefachleuten und nicht 
von Ärztinnen und Ärzten geführt 
werden können.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) möchte die Krankenhaus-
landschaft in Deutschland grundlegend reformieren. Die Pläne sehen zum 
einen weitreichende Änderungen bei der Abrechnung mit einer Abkehr vom 

reinen Fallpauschalen-Prinzip vor, zum anderen eine stärkere Spezialisierung 
der Krankenhäuser. 

KVBW-Vorstand kritisiert 
Reformpläne und Position des 
Landkreistages 

Aus Sicht des KVBW-Vorstandes 
müssen die Reformvorschläge der 
Krankenhausstrukturen dringend 
überdacht werden: „Die Autoren, 
die aus dem Umfeld der Großklini-
ken kommen, haben nicht berück-
sichtigt, in welchem Umfang ihre 
Reformvorschläge den ambulanten 
Bereich betreffen. Schade, dass die 
Vertretungen der niedergelassenen 
Ärzte und Psychotherapeuten nicht 
involviert waren. Das wird in der 
aktuellen Diskussion immer deutli-
cher“, kritisierte Dr. Karsten Braun. 
Er bezog sich dabei auch auf ein Po-
sitionspapier des Baden-Württem-
bergischen Landkreistages zu den 
Reformplänen. „Darin sind Vor-

schläge zur Ausgestaltung enthalten, 
die von uns so nicht mitgetragen 
werden können. In dem Reformpa-
pier der Expertenkommission sind 
etwa die Trägerschaft und die Fi-
nanzierung der kleineren Kranken-
häuser, die als Level Ii-Krankenhäu-
ser ambulant-stationäre Einrichtun-
gen werden sollen, nicht geklärt. In 
dem Positionspapier wendet sich 
der Landkreistag daher auch ge-
gen eine Finanzierung aus Mitteln 
der Kommunen und weist sie da-
her der KV zu. Das können wir so 
natürlich nicht akzeptieren. Warum 
sollen unsere Ärzte und Psychothe-
rapeuten aus ihrem Honorar solche 

Einrichtungen finanzieren?", so der 
KV-Vorsitzende.

Finanzierung Länderaufgabe 

Seine Stellvertreterin Dr. Doris 
Reinhardt moniert, dass die Exper-
tenkommission auf Bundesebene 
nicht das Aufgabenspektrum die-
ser Einrichtungen vorgegeben hat. 

„Die Reformvorschläge gehen ein-
deutig dahin, die Finanzlücke bei 
den Krankenhäusern zu schließen. 
Es steht außer Frage, dass es hier 
Handlungsbedarf gibt. Aber die-
se Finanzlücke darf nicht zu Las-
ten der Krankenkassen gehen. Die 
Finanzierung der Infrastruktur und 
der Investitionen ist Aufgabe der 
Länder.“ Reinhardt weiter: „Dem-
entsprechend lehnen wir die Über-
legung des Landkreistages ab, dass 

ein eigener Sektor für ambulante 
Operationen geschaffen werden soll, 
der nur den Krankenhäusern vorbe-
halten bleiben soll. Nach unserer 
Einschätzung gelingt es den Kran-
kenhäusern heute schon kaum, ihre 
stationären Patientinnen und Patien-
ten adäquat zu behandeln. Auch hier 
wirkt sich der Ärzte- und Fachkräf-
temangel aus. Jetzt aber die Kran-
kenhäuser quasi über den Umweg 
von ambulanten Leistungen zu fi-
nanzieren, die nicht deren Aufgabe 
sind, ergibt keinen Sinn. Weder ha-
ben sie die Kapazitäten dafür, noch 
wäre das im Interesse der Patientin-
nen und Patienten.“ mt

Keine Sozialversicherungspflicht
Breite Unterstützung für Befreiung

Ob Poolärzte im Notfalldienst selbst-
ständig oder abhängig beschäftigt 
und so sozialversicherungspflich-
tig sind, ist derzeit streitgegenständ-
lich vor Gericht. Die Einstufung von 
Poolärzten als sozialversicherungs-
pflichtig hätte katastrophale Folgen 
für die Sicherstellung des ärztlichen 
Bereitschaftsdienstes in Deutsch-
land. Bei der KBV-Vertreterver-
sammlung im Mai wurde daher ei-
nem Antrag zugestimmt, der analog 
zu den Ärzten im Rettungsdienst 
eine Befreiung von der Sozialver-
sicherungspflicht für Ärzte im Be-
reitschaftsdienst vorsieht. Auch der 
Bundesrat fordert die Bundesregie-
rung auf, hier eine Ausnahmerege-
lung zu schaffen. Diese sieht jedoch 
keine Notwendigkeit. 
 Die KVBW-Vorstände Dr. 
Karsten Braun und Dr. Doris Rein-
hardt warnen, dass eine Sozialver-
sicherungspflicht Auswirkungen 
auf die 120 Notfallpraxen in Baden-
Württemberg hätte. „Pro Jahr haben 
wir mehr als eine Million Patientin-
nen und Patienten in den Notfallpra-
xen und bei den Hausbesuchen. Die-
se Struktur können wir nicht mehr 
aufrechterhalten, wenn die Tätigkeit 
in den Notfallpraxen sozialversiche-
rungspflichtig wäre“, verdeutlicht 
Reinhardt. „Wir müssten dann Hun-
derte Ärztinn*en bei der KVBW an-
stellen, außerdem bräuchten wir we-
sentlich mehr Ärzte, um die Dienste 
überhaupt füllen zu können, da dann 
auch alle Anforderungen an Arbeits-
zeitregelungen zu erfüllen wären. 
Die Auswirkungen für die gesamte 
Versorgung wären fatal.“

Hintergrund ist, dass die Deutsche 
Rentenversicherung die Rechtsauf-
fassung vertritt, dass Nicht-Vertrags-
ärztinnen und -ärzte, die im KV-
Bereitschaftsdienst tätig sind, als 
abhängig beschäftigt eingestuft wer-
den und damit der Sozialversiche-
rungspflicht unterliegen. Das bedeu-
tet, dass sie neben ihren Leistungen 
zu Kranken- und Rentenversiche-
rung und zum Versorgungswerk zu-
sätzlich sozialversicherungspflichtig 
werden. Poolbeschäftigte in Rente 
müssten zudem Eigenanteile in die 
gesetzliche Rentenversicherung ein-
zahlen. Die Bundesregierung betont, 
dass nicht ohne Weiteres nachvoll-
ziehbar ist, dass der vertragsärztli-
che Notdienst durch eine grundsätz-
lich bestehende Beitragspflicht für 
abhängig beschäftigte Poolärztinnen 
und Poolärzte gefährdet sein soll. Es 
sei sogar problematisch, die Bei-
tragspflicht von Ärzten, deren Ein-
kommen sich ganz wesentlich aus 
Beiträgen anderer Versicherter und 
von Arbeitgebern speist, als Berufs-
hindernis zu werten. 
Dem Wunsch, dass Berlin eine Aus-
nahmeregelung schafft, wie es sie 
bei Notärzten gibt, erteilt die Bun-
desregierung eine Absage. Die 
Rechtlage sei nicht vergleichbar. 
Die Sicherstellung des ambulan-
ten Notdienstes sei eine gesetzliche 
Aufgabe der KVen, im Grundsatz 
seien alle Vertragsärzte verpflichtet, 
am Notdienst teilzunehmen. Bei der 
notärztlichen Tätigkeit im Rettungs-
dienst sei dies nicht der Fall. Hier 
bedarf es der freiwilligen Mitarbeit 
der Ärzteschaft.  gk

Angesichts von Ärzte- und Fach-
kräftemangel, Fehlinanspruch-
nahme von Rettungsdienst, 
Krankenhausnotaufnahmen und 
Bereitschaftsdienst hält der 
KVBW-Vorstand eine Patienten-
steuerung in die richtige Versor-
gungsebene für unumgänglich. 

„Wir wollen, dass Patientinnen und 
Patienten je nach Dringlichkeit in 
die richtige Versorgungsebene ge-
führt werden. Das kann zum Bei-
spiel der Notarzteinsatz mit Ret-
tungsdienst, die Krankenhausnot-
aufnahme, die Notfallpraxis, ein 
Hausbesuch, die Zuweisung in die 
Regelversorgung oder auch eine 
Beratung per Telefon oder Video-
konsultation mit Ärztin oder Arzt 
sein“, so Vorstandsvorsitzender Dr. 
Karsten Braun. 
Voraussetzung ist eine medizini-
sche Ersteinschätzung mit standar-
disierten, computergestützten und 
qualitätsgesicherten Verfahren. 
Diese kann telefonisch oder per 

Videokonsultation, bei Rettungs-
leitstelle oder 116117, als Selbstein-
schätzung im Web (www.116117.
de) oder spätestens am Tresen von 
Notaufnahme, Notfallpraxis oder 
INZ erfolgen. „Die so ermittelte 
Versorgungsebene muss verbind-
lich sein“, sagt Dr. Doris Reinhardt. 
Und Dr. Braun ergänzt: „Für alle, 
die sich nicht an die zugewiesene 
Versorgungsebene halten, ist eine 
Eigenbeteiligung notwendig.“ Mit 
Unterstützung des KVBW-Vor-
standes haben deshalb beim Deut-
schen Ärztetag in Essen verschie-
dene baden-württembergische 
Delegierte und Mitglieder der 
KVBW-Vertreterversammlung 
den Antrag für eine qualitätsorien-
tierte Notfallversorgung und eine 
verbindliche Patientensteuerung 
gestellt. Leider kam es weder zu 
einer Diskussion darüber noch zu 
einem Beschluss. Der Antrag wur-
de am letzten Sitzungstag aus Zeit-
gründen an den Vorstand der Bun-
desärztekammer überwiesen.  gk      

Steuerung von 
Notfallpatienten notwendig 

Krankenhäuser sollen künftig in drei Level eingeteilt werden.
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„Hallo, ich bin Daniel. Wir duzen 
uns hier alle“, begrüßt Dr. Daniel 
Urban seine Gäste im MVZ Medi-
cum Zollernalb im Gewerbegebiet 
von Balingen. Neben einer kleinen 
Zweigpraxis ist hier die Verwaltung 
des MVZ untergebracht. 
Das Ambiente macht Eindruck: 
Sehr freundlich und hell ist alles ge-
staltet, die Ausstattung schick und 
modern. Auch für Barbet-Hund 
Happy ist Platz. 

Beschäftigte sind wichtigstes Gut

Daniel Urban (43) will mit seinem 
MVZ bewusst einiges anders ma-
chen. Er versteht seinen Betrieb als 
Start-up und ist sich bewusst, dass 
für den Erfolg ein Faktor entschei-
dend ist: „Die Beschäftigten sind 
unser wichtigstes Gut.“ Deshalb ist 
ihm wichtig, dass sich sein Team 

wohlfühlt und mit der Arbeit iden-
tifizieren kann. Das fördert er mit 
einer Kommunikationskultur auf 
Augenhöhe und einer ansprechen-
den Atmosphäre in den Praxen wie 
auch in der Verwaltung. So gibt es 
einen großen Begegnungsraum für 
Meetings des 30-köpfigen Teams. 
Am liebsten wäre ihm ein zentra-
ler Standort für alle. „Doch solche 
Räume zu bezahlbaren Preisen und 
mit genügend Parkfläche zu finden, 
ist in Balingen ungeheuer schwie-
rig“, erzählt Urban. 
Derzeit ist es so, dass zwei Stand-
orte nur wenige Meter voneinander 
entfernt liegen. Ganz klassisch be-
finden sie sich jeweils in der Etage 
eines Mehrfamilienhauses .Von au-
ßen wirkt es, als handle es sich um 
eine ganz normale klassische Ein-
zelarztpraxis. Doch dass sich die-
ses Modell überholt hat, steht für 

den Internisten außer Frage. Neben 
der Behandlung die immer umfang-
reicher werdende Verwaltung samt 
Personalmanagement zu stemmen, 
sei für einen Arzt kaum mehr leist-
bar. Davon abgesehen hat der Nach-
wuchs darauf auch gar keine Lust. 
Für Daniel Urban ein Grund, war-
um die Niederlassung wenig attrak-
tiv ist. Und aufs Land zieht es jun-
ge Medizinerinnen angeblich auch 
nicht. 
Doch der Gründer ist auch ange-
treten, mit seinem MVZ so man-
ches  Vorurteil zu entkräften. Per-
sonalmangel bei MFAs, zu wenig 
Bewerbungen für Arztstellen – bei 
ihm kein Thema. „Wir bekommen 
regelmäßig Initiativbewerbungen 
von MFAs. Wenn die Bedingun-
gen stimmen, zieht das weitere 
Mitarbeitende an.“ Auch an ärztli-
chen Interessenten mangelt es nicht. 

Zwei Kolleginnen und sechs Kolle-
gen sind bei ihm beschäftigt, darun-
ter auch Ärztinnen und Ärztee, die 
sich nach Praxisübergabe haben an-
stellen lassen. 
Nicht nur bei seinen Angestell-
ten, auch in der Patientenkommu-
nikation setzt Urban neue Akzente. 
So verschickt er regelmäßig einen 
Newsletter an seinen Patienten-
stamm, der „super angenommen 
wird“. 

Gestaltungspielraum

Dass er selbst zum Unternehmer  
wurde, war nicht geplant. Nach sei-
ner Facharztausbildung zum Inter-
nisten in Berlin und Leipzig war er 
in seine schwäbische Heimat zu-
rückgekehrt und als angestellter 
Arzt in einer kleinen Praxis tätig. 
„Wir hatten einen Aufnahmestopp 

und mussten täglich Patienten weg-
schicken. Da wurde mir klar, dass 
ich so nicht weiterarbeiten möch-
te“. erzählt Urban, der schon in sei-
ner Klinikzeit manche Strukturen 
und Abläufe hinterfragte. Schließ-
lich führte der Wunsch, etwas ver-
ändern und gestalten zu wollen, zur 
Gründung von Medicum Zollernalb. 
Urban ist überzeugt, dass „nur grö-
ßere Strukturen zukunftfähig sind“.  
Die Investitionen für sein als GmbH 
fungierendes MVZ stemmt er selbst. 
Eine Finanzierung mit Investo-
ren ist aktuell kein Thema. „Wir 
könnten mit Fremdkapital schnel-
ler wachsen, doch so bin ich auch 
niemandem verpflichtet“, betont der 
Facharzt, der auch noch selbst be-
handelt. In der Zukunft hat der jun-
ge Gründer viel vor. Im Juli eröff-
net er einen vierten Standort, wei-
tere können folgen.  gk

Junge Menschen wollen heute 
mehr als nur einen Job. Sie fordern 
flexible Arbeitszeiten, flache Hier-
archien und Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Wie das gelingen 
kann, dazu gab es beim Karriere-
tag für Medizinstudierende in Hei-
delberg Tipps aus dem Praxis- und 
Klinikalltag.  

Als junge Mutter mit zwei klei-
nen Kindern eine Arztstelle zu 
f inden, das war vor rund 20 Jah-
ren fast unmöglich. „Ich bin nir-
gends angenommen worden“, 
erzählt Dr. Susanne Bublitz, Vor-
sitzende des Hausärzteverbands 
Baden-Württemberg. Als es 
schließlich doch klappte, weil ihr 
aufgrund ihrer familiären Situati-
on Belastbarkeit attestiert wur-
de, gab es im Klinikalltag weitere 
Hürden. Teilzeit zu arbeiten, war 
nicht praktikabel. „Früher zu ge-
hen, funktioniert in der Inneren 
nicht“, so Bublitz‘ Erfahrung, die 
inzwischen glücklich ist, Chefin 

ihrer eigenen hausärztlichen Pra-
xis zu sein. 
Die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein Faktor, der unter 
dem Oberbegriff  „New Work“  
ein neues Verständnis von Arbeit 
postuliert. Wie das in der Medizin 
umgesetzt werden kann, darüber 
diskutierten auf dem ZEIT-Karrie-
retag an der 
Uni Heidel-
berg Bublitz 
und drei 
Kollegen aus 
Klinik und 
Niederlas-
sung, darun-
ter KVBW-
Vorsitzen-
der Dr. 
Karsten 
Braun. Aus 
den Erzäh-
lungen der 
Podiumsgäste, die 20 und mehr Be-
rufsjahre hinter sich haben, wurde 
schnell klar: Die Zeiten haben sich 

enorm zugunsten des medizini-
schen Nachwuchses geändert. Wa-
ren früher 150 Bewerbungen not-
wendig, um eine Stelle zu erhalten, 
haben die Jungen heute „zwischen 
Sylt und Garmisch“ die freie Aus-
wahl, bemerkte Braun. Entspre-
chend gut sind auch ihre Verhand-
lungspositionen. 

Über den Wunsch nach Teilzeit 
wundert sich heute niemand mehr. 
Auch in der Niederlassung muss es 

kein voller Versorgungsauftrag sein, 
betonte Braun. „Versorgungsauf-
träge kann man teilen, es ist auch 
nur ein halber oder weniger mög-
lich.“ 
Teilzeitarbeit ist auch in der Klinik 
inzwischen keine Seltenheit mehr. 
Es sei völlig normal, dass jemand 
nicht mit 100 Prozent anfange, be-

richtete der 
Ärztliche 
Direktor 
vom Klini-
kum am 
Weissenhof, 
Dr. Matthias 
C. Michel, 
„auch in der 
Somatik“. 
Für eine Tä-
tigkeit in ei-
ner Praxis 
warb auch 
Dr. Michael 

Rodenbach, der als angestellter 
Kardiologe in einem großen Praxis-
verbund arbeitet und froh ist, keine 

Dienste mehr leisten zu müssen. 
„100 Prozent sind für mich jetzt 
wie 75 Prozent in der Klinik“, so 
Rodenbach. Er schätze zudem die 
flachen Hierarchien und arbeite ei-
genverantwortlich in einem tollen 
Team. 
Den Gestaltungsraum für New 
Work in einer Praxis betonte auch 
Braun, der selbst über 20 Jahre in 
einer Gemeinschaftspraxis tätig 
war. Er hält kooperative Struktu-
ren für sinnvoll, denn sie ermögli-
chen verschiedene Schwerpunkte 
sowie die Aufteilung der Unter-
nehmensführung. Dass die Nie-
derlassung attraktiver ist als ihr 
Ruf, diese Erfahrung hätten Wei-
terbildungsassistenten in seiner 
Praxis immer gemacht, auch, weil 
sie enorm viel gelernt haben. Im 
kooperierenden Krankenhaus 
wurde die zeitweilige Versetzung 
in der Praxis immer beliebter, so 
dass es schließlich nicht mehr hieß, 

„wer muss“, sondern „wer darf in 
die Praxis?“. gk

MVZ als Startup
Dr. Daniel Urban hat in Balingen das Medicum Zollernalb MVZ mit drei Standorten gegründet. Demnächst gibt es einen vierten. 

Der Gründer führt seinen Betrieb wie ein Start-up und hat noch viel vor. 

Dr. Daniel Urban tut viel für seine Beschäftigten. Personalmangel kennt er nicht. 

Am Start: das Medicum Zollernalb MVZ

Niederlassung bietet für NEW WORK viele Möglichkeiten

Von links nach rechts: Moderatorin Wlada Kolosowa, Bublitz, Braun, Rodenbach und Michel beim Talk.
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Vertreterversammlung widmet 
sich brisanten Themen

Von Honorar über Ärztemangel bis zur Entbürokratisierung. Es gibt großen Handlungsbedarf.

Etwa die Hälfte der Mitglieder 
der Vertreterversammlung sind 
im letzten Jahr neu in das Gre-
mium gewählt worden. Grund 
genug, dass sich die Delegier-
ten zusammen mit dem Vor-
stand, den Bezirksbeiräten und 
der Verwaltung zu einer Klau-
sur eingefunden haben, um die 
Leitplanken für die Amtsperio-
de zu bestimmen. 
Die Sorge ist rundum deutlich 
geworden, dass die ambulante 
Versorgung in eine gefährliche 
Schiefl age geraten wird, wenn 
nicht gegengesteuert wird, oder 
in einer solchen sogar schon ist,.
Nachwuchsmangel, die Kon-
kurrenz zu investorengestütz-
ten MVZ, die Rolle der Praxen 
im Rahmen der sektorenübergrei-
fenden Versorgung, die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zwischen 
Haus und Fachärzten, die Stärkung 
der Primärversorgung und die Kos-
tendeckung bei ambulanten Eingrif-
fen, aber auch die Förderung der 
Weiterbildung in der Psychothera-
pie, mehr Gruppentherapie und die 
Versorgung psychisch schwer kran-
ker Patientinnen und Patienten – der 
Handlungsbedarf ist groß und liegt 
in vielen Punkten auch nicht (al-
lein) im unmittelbaren Einfl uss des 
Vorstandes. Großen Wert legten alle 
Teilnehmer darauf, dass sie einen 
aktiven und konstruktiven Beitrag 
mit eigenen Lösungsvorschlägen 
für die zahlreichen Probleme in der 

Versorgung leisten möchten. Kla-
gen allein ist zu wenig. Vor allem 
die Rahmenbedingungen für die 
Praxen werden daher in den kom-
menden Jahren im Mittelpunkt der 
Tätigkeit stehen müssen. Darin wa-
ren sich alle Teilnehmenden einig. 
Dementsprechend ist die Verbesse-
rung der Attraktivität der Niederlas-
sung auch eines der drei Themen, 
die der Vorstand als strategisches 
Ziel für diese Amtsperiode ausge-
geben hat.

Finanzielle Attraktivität

Die fi nanzielle Attraktivität für die 
Praxen muss verbessert werden. 
Das betriff t Themen wie Entbudge-
tierung mindestens der Grund- und 

Versichertenpauschalen, aber auch 
die Einbeziehung von Angestellten 
in die Kalkulation des EBM – sei-
en sie medizinisch tätig oder in As-
sistenzfunktionen. Gerade die MFA 
hatten während der Pandemie einen 
unschätzbaren Beitrag geleistet und 
warten bis heute auf eine entspre-
chen (fi nanzielle) Anerkennung da-
für.

Bürokratie

Die Ärzte und Psychotherapeuten 
einfach nur ihre Arbeit machen las-
sen –  leider kann davon keine Rede 
sein. Viel zu viel Zeit ist in den 
Praxen erforderlich für Tätigkei-
ten, die nicht der Patientenversor-
gung dienen. Der Vorstand hat sich 

auch dieses Ziel auf die Fahnen ge-
schrieben und will seinen eigenen 
Handlungsspielraum ausschöpfen. 
Dazu gehören beispielsweise digi-
tale Antragsservices über das Mit-
gliederportal der KVBW. 

Regresse

Auch wenn sich die Situation im 
Vergleich zu früheren Zeiten deut-
lich entspannt hat, ist die Unsicher-
heit nach wie vor groß. Besonders 
ärgerlich ist die große Zahl an In-
dividualregressen und Einzelfall-
prüfungen. Es geht dabei meist 
nicht um hohe Summen, aber der 
Aufwand für die Praxen ist hoch. 
Dementsprechend gehört es zu 
den Zielen des Vorstandes, das 

Regressrisiko weiter zu verrin-
gern und besonders die Zahl der 
Einzelfallregresse zu senken. 

Notfalldienst

Wie die Patientinnen und Pa-
tienten künftig im Rahmen 
des Bereitschaftsdienstes ver-
sorgt werden können, ist ei-
nes der weiteren Kernthemen 
für den Vorstand und die VV-
Delegierten. Welche Angebote 
sind hier überhaupt noch zeit-
gemäß im Spannungsfeld zwi-
schen den verfügbaren Ressour-
cen und der Erwartungshaltung 
von Patient*innen und Politik? 
Wie kann die Inanspruchnahme 
auf die Patientinnen und Patien-

ten begrenzt werden, die wirklich 
medizinische Unterstützung außer-
halb der Sprechstundenzeiten benö-
tigen? Und damit verhindert wer-
den, dass die teuren Strukturen als 
verlängerte Sprechstunde benutzt 
werden. Wie kann das System fi -
nanziert werden? Die KVBW hat 
in Deutschland eine führende Rol-
le bei der Gestaltung des Notfall-
dienstes. Diese Rolle soll sie weiter 
nutzen, um den Notfalldienst wei-
terzuentwickeln. Die Themen für 
die nächsten Jahre sind damit ge-
setzt. Klar ist aber auch, dass un-
vorhergesehene Ereignisse alle Pla-
nungen obsolet werden lassen kön-
nen. Gerade die vergangenen Jahre 
haben das deutlich gezeigt. ks 

Wahlbeteiligung enttäuschend, 
Umfrage forscht nach Ursachen

Nur 35 Prozent der ärztlichen Mit-
glieder der KVBW haben ihre 
Stimmen abgegeben, fünf Prozent-
punkte weniger als bei den Wahlen 
sechs Jahre zuvor. Noch deutlicher 
war das Ergebnis bei den Psycho-
therapeuten. Haben sich 2016 noch 
62 Prozent an den Wahlen betei-
ligt, waren es im vergangenen Jahr 
nur noch 40 Prozent. Die KVBW 
als Institution der Selbstverwal-
tung lebt von der Legitimation ih-
rer Mitglieder. Es würde auf Dauer 
den Vorstand und die Rolle der De-
legierten der Vertreterversammlung 
und der Bezirksbeiräte schwächen, 
wenn sie sich nicht auf ein brei-
tes Votum der Mitglieder stützen 

könnten. Die Vertreterversamm-
lung hat daher den Vorstand beauf-
tragt, nach Wegen zu suchen, wie 
die Wahlbeteiligung 2028 erhöht 
werden kann. Klar ist, dass dafür 
zunächst Ursachenforschung be-
trieben werden muss. Es wird eine 
Reihe von Gründen geben, die wie-
derum unter einzelnen Wählergrup-
pen sehr unterschiedlich sein wer-
den. Hierzu gibt es Mutmaßungen, 
aber keine einigermaßen gesicher-
ten Erkenntnisse. 

Umfrage 

Die KVBW nimmt daher wis-
senschaftliche Unterstützung in 

Anspruch. Wissenschaftler am In-
stitut für Kommunikationswissen-
schaften an der Universität Ho-
henheim hatten bereits vor eini-
gen Jahren eine Umfrage unter den 
Mitgliedern der KVBW vorgenom-
men, damals noch zu einer Reihe 
von Themen. Diesmal soll es vor 
allem um die Wahlbeteiligung und 
die Gründe fürs Wählen oder fürs 
Nichtwählen gehen. Aber auch ein 
paar allgemeine Fragen zur KVBW 
werden enthalten sein. Mit den 
Wissenschaftlern ist eine Vertrau-
lichkeitsvereinbarung abgeschlos-
sen worden. Das bedeutet, dass die 
KVBW keinen Einblick in die ein-
zelnen Rückmeldungen haben wird 

und auch nicht weiß, wer von den 
Mitgliedern an der Umfrage teilge-
nommen hat. Das ist entscheidend, 
um die Anonymität der Wahlen zu 
wahren. 
Die Umfrage wird noch vor den 
Sommerferien stattfi nden, damit 
die Erinnerung an die Wahlen im 
vergangenen Jahr nicht zu sehr ver-
blasst. Selbstverständlich werden 
die Ergebnisse veröff entlicht, vor 
allem aber sollen sie in der Vertre-
terversammlung und den Bezirks-
beiräten besprochen werden und 
daraus dann Maßnahmen abgeleitet 
werden. Einige davon werden mög-
licherweise einiges an Vorlauf be-
nötigen. Wenn sich beispielsweise 

herausstellen sollte, dass eine digi-
tale Stimmabgabe die Wahlbeteili-
gung erhöhen könnte, müsste die 
Wahlordnung geändert und schon 
rechtzeitig vorher die Vorbereitun-
gen getroff en werden. Die Umfrage 
dient aber auch dem Vorstand, der 
Verwaltung und den Delegierten 
der Vertreterversammlung sowie 
den Bezirksbeiräten dazu, ihre ei-
gene Arbeit und ihr Auftreten kri-
tisch zu hinterfragen. Die KVBW 
bittet daher alle Mitglieder, sich an 
der Umfrage zu beteiligen. 
Weitere Informationen gibt es in 
Kürze per Schnellinfo. Darin ent-
halten ist auch ein Link zur Umfra-
ge.  ks 

Ein Ergebnis der Wahlen zur Vertreterversammlung und den Bezirksbeiräten im vergangenen Jahr wird niemanden zufriedenstellen 
können, egal welcher berufspolitischen Agenda er oder sie folgt: Die Wahlbeteiligung war niedrig!

Strategisches Ziel ist die Verbesserung der Attraktivität der Niederlassung.
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Die Abrechnung ist das Herzstück jeder Praxis. Aber 
ganz egal, ob es sich um Privat- oder GKV-Versicherte 
handelt: Der korrekte Ansatz der Gebührenordnungs-
positionen ist komplex und verlangt aufgrund der finan-
ziellen Tragweite nach echten Profis. Wenn Sie selbst 
ein solcher Profi werden wollen, dann qualifizieren Sie 
sich bei uns zur Abrechnungsmanagerin / zum Abrech-
nungsmanager.

Ziele:

In dem dreitägigen Intensivkurs nutzen Sie Ihr Basis-
wissen, um anhand zahlreicher Übungen und Fallbei-
spiele Ihre Anwenderkenntnisse in der Abrechnung 
zu erweitern. Sie tauchen in die komplexe Welt der 
Gebührenordnungspositionen ein und lernen, wor-
auf Sie bei der Abrechnung besonders achten müs-
sen. Von den rechtlichen Rahmenbedingungen über 
die allgemeinen Abrechnungsbestimmungen bis hin 
zu arztgruppenübergreifenden und -spezifischen Ge-
bührenordnungspositionen machen Sie sich mit allen 
wichtigen Inhalten des EBM vertraut. Darüber hinaus 
beschäftigen Sie sich mit den vielfältigen Regelungen 
der GOÄ und üben anhand von Beispielen die Umset-
zung für die Praxis.

Zielgruppe:

Das Seminar richtet sich an Mitarbeitende und Erst-
kräfte aus Haus- und Kinderarztpraxen. Bitte melden 
Sie sich nur an, wenn Sie über ein solides Basiswissen 
mit praktischen Erfahrungen in der Abrechnung ver-
fügen.

Arbeitsformen: 

Vortrag mit Fallbeispielen und Diskussion, Gruppen-
arbeit, praktische Übungen, Lernerfolgskontrolle 

(Prüfung), im Live-Online-Seminar zusätzlich virtuelle 
Interaktionsformen (Chat, Whiteboard, Teilgruppen).

Schwerpunkte:

EBM:

• Struktur und Begrifflichkeiten
• Begrenzungsregelungen (Gespräche und Labor)
• DMP, NäPA, Chroniker und Pflegeheim
• Vorsorgeleistungen, Impfungen
• Selektivverträge und KV
• Fehlerquellen

GOÄ:

• Wichtige Rechtsgrundlagen
• Analogbewertungen und ihre Bedeutung
• Auslegung und Umsetzung der GOÄ-Leistungen
• Gesprächsziffern, Visiten und Besuche und evtl. 

dazugehörende Zuschläge
• Sachkostenabrechnung
• Diagnostische Leistungen und deren korrekte 

Steigerungen
• Abrechnung mehrerer Ultraschallleistungen bei 

einem Kontakt
• Zuschläge zu ambulanten OP-Leistungen
• BG-Abrechnung: 
• Anfragen, Untersuchung, Versicherungsgutachten 

Termin: 17. - 19. Juli 2023, 
jeweils 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Ort: KVBW Karlsruhe
Keßlerstraße 1
76185 Karlsruhe

Punkte: 3
Kosten: 369 Euro
Anmeldung: MAK, Telefon: 0711 7875-3535

info@mak-bw.de

ARZT & THERAPEUT

verschiedenen Systeme den Über-
gang ins Erwachsenenalter beglei-
ten. Die verschiedenen Teile ge-
ben jeweils einen Überblick, was 
in welchen Fällen geleistet wird 
und wie die Zugangswege sind. 
So können sich Fachkräfte aus den 
verschiedenen Systemen gezielt 
informieren, welche Hilfen andere 
Systeme für die von ihnen unter-
stützten Kinder, Jugendlichen und 
Familien bereithalten, und können 
an diese weiterverweisen oder ge-
zielt kooperieren. Auch werden be-
stehende Kooperationsstrukturen 
und -formate vorgestellt und Hin-
weise gegeben, wie Netzwerkarbeit 

Die Taskforce in Baden-Württem-
berg, die sich mit der psychischen 
Situation von Kindern und Jugend-
lichen infolge der Coronapandemie 
befasste, hat Maßnahmen erarbeitet, 
die die Betroffenen bei der Bewälti-
gung der psychischen Beeinträchti-
gung durch die Pandemie unterstüt-
zen können. 
Dadurch sollen Kinder, Jugendliche 
und Familien gestärkt und die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Kapazitäten im Gesund-
heitswesen sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe kurzfristig weiter aus-
gebaut und möglichst zielgerichtet 
genutzt werden können. Hilfen und 

präventiv wirkende Angebote sol-
len in gemeinsamer Verantwortung 
von Gesundheitswesen und Kinder- 
und Jugendhilfe verstärkt werden. 
Konkret werden unter anderem die 
stationären Behandlungskapazitä-
ten erhöht (bis zu 120 zusätzliche 
Betten oder Plätze für die kom-
menden zwei Jahre), die Angebote 
der Familienbildung und -beratung 
durch zusätzliche Fördermittel in 
Höhe von drei Millionen Euro aus-
gebaut und Regiokonferenzen zur 
Verbesserung der Vernetzung von 
Gesundheitswesen, Kinder- und 
Jugendhilfe sowie Schulen durch-
geführt werden. 

Handreichung

Die Taskforce hat auch eine inter-
disziplinäre Handreichung zusam-
mengestellt. Sie gibt Fachkräften, 
die in Gesundheitswesen, Schu-
len und Kinder- und Jugendhilfe 
tätig sind, einen Überblick darü-
ber, welche Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe es allgemein 
für Kinder, Jugendliche und El-
tern gibt, wie das Gesundheitswe-
sen Kinder, Jugendliche und deren 
Eltern unterstützt (Prävention, am-
bulante und stationäre Versorgung, 
Akutversorgung in Krisen, Sucht 
und Suchtgefährdung) und wie die 

Psychische Situation von Kindern und Jugendlichen infolge der Coronapandemie soll verbessert werden

und Kooperationen auf strukturel-
ler Ebene auf- und ausgebaut wer-
den können. somi

 Handreichung:

https://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Handreichung_TF-
PsychKuJ-Corona.pdf

MAK-Tipp: Intensivkurs Abrechnungsmanager   
     (Arztpraxis) – Hausarztpraxen

Vertrauen auf- 
und Belastungen 

abbauen

Ende 2011 hatte die KV Baden-
Württemberg erstmals eine Bro-
schüre herausgegeben, die die 
rechtlichen und technischen As-
pekte eines korrekten Ultraschall-
bildes beleuchtete. Nun erscheint 
eine Neuauflage. 
Die Dokumentation einer ärzt-
lichen Untersuchung ergibt sich 
nicht nur aus berufs- und haf-
tungsrechtlichen Aspekten, son-
dern ist immanenter Bestandteil 
der Gewährleistung der Qualität 
in der ambulanten Versorgung. 
Maßgeblichen Einfluss auf Art 
und Umfang der Dokumentation 
haben die einschlägigen Verträge 
und Richtlinien; sie regeln auch 
die entsprechenden Dokumen-
tationsprüfungen. 

Seit 2011 hat es einige Änderun-
gen an der Qualitätssicherungs-
vereinbarung Ultraschall gegeben, 
so wurden beispielsweise Abnah-
me- beziehungsweise Konstanz-
prüfungen bei den Geräten ein-
geführt. 
Die Neuauflage der Broschüre 
berücksichtigt diese Änderungen. 
Ergänzt wird das Ganze abermals 
durch Tipps und Hinweise zur 
Verbesserung der technischen 
Bildqualität. 
Die Ultraschallbroschüre wird an 
alle Ärztinnen und Ärzte mit Ul-
traschall-Genehmigung versandt. 
Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses ergo war noch nicht vor-
hersehbar, wann die Broschüren 
ausgeliefert werden können. sf 

Ultraschallbilder: Qualität  
optimieren

 Neuauflage der Ultraschallbroschüre erschienen

Praktische Tipps bietet die Ultraschallbroschüre.  
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Nach drei Jahren Coronapande-
mie lädt der Bezirksbeirat der BD 
Freiburg zu seinem Servicetag am 
1. Juli 2023 von 9.00 Uhr bis 14.30 
Uhr ein.  Auch in Reutlingen kön-
nen sich Mitglieder beraten lassen. 

Aktuelle politische Ereignisse be-
einfl ussen erheblich den Praxi-
salltag. Es werden Vorträge und Be-
ratung für Ärzte, Psychotherapeu-
ten und Praxismitarbeiter zu 
Gesundheitskiosk, Telematikinfra-
struktur, Arzneimittelengpässen 
und Regressen angeboten. Was 
kommt auf die Praxen zu? Beim 
Freiburger Servicetag werden die 
wichtigsten Inhalte zusammenge-
fasst und alle Fragen beantwortet. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, den 
neuen Vorstand der KVBW und die 
neu gewählten Beiräte für 

Südbaden persönlich kennenzuler-
nen. Seien Sie unser Gast – wir 
freuen uns darauf!

Servicetag 2023 in Reutlingen 

Am Samstag, den 7. Oktober 2023 
ab 9.30 Uhr, fi ndet der Reutlinger 
Servicetag statt. Das Startersemi-
nar für neu niedergelassene Haus-/
Fachärztinnen und Haus-/Fachärz-
te wird außerdem in den Servicetag 
integriert. Wie jedes Jahr gibt es 
wieder vielfältige Vorträge für Sie 
und Ihre Praxismitarbeiter/-innen. 
Dabei werden verschiedene aktuel-
le Themen wie berufspolitische 
Entwicklungen für Psychothera-
peuten, Rechtsthemen, Praxisüber-
gabe sowie Themen und Trends 
rund um die Digitalisierung des 
Gesundheitswesens aufgegriff en. 

Auch 
für 
Praxis-
mitar-
beiter/in-
nen sind 
Veranstal-
tungen vor-
gesehen. 

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 
Programm 
und die 
Mög-
lichkeit 
zur 

Anmeldung. Bitte merken Sie sich 
den Termin vor. Wir freuen uns auf 
Sie! nh /uj

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Reutlingen: 

Heike Großhans, BD Reutlingen 
Tel.   07121/917-2244

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Freiburg:

Anmeldung bis 26. Juni 2023 
unter www.kvbawue.de/service-
tag-fr

tungen vor-

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 

Ihr Draht zu uns

SAMSTAG, 01. JULI 2023

9.00 BIS 14.30 UHR

Servicetag

BD Freiburg 

Nutzen Sie auch unser Gesprächsangebot 

im Rahmen des Servicetages in der 

BD Freiburg

� IT-Beratung / Datenschutz

� Verordnungsmanagement

� Abrechnungsberatung

� Niederlassungsberatung

Veranstaltungsort

KV Baden-Württemberg

Bezirksdirektion Freiburg

Sundgauallee 27

79114 Freiburg

0761 884-4158

Wir freuen uns auf Sie!

Ihr Bezirksbeirat

der BD Freiburg

Prof. Dr. Michael Faist

Dr. Carmen Seifried

Dr. Barbara B
ohl

Dr. Peter Baumgartner

Dr. Gisa W
eißgerber

www.kvbawue.de

Freiburg und Reutlingen laden zu     Servicetagen ein

Patienten-Navi online
Verlässliche Unterstützung bei der Suche nach einer passenden Behandlung 

Das Patienten-Navi unterstützt bei 
bestehenden gesundheitlichen Be-
schwerden Patientinnen und Pati-
enten online. So kann die richtige 
Behandlung und die Dringlichkeit 
des Arzt-Patienten-Kontakts her-
ausgefunden werden. Patient*innen 
müssen dafür nur auf die Website 
der 116117 (www.116117.de) ge-
hen und können per Knopfdruck 
die Anamnese und damit eine me-
dizinische Ersteinschätzung auf-
grund der gesundheitlichen Be-
schwerden starten. Die Anwendung 
kann auch schnell und bequem über 

das eigene Smartphone oder Tab-
let genutzt werden. Mit der „Struk-
turierten medizinischen Erstein-
schätzung in Deutschland (SmED)“ 
wird eine Software eingesetzt, die 
als Medizinprodukt zugelassen ist. 
SmED stellt keine Diagnose, son-
dern hat die bestehende gesundheit-
liche Beschwerde im Fokus, um 

die Dringlichkeit einer Behandlung 
einzuschätzen und einen Hinweis zu 
geben, wohin die Betroff enen sich 
für eine Behandlung wenden soll-

ten. Die Patientinnen und Patienten 
beantworten online Fragen zu ihrem 
Alter, zu Vorerkrankungen, zur ak-
tuellen Situation und  Haupt- sowie 

Begleitbeschwerden. Wichtig: Es 
wird keine Diagnose gestellt, son-
dern vor allem die Behandlungs-
dringlichkeit eingestuft.
Nach der Befragung erhalten die 
Nutzer eine Empfehlung, in welcher 
Dringlichkeit sie einen Arzt aufsu-
chen sollten und an wen sie sich in 
der akuten Situation wenden können. 

Über 125.000 reguläre Termine, in 
erster Linie in fachärztlichen und 
psychotherapeutischen Praxen, 
hat die Terminservicestelle (TSS) 
in den letzten fünf Jahren vermit-
telt. Aktuell rufen im Schnitt rund 
55.000 Patientinnen und Patienten 
im Quartal bei der TSS an. Der Be-
darf an Terminen ist ungebrochen, 
mehr noch, er steigt stetig. 

Termine werden benötigt

Dies ist kein Wunder angesichts 
voller Praxen, unbesetzter Arztsitze 
und fehlender Nachfolgerinnen und 
Nachfolger für schließende Praxen. 
Die Terminservicestelle  versucht 
einzuspringen und denjenigen Pa-
tienten Termine zu vermitteln, die 
dringenden Bedarf haben. Dafür ist 
die TSS angewiesen auf Termin-
meldungen aus den Praxen. Hier 
beißt sich nun die berühmte Katze 
in den Schwanz, wenn die Praxen 
selbst keine freien Termine haben! 
Im Wissen um diese Situation fällt 
es schwer, die Mitglieder zu weite-
ren Terminmeldungen für die TSS 
aufzufordern, gar zu verpfl ichten. 
Der wachsende Bedarf seitens der 
Patienten macht es aber notwendig, 
dass auch die TSS über ein ausrei-
chendes Terminangebot verfügt. 
Daher bittet der Vorstand der KV 
Baden-Württemberg die Mitglieder 
aller Fachrichtungen ausdrücklich: 
Bitte melden Sie weitere Termine. 
 Ganz ohne Anreiz bleibt 
diese Bitte glücklicherweise nicht. 
Denn seit diesem Jahr ist die Ho-
norierung der TSS-Fälle noch ein-
mal angehoben worden: Für jeden 
TSS-Fall gibt es einen Zuschlag auf 
die Versicherten-/Grundpauschale 
von 40 bis 200 Prozent – je nach 
Dringlichkeit. Schon länger gilt, 
dass alle TSS-Fälle extrabudge-
tär vergütet werden. Ganz neu gel-
ten diese abgestaff elten Zuschläge 
auch für die vom Facharzt durch-
geführten Termine, die durch einen 

Hausarztvermittlungsfall zustande 
kommen. Die hausärztliche Pra-
xis kann für die Vermittlung an die 
fachärztliche Praxis eine Pauschale 
von 15,05 Euro abrechnen.

Neue Software 

Darüber hinaus lässt sich die Ter-
minmeldung relativ einfach über 
die Software „116117 Terminser-
vice“ erledigen; die den alten „eTer-
minservice“ abgelöst hat. Nach wie 
vor ist die Anwendung über das 
Mitgliederportal erreichbar. In der 
Software lassen sich verschiede-
ne Terminprofi le anlegen, Termine 
und ganze Terminserien einstellen. 
Ein schneller Überblick über die 
eingestellten und gebuchten Ter-
mine erleichtert den Abgleich mit 
dem Praxis-PVS. Außerdem sind 
alle notwendigen Angaben zu den 
Patient*innen, die die Termine ge-
bucht haben, direkt hinterlegt. Um-
fangreiches Informationsmateri-
al und Tutorials erleichtern den 
Umgang mit der neuen Terminbu-
chungssoftware. Individuelle Ein-
stellungen, wie die Anpassung des 

„minimalen Buchungsabstands“ – 
die Zeitspanne, ab der der Termin 
bei Nichtbuchung wieder für die 
Praxis frei wird – können jederzeit 
geändert werden.
Ganz neu im „116117 Terminser-
vice“ ist das Online-HAFA-Tool, 
das den hausärztlichen Praxen die 
Terminbuchung für einen ihrer Pa-
tienten in einer fachärztlichen oder 
psychotherapeutischen Praxis ih-
rer Wahl ermöglicht. Damit können 
hausärztliche Praxen selbst online 
einen Termin für ihre Patient*innen 
in der Facharztpraxis ihrer Wahl bu-
chen und so einen Hausarztvermitt-
lungsfall einfach und unbürokra-
tisch auslösen. sm

 Ausführliche Informationen: 
www.kvbawue.de/terminservice-
stelle

Neue Software für den 
Terminservice

Terminservicestelle bittet um Terminmeldungen
Das kann der Bereitschaftsdienst 
unter der 116117 sein, eine Arztpra-
xis oder im Notfall die 112 oder eine 
Notaufnahme. Sollte eine lebensbe-
drohliche Situation festgestellt wer-
den, wird die Befragung sofort ab-
gebrochen und der Nutzer aufgefor-
dert, umgehend die Notfallnummer 
112 zu wählen. Sollte sofort eine Be-
handlung notwendig sein, erhalten 
die Anwender eine PIN, mit der sie 
eine telefonische Beratung über die 
116117 einholen können. Das Pati-
enten-Navi ergänzt die telefonische 
Beratung in der Akutfallvermittlung 

der 116117 und soll dazu beitragen, 
die Wartezeiten für Anrufer in den 
hochfrequentierten Zeiten zu mini-
mieren. Darüber hinaus ist das Navi 
ein Beitrag, um den ungesteuerten 
Andrang auf Notaufnahmen zu re-
duzieren und die Betroff enen zur 
richtigen Zeit an die richtige Stelle 
zu „navigieren“ ef

Das Patienten-Navi online fragt Hilfesuchende nach ihren Symptomen und fi ndet die passende Anlaufstelle für eine Behandlung. 
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eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Grundlagen der Hygiene in der 
Arztpraxis

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die in einer Praxis tätig sind 
und Kenntnisse auf dem Gebiet der Hygiene erwerben, auffrischen 
oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 01/23
Gebühr: 59,-
Dauer: 45 min., vertont, FB-Punkte: 2

(K)eine Kunst: 
Kommunikation im Praxisalltag 

Praxismitarbeitende, die ihr Grundverständnis von Kommunikation 
auffrischen oder erweitern wollen. Gerne auch für Ärzte, Psycho-
therapeuten oder Auszubildende.

Kurs-Nr.: eL 02/23
Gebühr: 39,-
Dauer: 30 min., unvertont,FB-Punkte: 0

Sicher ist sicher: Datenschutz im 
Praxisalltag leben und managen

Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen, Praxismitarbeitende und 
Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz erlangen, erweitern 
oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Hieb- und stichfest: Verordnung 
von Schutzimpfungen

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig Imp-
fungen durchführen und Kenntnisse über deren Hintergründe und 
Verordnung erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 04/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 100 min.,vertont, FB-Punkte: 4

Jetzt zählt's: Hausärztliche Grund-
lagen des EBM

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die Leis-
tungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse 
erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 110 min., vertont, FB-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: Verordnung von 
Sprechstundenbedarf

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Sprechstundenbedarf erwerben, erweitern oder auffrischen 
wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmittel

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4
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Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de

MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort
Gebühr  
in Euro

FB-
Punkte

Seminar-
Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

GOÄ für Einsteiger Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende 

13. September 2023 15.00 bis 19.00 Uhr BD Freiburg 98,- 5 F 33

EBM-Workshop für Facharzt-
praxen

Ärzt*innen, Praxismitarbei-
tende aus HNO-Praxen

20. September 2023 15.00 bis 18.30 Uhr Live-Online 98,- 5 oL 26F

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

MVZ in Theorie und Praxis Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen

13. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online 69,- 4 oL 65R

Digitalisierung und Telematik Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen, 
Praxismitarbeitende

27. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online kostenlos: 
Anmeldung 
erforderlich

4 oL 70S

QUALITÄTSMANAGEMENT

QM für Fortgeschrittene – so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

04. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 159,- 11 R 150

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabeti-
ker, die nicht Insulin spritzen 
(ZI)

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

15. Juli 2023
(Ärzt*innen und 
Praxismitarbeitende) 
+ 18. Juli 2023 
(Praxismitarbeitende)

jeweils 
9.00 bis 17.00 Uhr

Tag 1: 
Live-Online
Tag 2: 
BD Freiburg

159,- 9 F 201

Hautkrebs-Screening – 
Fortbildung für Hausärzte

Ärzt*innen aus 
Hausarztpraxen

22. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 199,- 8 R 168

Aufbereitung von Medizin-
produkten – Refresherkurs

Ärzt*innen, Praxismitar-
beitende aus Augenarzt-
praxen

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Stuttgart 159,- 11 S 191

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärzt*innen, Psycho-
therapeut*innen, die 
einen Qualitätszirkel leiten

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Freiburg 98,- 11 F 162

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Se-
minarplatz. Nutzen Sie den Weg 
der Onlineanmeldung unter: 
www.mak-bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen 
zu unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de
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Datenschutz aber auch die Interoperabilität sind noch unge-
klärte Punkte. "Die KI ist nur ein Bestandteil, etwa wie der 
Motor beim Auto. Damit es fährt, braucht es noch viele wei-
tere Teile", stellte Oestringer klar. 

TI-Messenger

Was bisher fehlt, ist ein si-
cheres und medienbruch-
freies Kommunikations-
werkzeug. Die Gematik 
entwickelt zurzeit den TI-
Messenger, der schon im 

Sommer auf den Markt 
kommen und sektoren-
übergreifend eingesetzt 
werden soll. Fünf dieser 

„Kurznachrichtendienste für 
das Gesundheitswesen“ 
von verschiedenen Anbie-
tern befänden sich derzeit 
in der Zulassung, berichte-
ten Timo Frank und Lina 

Rausch von der Gematik. "Sie sollen alle miteinander kom-
patibel sein." Kernstück ist ein Verzeichnisdienst mit den Ad-
ressen aller Beteiligter im Gesundheitswesen".

Digitalisierung & Pfl ege 

Auch die Pflegedienste versprechen sich von digitalen An-
wendungen eine Arbeitsentlastung. Aufgabe von Thomas 
Heine vom Landeskompetenzzentrum Pflege & Digitali-

sierung Baden-Württemberg ist es, 
rund 3.000 ambulante und statio-
näre Pflegedienste an die Telema-
tikinfrastruktur (TI) anzuschließen. 
Während bei den Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen 98 Prozent 
aller Praxen an die TI angeschlossen 
sind, „haben einige Pflegedienste 
dieses Wort noch gar nicht gehört“. 
Durch den Aufbau lokaler Netzwer-
ke will Heine die Akteure für das 
Thema sensibilisieren und gewinnen.  

E-Rezept

Was beim E-Rezept noch 
alles nicht optimal lief, zeig-
te der Feldversuch mit ei-
nigen Praxen in der Test-
region KV Westfalen-Lip-
pe (KVWL). Das Setzen 
der Signatur dauerte zu 
Beginn acht Minuten, in 
denen die Praxissoftware 
lahmgelegt war. Inzwi-
schen sind es acht Sekun-
den, was immer noch mehr 

Zeit in Anspruch nimmt als eine hand-
schriftliche Unterschrift. "Die Proble-
me sind bekannt und werden angegan-
gen", machte der zuständige IT-Experte 
Jakob Scholz Hoffnung auf weitere Op-
timierungen. 

Digitale Kompetenz 

Die Expertenrunde war sich einig, dass 
es notwendig ist, die digitale Kompe-
tenz aller Leistungserbringer sowie der 

Patientinnen und Patienten zu stärken. In Baden-Württem-
berg gibt es dazu bereits das Multiplikatoren-Programm DI-
KOMED_BW unter Federführung der Koordinierungsstelle 
Telemedizin (KTBW). Bei DIKOMED-BW werden statio-
näre und mobile Showrooms im medizinischen und pfle-
gerischen Bereich aufgebaut und Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren zur Digitalkompetenz geschult. Beispielhaft 
sind auch der Digital Health Truck der KTBW, der digitale 
Showroom bei der Landesärztekammer Baden-Württem-
berg, sowie die dipraxis der KV Westfalen-Lippe, die digitale 
Anwendungen für Angehörige des professionellen Gesund-
heitswesens sowie für Patientinnen und Patienten erlebbar 
machen.  gk

Ob künstliche Intelligenz, personalisierte Medizin, E-Rezept 
oder Datensicherheit – das eHealth Forum der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg zeigte die Viel-
falt der Herausforderungen und Möglichkeiten durch die 
Digitalisierung im Gesundheitsweisen auf. Rund 200 Gäs-
te nahmen an der Veranstaltung in der Bezirksdirektion 
Freiburg teil, bei der Expertinnen und Experten aus dem 
Gesundheitswesen Rede und Antwort standen. Es wurde 
deutlich: Wenn es einen Mehrwert gibt, steigt auch die Ak-
zeptanz digitaler Anwendungen. 

Das eHealth Forum stand ganz im Zeichen der Chancen, die 
sich durch eine umfassende Digitalisierung im Gesundheits-
wesen ergeben können, etwa 
bei der Patientendokumentati-
on und der Kommunikation al-
ler Leistungserbringer. „Es hat 
keinen Sinn, sich der Digitalisie-
rung zu verweigern, denn die-
se umfasst mehr als nur die lei-
dige Telematikinfrastruktur (TI). 
Als Ärzte müssen wir die Pro-
zesse aktiv mitgestalten, sonst 
werden wir von anderen digita-
lisiert. Wenn digitale Tools einen 
Mehrwert bieten und eine Ar-
beitsentlastung bringen, 
steigt auch die Akzep-
tanz“, so KVBW-Vor-
standsvorsitzender Dr. 
Karsten Braun. Er kün-
digte an, dass die KVBW 
in diesem Jahr noch ei-
nen digitalen Antrags-
service, der einen rele-
vanten Geschäftspro-
zess der KVBW an der 
Schnittstelle zur ihren 
Mitgliedern Ende-zu-
Ende digitalisiert, an 
den Start bringen wer-
de.

Künstliche Intelligenz

Dass künstliche Intelligenz in Kom-
bination mit Spracherkennung eine 
enorme Arbeitserleichterung für den 
Praxis- und Klinikalltag bedeutet, ver-
deutlichte Patrick Oestringer von der 
Freiburger Firma Averbis. Beim Dik-
tieren werden damit Diagnose, La-
bor- und Vitalparameter sowie Me-
dikamente direkt tabellarisch mit den 
korrekten Fachbegriffen dokumentiert und erfasst. Bevor für 
Niedergelassene eine entsprechende Software zur Verfü-
gung steht, ist es jedoch noch ein langer Weg. Fragen wie 

Akzeptanz durch Mehrwert 
in der Digitalisierung

Flexibilisierung durch telemedizinische Versorgung außerhalb der Praxis

Vertragsärzte und -psychothera-
peuten sollen ihre Patientinnen und 
Patienten künftig auch außerhalb 
der Praxis telemedizinisch betreu-
en können. Die KBV-Vertreterver-
sammlung hat dazu Eckpunkte und 
Rahmenbedingungen defi niert, un-
ter denen mobiles Arbeiten mög-
lich sein soll.

Die telemedizinische Versorgung der Pati-
enten spiele insbesondere in der vertrags-
ärztlichen und -psychotherapeutischen 
Versorgung eine immer größere Rolle,  

hieß es zur Begründung. So sei eine Be-
treuung per Videosprechstunde, zum Bei-
spiel bei leichten Infekten oder chroni-
schen Erkrankungen, medizinisch sinnvoll 
und vereinfache für viele Menschen den 
Zugang zur Versorgung. Anders als in an-
deren Berufen gebe es jedoch beim mo-
bilen Arbeiten außerhalb der Praxisräume 

„rechtliche Hürden“. 

Zulassung Voraussetzung

Ärztliche und psychotherapeutische Leis-
tungen sollen laut Eckpunktepapier mit di-

gitalen und telemedizinischen Hilfsmitteln 
durchgeführt werden, sofern dies medizi-
nisch vertretbar ist, und von der Bindung 
der Erbringung am Praxisort gelöst wer-
den. Voraussetzung hierfür ist jedoch die 
Zulassung zur vertragsärztlichen Versor-
gung. Weiterhin muss gewährleistet sein, 
dass die überwiegende Zahl der Fälle vor 
Ort in der Praxis versorgt wird und eine 
Konsultation in Präsenz zeitnah möglich 
ist, sofern eine Anschlussbehandlung er-
forderlich ist. Entsprechende Regelungen 
sollen nun mit den Kassen verhandelt und 
im Bundesmantelvertrag Ärzte sowie im 

EBM verankert werden. Zuvor müssen die 
Zulassungsverordnung und die (Muster-)
Berufsordnung angepasst werden. 
Auch die Vorstände der KVBW halten 
eine Flexibilisierung der ärztlichen und 
psychotherapeutischen Leistungserbrin-
gung für dringend geboten. 

„Videosprechstunden sind ein wichtiger 
Baustein, um die medizinische Versorgung 
für Patientinnen und Patienten sicherzu-
stellen. Mehr Flexibilität würde eine Aus-
weitung solcher Angebote ermöglichen.“, 
betonen die KVBW-Vorstände Dr. Kars-
ten Braun und Dr. Doris Reinhardt. kbv
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Probleme mit Alkohol, Cannabis 
oder Glücksspiel sind für Betroff e-
ne und deren Umfeld immer noch 
schwer einzugestehen. Mit der digi-
talen Plattform „DigiSucht“ können 
sie in Baden-Württemberg entspre-
chende Hilfsangebote und Unter-
stützung fi nden und digital Kontakt 
zu entsprechenden Beratungsstel-
len aufnehmen. Auf Wunsch kann 
in einem weiteren Schritt auch die 
Beratung komplett digital durchge-
führt werden oder bei Bedarf per-
sönlich vor Ort stattfi nden. .Die Be-
ratung ist kostenfrei und wird von 
professionellen Suchtberater*innen 
durchgeführt. Der Ratsuchende 
bleibt dabei anonym, muss sich je-
doch zunächst auf der Plattform re-
gistrieren. Das Beratungsangebot ist 
mit allen Endgeräten (Smartphone, 

Folgen Sie uns auf Social Media 

Hilfe bei Suchtproblemen
Betroffene und Angehörige können 

online Hilfe finden 

Bundesverdienstkreuz für Dr. Georg Mehrle

https://instagram.com/docdirekt

https://www.facebook.com/docdirekt.
kvbw

https://www.instagram.com/orthokids.kvbw

https://www.facebook.com/docdirekt.kvbw https://www.linkedin.com/company/kassenärzt-
liche-vereinigung-baden-württembergkvbw

https://www.linkedin.com/in/dr-karsten-braun

Teufelskreis Spielsucht

Tablet, Laptop) direkt über das In-
ternet nutzbar, es braucht keine App 
und keine extra Software. Mit der 
DigiSucht-Plattform steht erstmals 
eine länder- und trägerübergreifen-
de technische Infrastruktur zur Ver-
fügung.
An der Entwicklung der Plattform 
„DigiSucht“ waren Expert*innen aus 
Suchtberatungsstellen, Landesstel-
len sowie der Deutschen Hauptstelle 
für Suchtfragen (DHS) beteiligt. Die 
Landesstelle für Suchtfragen koor-
diniert für Baden-Württemberg das 
Vorhaben und wird für die Schulung 
der Fachkräfte sorgen. Das Land 
Baden-Württemberg fördert die Ko-
ordinierungsstelle mit 220 000 Euro.

 Weitere Informationen
https://www.suchtberatung.digital/

Der Augenarzt und Stadtrat hat die 
Auszeichnung für sein Engagement 
in der Kommunalpolitik im sozialen 
und kirchlichen Bereich der Stadt 
Bietigheim-Bissingen wie auch im 
Berufsverband der Augenärzte be-
kommen, dessen Pressesprecher der 
84-Jährige Mehrle 13 Jahre lang war. 
Von 1999 bis 2022 war er Mitglied 
des Bietigheim-Bissinger Stadtrats 
(FDP). Zehn Jahre lang, von 2009 
bis 2019, war er Fraktionsvorsitzen-
der der Liberalen und wirkte in zahl-
reichen Ausschüssen mit, wie etwa 
dem Finanzausschuss- und dem 
Musikschulbeirat. Auch im Arbeits-
kreis Städtepartnerschaften, in der 

Arbeitsgruppe Dritte Welt und in di-
versen Projektgruppen für das wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale 
Gefüge der Stadt engagierte er sich. 
Das Bundesverdienstkreuz wurde 
im Februar von Oberbürgermeister 
Jürgen Kessing im Auftrag des Bun-
despräsidenten Walter Steinmeier 
verliehen. Bei der Preisverleihung 
wurde hervorgehoben, dass Mehrle 
an vielen kommunalpolitischen Ent-
scheidungen mitgewirkt habe und 
auch bereit gewesen sei, unpopuläre 
Entscheidungen zu treff en. Mehrle 
ließ keinen Zweifel daran, dass ihn 
seine Tätigkeit als niedergelassener 
Arzt für seine Ehrenämter 

Das Vorsorgeprojekt OrthoKids 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW), 
bietet ab sofort eine überregio-
nale Sprechstunde am Klinikum 
Stuttgart an. Es ist ein zusätzli-
ches Angebot zu den Sprech-
stunden der rund 300 nieder-
gelassenen Orthopädinnen und 
Orthopäden, die beim Projekt 
mitmachen. 

„Die Sprechstunde bei unserem 
OrthoKids-Kooperationspart-
ner ist ein weiterer Baustein, um 
möglichst viele Kinder und Ju-
gendliche für diesen Check-up 
zu gewinnen“, so der KVBW-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun. Die Sprechstunde 

wird im Medizinischen Versor-
gungszentrum Orthopaedikos 
Bad Cannstatt zu den normalen 
Sprechstundenzeiten angeboten. 
Der leitende Orthopäde ist Dr. 
Michael Boutsakis. Ziel ist, bis 
zum Jahresende rund 20.000 Kin-
der und Jugendliche zu untersu-
chen. Bisher ist die Zahl der un-
tersuchten Kinder zu gering. 

 Weitere Informationen zum 
Projekt: www.ortho-kids.de
  

OrthoKids
Überregionale Sprechstunde im Klinikum Stuttgart

UNSER 
UNTERNEHMENSKANAL

VORSTAND
DR. KARSTEN BRAUN

prädestinierte. Sie habe ihn bekannt 
gemacht, ihn aber auch für die Sor-
gen seiner Mitbürger sensibilisiert. 
Der jahrelange Umgang mit der 
Presse habe ihn gelehrt, seinen Be-
ruf mit anderen Augen zu sehen. 
Mehrle führte von 1996 bis zum 
Jahr 2005 eine Augenarztpraxis in 
Bietigheim. Er ist verheiratet, hat 
drei Kinder und freut sich im Ruhe-
stand über seine vier Enkelkinder.
Auch die KVBW gratuliert Dr. 
Mehrle sehr herzlich für die Aus-
zeichnung. Der Vorsitzende des Au-
genärzteverbandes Dr. Rolf Stiasny 
würdigte den Kollegen bei einer der 
letzten Vertreterversammlungen.

Protestaktion in Stuttgart
Am Mittwoch, den 21. Juni 2023, 
laden verschiedene Verbände, da-
runter Medi und der Hausärztever-
band Baden-Württemberg, zu ei-
ner großen Protestaktion um 13.00 
Uhr auf dem Stuttgarter Schloss-
platz ein. 

Der Protest richtet sich gegen die 
aktuelle Gesundheitspolitik und 
die politischen Fehlentscheidungen, 
unter anderem die. Abschaff ung der 
Neupatientenregelung. Eine vier-
stellige Zahl von Kolleginnen und 

Kollegen und deren Praxisteams 
sollen sich bereits angemeldet ha-
ben. Auch Patientinnen und Patien-
ten sind aufgefordert zu kommen. 
Die KVBW geht von einer regen 
Teilnahme aus. Falls Sie teilneh-
men wollen,  sorgen Sie bitte für 
eine kollegiale Vertretung!.  Es gibt 
außerhalb der regulären Bereit-
schaftsdienstzeiten keinen organi-
sierten Bereitschaftsdienst. 
Wie viel Frust und Unmut sich in 
allen Sparten des Gesundheitswe-
sens aufgebaut hat und wie dadurch 

bereits mittelfristig die Patienten-
versorgung im Land gefährdet ist, 
zeigt sich auch in der Petition „Ret-
tet die ambulante medizinische Ver-
sorgung“ baden-württembergischer 
Kolleg*innen. 

 Zur Petition:
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Angestellte zu beschäftigen. Denn 
auch da wird die Frage nach ei-
ner Gehaltserhöhung im Raume 
stehen.“ Weiter werde es schwie-
riger, so Reinhardt, junge Ärztin-
nen und Ärzte zu finden, die sich 
dafür interessieren, während ihrer 
Facharztweiterbildung in eine Pra-
xis zu gehen. Denn auch hier sei 
es vorgesehen, dass die Ärztinnen 
und Ärzte in der Praxis vergleich-
bar viel wie im Krankenhaus ver-
dienen. 

Praxen sind Rückgrat medizini-
scher Versorgung

Daher sehen die KVBW-Vorstände 
die Auswirkungen des Ergebnisses 

auf den ambulanten Sektor mit 
großer Sorge. Denn dieser sei 
schließlich das Rückgrat der me-
dizinischen Versorgung. Als Kon-
sequenz fordern beide Vorstände 
aus diesem Grund, dass sich das 
Ergebnis für die Klinikärzte auch 
in den Honorarrunden für die am-
bulante Versorgung in diesem Jahr 
wiederfinden müsse. „Da muss 
sich deutlich etwas tun, sonst fal-
len wir hinten runter.“ Braun und 
Reinhardt verwiesen auch darauf, 
dass die Kosten für angestellte me-
dizinische oder nichtmedizinische 
Beschäftigte bisher in der Vergü-
tungssystematik nicht ausreichend 
berücksichtigt seien. Auch hier 
müsse nachgebessert werden. ef

Ärztinnen und Ärzte arbeiten hart, 
und dafür sollen sie auch gut ent-
lohnt werden. Das ist stationär so 
und ebenso ambulant. Dass der 
Marburger Bund für Kranken-
hausärzte jetzt ein besseres Ho-
norar ausgehandelt hat, ist daher 
für Klinikmitarbeiter und auch 
für den Vorstand der KVBW erst 
mal ein gutes Ergebnis. Aber was 
bedeutet das für die Praxen?

Vorstandschef Dr. Karsten Braun 
sagte dazu: „Der Marburger Bund 
hat für seine Mitglieder gegen-
über den Kommunalen Kliniken 
ein Plus von 8,8 Prozent verhan-
delt. Das ist angesichts der Leis-
tung der Ärztinnen und Ärzte in 

den Kliniken ein angemessenes 
Verhandlungsergebnis.“ Braun 
sagte weiter, er freue sich für die 
Klinikärztinnen und -ärzte, aber es 
erhöhe gleichzeitig den Druck auf 
die ambulante Versorgung. 

Praxen weniger attraktiv

Seine Vorstandskollegin Dr. Do-
ris Reinhardt erläuterte: „Klar ist, 
dass es damit weniger attraktiv 
wird, in die ambulante Versorgung 
zu gehen. Wenn Ärzte im Kran-
kenhaus mehr verdienen, werden 
sie es sich gut überlegen, in eine 
Praxis zu wechseln. Und weiter 
wird es den Druck auf die Praxen 
erhöhen, die Ärzte/Ärztinnen als 

Falsche Richtung 
Krankenhausreform

Bundesgesundheitsminister Prof.
Karl Lauterbach (SPD) möch-
te die Krankenhauslandschaft in 
Deutschland grundlegend refor-
mieren. Die Pläne sehen zum einen 
weitreichende Änderungen bei der 
Abrechnung mit einer Abkehr vom 
reinen Fallpauschalen-Prinzip vor, 
zum anderen eine stärkere Spezi-
alisierung der Krankenhäuser. Der 
KVBW-Vorstand kritisiert die Re-
formpläne.
 (Mehr auf Seite 5)

Viel Schwung 
Vorstand zieht Bilanz

Die Neuen im Amt sind Teamplay-
er: der KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun und seine Stellvertreterin Dr. 
Doris Reinhardt. Wie war der Start 
in die Arbeit? In der Politik wird den 
Verantwortlichen üblicherweise eine 
Frist von 100 Tagen gegeben, um 
eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug für ergo, nach einem knappen 
halben Jahr einen Rückblick auf die 
bisherige Amtszeit des Vorstandes zu 
werfen. 
 (Mehr auf Seite 3)

eHealth Forum
Akzeptanz durch Mehrwert 

Das traditionelle eHealth Forum 
Freiburg stand in diesem Jahr 
ganz im Zeichen der Chancen, die 
sich durch eine umfassende Di-
gitalisierung im Gesundheitswe-
sen ergeben können, etwa bei der 
Patientendokumentation und der 
Kommunikation aller Leistungs-
erbringer. Mehr als 200 Gäste ka-
men, um sich über die Neuerungen 
im Bereich Digitalisierung zu in-
formieren. 
 (Mehr auf Seite 8)

Druck auf ambulante Versorgung 
Auch in der ambulanten Medizin stellt sich die Frage nach einer angemessenen Honorierung der ärztlichen Tätigkeit.  

 KOMMENTAR
VON DR. REINHARDT

Notfalldienstreform

Eine Groteske
Sie erinnern sich noch? Vor zehn 
Jahren wurde in Baden-Württem-
berg der Notfalldienst reformiert. 
Die Strukturen wurden dahingehend 
geändert, dass wir die Notfallpraxen 
an die Krankenhäuser angebunden 
haben. Das hat viel Gutes gebracht: 
Die Patientinnen und Patienten kön-
nen bei leichteren Erkrankungen in 
den Bereitschaftsdienstpraxen der 
KV Baden-Württemberg behandelt 
werden, bei schwereren Fällen steht 
sofort das Krankenhaus mit einem 
Angebot der Maximalversorgung 
zur Verfügung. Für uns Ärztinnen 
und Ärzte brachte dies ebenfalls 
eine große Erleichterung in Form 
von deutlich weniger Diensten und 
damit weniger Arbeitsbelastung. 
Zehn Jahre später ist die Situation 
in den Krankenhäusern geradezu 
alarmierend. Sowohl die Kranken-
häuser als auch die Rettungsdienste 
und Notfallpraxen sind hoffnungs-
los überfüllt. Wir brauchen also 
Maßnahmen, damit die Menschen 
in der richtigen Versorgungsebene 
behandelt werden. Notfalls mittels 
einer Eigenbeteiligung (mehr zum 
Thema siehe Seite 5). Doch dass die 
geplante Notfalldienstreform von 
Integrierten Notfallzentren (INZ) 
auch zu Sprechstundenzeiten der 
Regelversorgung und Fahrdiensten 
24/7 spricht, geht glatt an der Re-
alität der Niedergelassenen vorbei. 
Die vertragsärztlich tätigen Kol-
leginnen und Kollegen in Baden-
Württemberg arbeiten zu den Zei-
ten der Regelversorgung in ihren 
Praxen und gewährleisten dort die 
Patientenversorgung, auch im Akut- 
und Notfall. 
Wir sind Freiberufler! Wir, die  
mehr als 22.000 Vertragsärztinnen 
und -ärzte, können nicht gleichzei-
tig zu einer Tätigkeit in den INZ he-
rangezogen werden, das ist einfach 
grotesk. Die Ressource Arzt/Ärztin 
und Medizinische Fachangestellte 
ist begrenzt und wird es auch blei-
ben. 
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Die schwierige Suche nach der richtigen Anlaufstelle für Patienten und Patientinnen: Verantwortliche des 
Deutschen Roten Kreuzes, des Innen- und des Sozialministeriums beraten über Zusammenarbeit.

„Es ist eine Aufgabe, die wir als ge-
meinsame Verantwortung verste-
hen müssen.“ In einem Spitzenge-
spräch mit den Verantwortlichen 
des Deutschen Roten Kreuzes so-
wie den Vertretern von Innenmi-
nisterium und Sozialministerium 
hat die stellvertretende Vorstands-
vorsitzende der KVBW, Dr. Doris 
Reinhardt, das Thema umschrieben. 

112 oder 116117?

Die medizinische Versorgung der 
Bevölkerung außerhalb der Sprech-
stundenzeiten der niedergelassenen 
Praxen ist zwar formal in den Ret-
tungsdienst und den ärztlichen Be-
reitschaftsdienst unterteilt. Und 
damit sind die 112 und die 116117 
getrennt. Die Realität sieht aber 

anders aus. Für die Patientinnen 
und Patienten ist häufig nur schwer 
zu unterscheiden, welches die rich-
tige Anlaufstelle ist, und oft sehen 
sie eine der Nummern als Alterna-
tive, wenn sie bei der anderen nicht 
(sofort) durchkommen. Das führt 
dann auch schnell zu Unmut. Ge-
genseitiges Verständnis ist daher 
erst einmal wesentlich. 
Dr. Reinhardt machte deutlich, vor 
welchen Herausforderungen die 
116117 steht: massiv gestiegenes 
Anrufaufkommen seit der Pande-
mie, (gesetzlich) vorgeschriebenes 
Ersteinschätzungsverfahren, das 
die Anrufzeiten verlängert, und 
eine gestiegene Erwartungshaltung 
der Bevölkerung („Ich habe schon 
vor einer halben Stunde angerufen, 
und noch immer ist der Arzt nicht 

da.“). Sie ließ ebenso keinen Zwei-
fel daran, dass sich die Situation 
eher verschärfen wird. Denn die zu-
nehmenden Versorgungsengpässe 
haben auch Auswirkungen auf den 
Notfalldienst, da Patientinnen und 
Patienten sich ihre eigenen Wege in 
die Versorgung suchen. 

Lösungswege

Vereinbart wurden denn auch eine 
Verbesserung der Abstimmung und 
der Prozesse. Gerade bei der Über-
gabe von Fällen gibt es noch Luft 
nach oben. In der Idealversion 
wird auch eine digitale Fallüberga-
be möglich sein. Das würde dann 
verhindern, dass die Patienten pa-
rallel bei beiden Servicenummern 
anrufen. 

Weiterhin sollen Verbesserungen 
bei der Erreichbarkeit für die Pfle-
geheime erreicht werden. Aufge-
kommen ist zudem die Thematik 

„Hausnotruf“, wofür ebenso ge-
prüft werden soll, wie der Haus-
notruf dann auch bei der 116117 
weiterverfolgt werden kann. Vor 
allem aber soll es einen regelmä-
ßigen und strukturierten Austausch 
auf Arbeitsebene geben, bei dem 
dann Fälle besprochen werden kön-
nen und für einzelne Themen prag-
matisch Abhilfe geschaffen werden 
kann. Bereits getestet wird ein Be-
schwerdemanagement, damit auch 
Fehlsteuerungen schnell aufgear-
beitet werden können. Denn auch 
das machte Dr. Reinhardt klar: „Wo 
Versorgung draufsteht, muss auch 
Versorgung drin sein.“ ks
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Patientinnen und Patienten tun sich oft schwer, die richtige Anlaufstelle für ihr medizinisches Problem zu finden.

Gemeinsame Verantwortung

Versorgungsreformen nie ohne Selbstverwaltung 

Quer durch das Land führt die Tour 
des Vorstandes. Wer Dr. Doris Rein-
hardt und Dr. Karsten Braun bei den 
Veranstaltungen erlebt, merkt, dass 
es ihnen ein großes Anliegen ist, 
sich vorzustellen und mit den Mit-
gliedern ins Gespräch zu kommen. 

Eine Herzensangelegenheit

Das Horn mit den Themen ist prall 
gefüllt. Gleich zu Beginn seines 
Vortrages macht Braun deutlich, wa-
rum er sich als KV-Vorstand bewor-
ben hat und was auf seiner Agen-
da steht: „Wir haben einen wun-
derschönen Beruf, und ich möchte, 
dass das so bleibt.“ Dafür stellt er 
einige Themen vor, die ihm „am 
Herzen liegen“. Das fängt bei der 
Attraktivität der Niederlassung an. 
Dazu zählt, dass die Leistungen 
ohne Budget vergütet werden müs-
sen. „Mindestens die Budgets für 
die Grund- und Versichertenpau-
schalen gehören längst abgeschafft.“ 
Braun mahnte eine Steigerung des 
Honorars an, die mindestens die In-
flation ausgleichen müsse. Ein gro-
ßes Anliegen ist es ihm, dass die 
Kosten für angestellte Ärzt*innen 
und Psychotherapeut*innen sowie 
für zunehmendes nichtärztliches 

Personal im EBM abgebildet wer-
den müssten. „Bisher haben wir nur 
einen Zeit- und einen Technikanteil 
in der Kalkulation.“ 
Vor allem im Notfalldienst spricht 
er sich für einen Steuerungsmecha-
nismus aus, der den Patienten in die 
richtige Versorgungsebene leitet –
etwa über die 116117 oder auch mit-
tels technischer Unterstützung. Pa-
tienten, die dann trotz gegenteiliger 
Empfehlung eine Notfallpraxis oder 
die Notaufnahme aufsuchen, müss-
ten an den Kosten be-
teiligt werden. 
Bürokratie gehört zu 
den Belastungen der 
Praxen, die am meis-
ten Unmut auslö-
sen. Der KVBW-Vor-
standschef kritisiert, 

„dass von dem im Koa-
litionsvertrag auf Bun-
desebene angekündig-
ten Pakt für Entbüro-
kratisierung auch nach 
der Hälfte der Legislaturperiode 
noch nichts zu sehen ist.“ Unabhän-
gig davon sieht er auch Handlungs-
potenzial bei der KVBW. So sind 
gerade Projekte im Gange, wonach 
Anträge volldigital abgewickelt wer-
den können. Braun mahnt digitale 

Anwendungen an, die „funktionie-
ren, erprobt sind, entlasten, einfach 
zu bedienen sind und für den Ein-
satz im Praxisalltag geeignet sind. 
Nur dann erfüllen sie ihren Zweck 
und stiften einen Nutzen.“

Versorgung

Für Dr. Doris Reinhardt ist die Si-
cherstellung der Versorgung das 
Kernthema. „Klar haben wir ein 
Problem, aber mich ärgert die Er-

wartungshaltung. Landräte und Bür-
germeister fordern, dass ausreichend 
Haus- und Kinderärzte und -ärztin-
nen vor Ort sind, dass medizinische 
Expertise rund um die Uhr verfüg-
bar ist, es bei allen Fachrichtungen 
wohnortnahe, schnelle Termine gibt 

und die Kosten von den Ärzten und 
Psychotherapeuten getragen wer-
den.“ Mit deutlichen Worten kriti-
sierte sie, dass bei der Klinikreform  
nahezu ausschließlich die Finan-
zierung im Vordergrund stand, die 
Auswirkungen auf den ambulanten 
Sektor aber kaum betrachtet wur-
den. Eine Absage erteilt sie denn 
auch Überlegungen etwa des Land-
kreistages, dass sich die KV und da-
mit die Ärzte und Psychotherapeu-
ten an den Kosten für den Betrieb 
kleinerer Krankenhäuser beteiligen, 
die zu stationär-ambulanten Zentren 
umgewidmet werden sollen. „Es ist 
mir schleierhaft, wie jemand auf 
diese Idee kommen kann. Versor-
gungsreformen können und dürfen 
nie ohne ärztliche und psychothera-
peutische Selbstverwaltung stattfin-
den.“ Auch für die Zukunft des Not-
falldienstes habe eine Kommission 
auf Bundesebene eine Reform aus-
gearbeitet. Reinhardt: „Die ambu-
lante Versorgung in den Praxen ist 
unsere Aufgabe und die leisten wir 
mit überragendem Engagement der 
Praxisteams. Unsere Ärztinnen und 
Ärzte werden in den Zeiten der Re-
gelversorgung nicht für eine „Not-
fallversorgung“ an den Kliniken zur 
Verfügung stehen.“  ks

Der Vorstand auf Tour durchs Land
Termine 

Vorstand on Tour:

23. 6. 2023 | 17.00-19.00   
Schwäbisch Gmünd 
Congress-Centrum Stadtgarten
Rektor-Klaus-Str. 9

24. 6.2023 | 11.00 - 13.30   
Reutlingen Bezirksdirektion RT
Haldenhaustr. 11

30. 6.2023 | 17.00 - 19.30  
Radolfzell Milchwerk 
Werner-Messmer-Str. 14 

1. 7.2023 | 10.00 - Ende offen
Freiburg, Bezirksdirektion FR 
Sundgauallee 27 

4. 7.2023 | 19.00 - 21.30  
Stuttgart, BD, Albstadtweg 11

5. 7.2023 | 19.00 - 21.30  
Mannheim, Dorint Kongress 
Hotel, Friedrichsring 6

21. 7. 2023 | 17.00 - 19.30 
Ravensburg Kornhaus
Kornhausgasse 4

Anmeldung unter :  
www.kvbawue.de

Dres. Doris Reinhardt und Karsten Braun
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Arzneimittelengpässe belasten Arztpraxen 
Die Zahl der gemeldeten Lie-
ferengpässe bei Medikamenten 
steigt stetig. Ärztinnen und Ärz-
te sind zunehmend dadurch belas-
tet, die Folgen für die Patientin-
nen und Patienten abzufedern.

Ernsthafte Bedrohung

Der Vorstand der KV Baden-
Württemberg sieht in den feh-
lenden Arzneimitteln, vor al-
lem für Kinder, eine ernsthafte 
Bedrohung für die Versorgung. 

„Arzneimittel spielen in der Be-
handlung von Patient*innen 
eine unverzichtbare Rolle. Wenn 
wichtige und mitunter dringlich 
einzusetzende Arzneimittel nicht 

lieferbar sind, stellt 
das ein ernstes Pro-
blem für die Versor-
gung dar. Das kann 
auf keinen Fall so 
bleiben“, erklärt Dr. 
Braun. 
Seine Vorstandskol-
legin Dr. Doris Rein-
hardt ergänzt: „Wenn 
es uns nicht gelingt, 
stabile und belast-
bare Prozesse rund 
um die Praxen zu 
schaffen, ist die Si-
cherstellung gefähr-
det. Der Ärzteman-
gel, die fehlende Di-
gitalisierung und die 

Bürokratie und dann 
auch noch fehlende 
Medikamente sind 
für die Praxen nicht 
tragbar.“ 

Nationale Reserve 
unverzichtbar

Die beiden Vorstän-
de der KV  Baden-
Württemberg for-
dern die Bundesre-
gierung daher auf 
zu handeln und eine 
Nationale Arznei-
mittelreserve für die 
wichtigsten Medika-
mente einzurichten. 

Gerade bei Antibiotika sei 
Deutschland komplett von Liefe-
rungen aus Asien abhängig. Die 
Pläne der Regierung seien richtig, 
die Produktion wieder nach Euro-
pa zurückzuholen, aber das wer-
de Jahre dauern, insofern sei eine 
andere Lösung, die solche Eng-
pässe abfedert, notwendig. 

Kein Regress für Arztpraxen 
gefordert 

Wert legen die Vorstände weiter 
darauf, dass Ärztinnen und Ärz-
te für durch Lieferengpässe ent-
stehende Mehrkosten bei der Um-
stellung einer Medikation nicht 
regressiert werden dürften. mtSchwere Zeiten auch für Apotheker

Mit viel Schwung in die Amtsperiode

Vom ersten Tag ihrer Amtszeit an 
haben Dr.Karsten Braun und Dr. 
Doris Reinhardt großen Wert dar-
auf gelegt, sich als Vorstandsteam 
zu präsentieren. Die Ressortvertei-
lung ist klar geregelt. 
Bei Dr. Braun sind die mitglie-
derorientierten Bereiche wie Ab-
rechnung, Vertragswesen, Quali-
tätssicherung & Verordnungsma-
nagement sowie Service & 
Beratung angesiedelt. Dr. 
Doris Reinhardt hat in ih-
rem Ressort die Zulassung 
& Sicherstellung, den Not-
falldienst & Neue Versor-
gungsformen sowie die 
eher internen Bereiche wie 
Personal, Finanzen/Haus-
halt, Unternehmens- und 
Organisationsentwicklung 
sowie IT verortet. Die ers-
ten Monate waren von vie-
len Gesprächen auf allen 
Ebenen geprägt. Sie haben 
auch gleich die volle Breit-
seite der Baustellen im Ge-
sundheitswesen aufgezeigt. 

Ende der Pandemie

Zum 1. März 2023 ist die 
Corona-Verordnung des 
Landes aufgehoben wor-
den, womit alle Corona-
Beschränkungen eingestellt 
wurden. Anfang April dann 
sind die letzten Bundesre-
gelungen ausgelaufen, wo-
mit auch die Corona-Imp-
fung zur GKV-Leistung 
wurde. Das hatte wieder-
um zur Folge, dass die Ver-
gütung festgelegt werden 
musste. Im Land ist es gelungen, 
eine Vereinbarung mit den Kran-
kenkassen zu schließen, die wohl 
zu den besten in Deutschland ge-
hört – zumal nicht nur die Coro-
na-Impfungen, sondern auch die 
Impfungen gegen Influenza und 
Hepatitis B mit einbezogen wur-
den. Das gute Verhältnis innerhalb 
der Selbstverwaltung im Land hat 
sich wieder einmal bewährt. 

Sicherstellung

Täglich landen auf den Schreibti-
schen der Vorstände die Mails und 
Briefe von Bürgermeistern, Land-
räten, Landtags- und Bundestags-
abgeordneten oder auch Patientin-
nen und Patienten, weil Arztpra-
xen ohne Nachfolger schließen. 
Auch hier spitzt sich die Situati-

on stark zu. Die prekäre Termin-
situation in den Praxen, besonders 
auch bei den Kinder- und Jugend-
ärzten, ist in den letzten Monaten 
noch einmal besonders deutlich 
geworden. Natürlich hat der Vor-
stand nicht den einen Hebel, den er 
nur bewegen müsste. Aber er kann 
in Gesprächen und öffentlich auf 
die schlechten Rahmenbedingun-
gen hinweisen, die Ursache dafür 

sind. Die Politik hat reagiert und 
die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendärzte und -ärztinnen aus den 
Budgets genommen. Ein Schritt in 
die richtige Richtung. 
Ein weiteres Mal hat sich aber ge-
zeigt, dass die Wirkungszeiträu-
me im Gesundheitswesen lang 
sind und Fehler der Vergangenheit 
nicht einfach schnell korrigiert 

werden können. Zusammen mit 
anderen KVen hat der Vorstand ei-
nen Antrag bei der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung initiiert, 
dass die Regelungen für Teleme-
dizin erleichtert werden. 

Digitalisierung 

Kurz nach Jahresbeginn hat das 
Bundesgesundheitsministerium alle 

digitalen Anwendungen mehr oder 
weniger gestoppt. Denn deutlich ist 
damals zutage getreten, dass sie 
nicht funktionieren, dass sie für die 
große Masse der Patientinnen und 
Patienten ungeeignet wären und da-
her bisher für die Arzt- und Psycho-
therapeutenpraxen vor allem Ärger, 
Kosten und Frust hervorgebracht 
haben. Umso ärgerlicher ist es, dass 

die Sanktionen Fortbestand haben, 
wenn sich eine Praxis nicht an die 
Telematikinfrastruktur anschließt. 
Der Unmut in den Praxen ist denn 
auch entsprechend hoch. In vielen 
Gesprächen, nicht zuletzt auf dem 
letzten eHealth Forum in Freiburg, 
hat der Vorstand der KV Baden-
Württemberg darauf hingewiesen, 
dass die Ärzte- und Psychothera-
peutenschaft dringend digitale 

Anwendungen benötigt. Sie müssen 
jedoch einen konkreten Nutzen stif-
ten. 

Notfalldienst

Auf Bundesebene hat eine Kommis-
sion Vorschläge für die Weiterent-
wicklung des Notfalldienstes unter-
breitet. Die darin enthaltenen Vor-

schläge sind auf eine Ausweitung 
der Leistungen ausgerichtet. Für 
den Vorstand der KV Baden-Würt-
temberg stehen die Zeichen dage-
gen eher auf Eingrenzung. Dement-
sprechend hat der Vorstand angesto-
ßen, dass die Notfalldienststruktur 
überprüft wird. ks 

 Mehr zur Notfalldienstreform 
auf Seite 5.

Das Vorstandsduo versteht sich gut und tauscht sich regelmäßig über alles aus. 

In der Politik wird den Verantwortlichen üblicherweise eine Frist von 100 Tagen gegeben, um eine erste Bilanz zu ziehen. Grund 
genug, nach einem knappen halben Jahr einen Rückblick auf die bisherige Amtszeit des Vorstandes zu werfen.
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Deutschlands Gesundheitswesen 
hängt in der Digitalisierung um 
Jahrzehnte zurück. Das soll sich 
nun ändern. „Gemeinsam digital“ 
heißt das im März veröffentlichte 
Papier des BMG, das über mehre-
re Monate mit Patientenvertretern 
und Akteuren des Gesundheitswe-
sens entwickelt wurde. Die Digita-
lisierungsstrategie zeigt, welche 
konkreten Ziele bis 2030 erreicht 
werden sollen und welche Maß-
nahmen dafür notwendig sind. 

Ein zentraler Punkt der Strategie ist 
die Weiterentwicklung der elektro-
nischen Patientenakte (ePA). Um 
die „ePA für alle“ zu ermöglichen, 
wird das Opt-out-Prinzip einge-
führt. Das heißt: Jeder Versicherte, 
der nicht widerspricht, erhält zu-
künftig eine ePA. Sie soll zur digi-
talen Gesundheitsplattform weiter-
entwickelt werden und alle relevan-
ten Akteure im Versorgungsalltag 
miteinander vernetzen. 

TI & gematik
 
Noch im August 2023 kommt mit 
dem TI-Messenger eine neue An-
wendung der Telematikinfrastruk-
tur (TI). Er ermöglicht die Kommu-
nikation zwischen den Health Pro-
fessionals. Ab Januar 2024 sollen 
dann auch die Versicherten dieses 
Tool nutzen können. Ebenso soll 
Anfang nächsten Jahres der ver-
bindliche Roll-out des E-Rezeptes 
erfolgen. Die Telematikinfrastruk-
tur wird für digital unterstützte Ver-
sorgungs- und Kommunikations-
prozesse kontinuierlich weiterent-
wickelt. Dazu wird die gematik zu 
einer Digitalagentur in 100 Prozent  
Trägerschaft des Bundes weiter-
entwickelt. Die Selbstverwaltung 
verliert somit auch die bisherigen 

Gesellschafteranteile in Höhe von 
49 Prozent. Die Versicherten sollen 
einen niedrigschwelligen Zugang 
zu telemedizinischen Leistungen 
bekommen. Daher wird die Inan-
spruchnahme und Durchführung 
durch nichtärztliches Gesundheits-
fachpersonal, beispielsweise in 
Apotheken und Gesundheitskiosken, 
unterstützt. Bis 2026 soll es in min-
destens 60 Prozent der hausärztlich 
unterversorgten Regionen eine An-
laufstelle für assistierte Telemedizin 

geben. Auch die digitalen Gesund-
heitsanwendungen (DiGA) und 
Pflegeanwendungen (DiPA) spielen 
im Strategiepapier eine Rolle. DiGA 
und DiPA sollen in den digitalen 
Versorgungsprozess integriert wer-
den. Für beide Anwendungen wer-
de es per Opt-out möglich, Daten in 
die ePA einzutragen. Ein Auslesen 
von Daten soll es dann geben, wenn 
dies für eine Personalisierung der 

Anwendung sinnvoll und notwen-
dig ist.

Nutzung von Daten

Ein weiteres Feld betrifft die Ge-
nerierung und Nutzung von Daten 
für die Forschung. Die in der For-
schungslandschaft derzeit domi-
nierenden Datensilos sollen abge-
baut werden. Forschende sollen 
erleichterten Zugang zu pseudony-
misierten Daten bekommen. Eine 

zentrale Datenzugangs- und Koor-
dinierungsstelle soll den Zugang zu 
Forschungsdaten aus verschiede-
nen Quellen (Krebsregister, Kran-
kenkassendaten) ermöglichen. Ziel 
ist, bis Ende 2026 mindestens 300 
Forschungsvorhaben unter Nutzung 
von Daten aus dem Forschungsda-
tenzentrum durchzuführen. Zwei 
konkrete Gesetzesvorhaben werden 
dem Strategiepapier nun folgen und 

die Maßnahmen in einen rechtlichen 
Rahmen fügen: Das Digitalgesetz, 
das den Behandlungsalltag mit di-
gitalen Lösungen verbessern soll ,  
und das Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz, mit dem geregelt wird, wie 
Gesundheitsdaten für die Forschung 
erschlossen werden. 

Kritische Worte

KVBW-Vorstand Dr. Karsten 
Braun zur Digitaliserungsstrate-

gie:„Minister Lauterbach hat den 
Ärzt*innen in puncto Digitalisie-
rung „eine Art Defätismus“ vor-
geworfen. Wen wundert es, denn 
alles das, wozu man uns bisher 
zwangsverpflichtet hat, taugte 
nichts und brachte keinen Benefit 
für unsere Praxen. Dabei waren wir 
nie digitalisierungsfeindlich. Ich 
kenne kaum eine Praxis, die, wo 
es sinnvoll war, nicht die Vorzüge 

Digitalisierungspläne des BMG

EHDS steht weder für eine Krank-
heit noch für eine Raumfahrtmission 
– EHDS steht für European Health 
Data Space. Der Europäische Raum 
für Gesundheitsdaten soll die Ge-
sundheitsversorgungs- und Behand-
lungsqualität der Menschen in Eu-
ropa voranbringen sowie Forschung 
und Datenaustausch verbessern.
 Im letzten Jahr wurde der 
Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten von der Europäischen 
Kommission auf den Weg gebracht. 
Als ein Eckpfeiler der Europäischen 
Gesundheitsunion soll er ab 2025 
die nationalen Gesundheitssysteme 
innerhalb der EU stärker miteinan-
der verknüpfen, einen sicheren und 
effizienten Austausch von Gesund-
heitsdaten ermöglichen. Ziel ist, 
die medizinische Versorgung der 
Patient*innen  in den Mitgliedsstaa-
ten zu verbessern. Die Infrastruktur 
der einzelnen Gesundheitssysteme 
und die Forschung sollen davon 
profitieren. Grundlage dafür, dass 
der Datenaustausch EU-weit funk-

tioniert, ist die elektronische Patien-
tenakte, in der alle ärztlichen Befun-
de und Behandlungen des Patienten 
enthalten sind, und dass diese digita-
lisierten Daten in allen Mitgliedsstaa-
ten genutzt 
werden kön-
nen. In jedem 
EU-Land müs-
sen die Daten 
daher nach 
dem gleichen 
Schema er-
fasst werden. 
Außerdem: 
Der strenge 
EU-Daten-
schutz muss 
gewahrt werden; die Patient*innen 
behalten die maximale Kontrolle 
über ihre Daten, können jederzeit 
ihre Patientenakte einsehen.

Diagnose und Behandlung

Ob sich eine Herzerkrankung wäh-
rend des Urlaubs in einem anderen 

EU-Land wieder meldet oder wäh-
rend eines Arbeitseinsatzes eine 
Krankheit zuschlägt, den behandeln-
den Ärzt*innen stehen, wenn die 
gesundheitsbezogenen Daten der 

EU-Bürger über die Ländergrenzen 
hinweg zusammengeführt sind, alle 
Informationen aus der Patienten-
akte zur Verfügung. Das erleichtert 
Diagnose und Behandlung. Lände-
rübergreifend sollen auch Rezepte 
einlösbar sein.
Die EU-Plattform mit all ihren Da-
ten kann allgemein zu einem Mehr 

an Behandlungs- und Versorgungs-
qualität der EU-Bürger*innen und 
beitragen, auch einen wichtigen Bei-
trag für die schnellere Entwicklung 
von Medikamenten leisten. Und 

sie ermöglicht 
Forschenden 
zudem ein 
größeres und 
detailgetreue-
res Bild etwa 
auch in Bezug 
auf seltene 
Erkrankungen. 
Die Pandemie 
hat gezeigt, 
wie wichtig 
es für die Ge-

sundheitspolitik und Behörden ist, 
schnell auf digitalisierte Gesund-
heitsdaten zugreifen zu können.

Datenkontrolle und Kritik

Um in solchen Ausnahmesituati-
onen in Zukunft angemessen han-
deln zu können, soll die private und 

European Health Data Space (EHDS)
Länderübergreifender Datenaustausch im Europäischen Raum

öffentliche Gesundheitsforschung 
daher die Daten der EU-Plattform 
in anonymisierter Form verwen-
den können. Ab 2025 sollen auf 
der Plattform alle Mitgliedsstaaten 
ihre Daten eingeben können. Re-
gulierung und Kontrolle des Da-
tenzugriffs obliegt dann  den nati-
onalen Behörden. Angesichts des 
unterschiedlichen Entwicklungs-
standards innerhalb der Mitglieds-
staaten in Bezug auf die Digitalisie-
rung der Gesundheitssysteme ist 
der Europäische Raum für Gesund-
heitsdaten ein ehrgeiziges Unter-
fangen. Organisationen wie etwa 
die Bundeärzte- und psychothera-
peutenkammer und die KBV fürch-
ten das Risiko eines Datenverlustes 
und warnen vor der Aufweichung 
der Hoheit von Patientendaten. 
Sollte der EHDS wie bisher geplant 
umgesetzt werden,  plädieren sie 
für eine Opt-out-Möglichkeit, also 
die Möglichkeit für Patient*innen, 
der Datenweitergabe zu wider-
sprechen. ja

KERNZIELE DER STRATEGIE
Bis 2025 verfügen 80 Prozent der Versi-
cherten über eine elektronische Patien-
tenakte (ePA).

Im Jahr 2026 erfolgen 80 Prozent der 
Kommunikationsvorgänge im Gesund-
heits- und Pflegewesen papierlos.

Die gematik soll zu einer Digitalen Ge-
sundheitsagentur als verantwortliche 
Stelle für digitale Anwendungen weiter-
entwickelt werden.

Aufbau eines Kompetenzzentrums für 
Digitalisierung und Pflege 

Bis 2026 gibt es in mindestens 60 Pro-
zent der hausärztlich unterversorgten 
Regionen eine Anlaufstelle für assistier-
te Telemedizin (etwa Gesundheitskiosk).

Bis Ende des Jahres 2026 werden min-
destens 300 Forschungsvorhaben un-
ter Nutzung von Daten aus dem For-
schungsdatenzentrum durchgeführt.

der Digitalisierung genutzt hat. Ob 
mit der aktuellen Digitalisierungs-
strategie der Bundesregierung nun 
alles besser wird, bleibt fraglich. 
Zwar sind im Prinzip schon jetzt 
gute Projekte der TI wie die eAU 
auf den Weg gebracht, doch auch 
diese zeigt sich als nicht ausgereift 
und verkompliziert die Abläufe. 
Mit dem E-Rezept verpflichtend ab 
1. Januar 2024 wird eine im Prin-
zip sinnvolle Anwendung folgen, 
der hoffentlich mit dem einfachen 
Rezeptabruf mit der eGK in der 
Apotheke zum Durchbruch ver-
holfen wird. Damit das zum Erfolg 
führt, testen wir von der KVBW 
dies vorab in einem Pilotprojekt 
mit engagierten Kolleg*innen in 
Kooperation mit Apothekern, ge-
matik, Softwareherstellern und ört-
lichen Dienstleistern. Ob hingegen 
eine ePA – aktuell haben gerade 
einmal ein Prozent der Patienten 
eine befüllte ePA – in der jetzt an-
gedachten Form zum Erfolg führen 
wird, auch vor dem Hintergrund 
der Ängste vor der Aushöhlung 
der ärztlichen Schweigepflicht? 
Dasselbe gilt für DiPA und DiGA, 
die ärztliche Leistung nicht oder 
unzureichend einbeziehen und 
überwiegend die Hersteller berei-
chern. Nicht zuletzt deswegen hat 
sich die Vertreterversammlung der 
KVBW gegen die ePA in der aktu-
ell vorgesehenen wenig praktikab-
len Form ausgesprochen, obwohl 
die sogenannte „Opt-out-Lösung“ 
eine Forderung der Ärzteschaft war. 
Bezeichnend ist auch, dass die Ärz-
te in der gematik nicht mehr vertre-
ten sind. Sie hatten dort aber ohne-
hin nichts zu melden und mussten 
sich im Nachgang oft die Vorwürfe 
gefallen lassen, sie hätten die dort 
getroffenen (Fehl-) Entscheidungen 
ja sogar mitbestimmt.“ mt
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KVBW: Krankenhausreformpläne 
gehen in die falsche Richtung

Die Krankenhäuser sollen künf-
tig in drei Level eingeordnet und 
entsprechend gefördert werden. 
Die Maximalversorger auf Level 
III sind Universitätskliniken oder 
Großkrankenhäuser mit quasi 
sämtlichen Fachrichtungen inklu-
sive Intensivmedizin und Notfall-
versorgung. Sie sollen also primär 
für die schweren und schwersten 
Fälle zuständig sein. Mittelgroße 
Krankenhäuser auf Level II sind 
Krankenhäuser der Regel- und 
Schwerpunktversorgung mit einer 
Mindestzahl bestimmter Fachrich-
tungen und können daher fachbe-
zogen ebenfalls schwere Fälle 
zum Beispiel in der Kardiologie 
behandeln. 
Kleinere Level-I-Krankenhäuser 
werden in zwei Typen unterteilt. 
Level In („n“) sind dann Kliniken 

der Basisversorgung für Chirur-
gie und Innere Medizin mit eini-
gen Intensivbetten und einer Not-
aufnahme. 
Level Ii sind dann keine Kranken-
häuser im heutigen Sinne mehr, da 
gemäß der integrierten Versorgung 
vor allem die ambulante Behand-
lung mit Allgemeinmedizin und 
Pflege im Vordergrund stehen soll. 
Sie sollen eine flächendeckende 
wohnortnahe Versorgung sicher-
stellen. Der Gesetzgeber möchte 
ermöglichen, dass sie von qualifi-
zierten Pflegefachleuten und nicht 
von Ärztinnen und Ärzten geführt 
werden können.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) möchte die Krankenhaus-
landschaft in Deutschland grundlegend reformieren. Die Pläne sehen zum 
einen weitreichende Änderungen bei der Abrechnung mit einer Abkehr vom 

reinen Fallpauschalen-Prinzip vor, zum anderen eine stärkere Spezialisierung 
der Krankenhäuser. 

KVBW-Vorstand kritisiert 
Reformpläne und Position des 
Landkreistages 

Aus Sicht des KVBW-Vorstandes 
müssen die Reformvorschläge der 
Krankenhausstrukturen dringend 
überdacht werden: „Die Autoren, 
die aus dem Umfeld der Großklini-
ken kommen, haben nicht berück-
sichtigt, in welchem Umfang ihre 
Reformvorschläge den ambulanten 
Bereich betreffen. Schade, dass die 
Vertretungen der niedergelassenen 
Ärzte und Psychotherapeuten nicht 
involviert waren. Das wird in der 
aktuellen Diskussion immer deutli-
cher“, kritisierte Dr. Karsten Braun. 
Er bezog sich dabei auch auf ein Po-
sitionspapier des Baden-Württem-
bergischen Landkreistages zu den 
Reformplänen. „Darin sind Vor-

schläge zur Ausgestaltung enthalten, 
die von uns so nicht mitgetragen 
werden können. In dem Reformpa-
pier der Expertenkommission sind 
etwa die Trägerschaft und die Fi-
nanzierung der kleineren Kranken-
häuser, die als Level Ii-Krankenhäu-
ser ambulant-stationäre Einrichtun-
gen werden sollen, nicht geklärt. In 
dem Positionspapier wendet sich 
der Landkreistag daher auch ge-
gen eine Finanzierung aus Mitteln 
der Kommunen und weist sie da-
her der KV zu. Das können wir so 
natürlich nicht akzeptieren. Warum 
sollen unsere Ärzte und Psychothe-
rapeuten aus ihrem Honorar solche 

Einrichtungen finanzieren?", so der 
KV-Vorsitzende.

Finanzierung Länderaufgabe 

Seine Stellvertreterin Dr. Doris 
Reinhardt moniert, dass die Exper-
tenkommission auf Bundesebene 
nicht das Aufgabenspektrum die-
ser Einrichtungen vorgegeben hat. 

„Die Reformvorschläge gehen ein-
deutig dahin, die Finanzlücke bei 
den Krankenhäusern zu schließen. 
Es steht außer Frage, dass es hier 
Handlungsbedarf gibt. Aber die-
se Finanzlücke darf nicht zu Las-
ten der Krankenkassen gehen. Die 
Finanzierung der Infrastruktur und 
der Investitionen ist Aufgabe der 
Länder.“ Reinhardt weiter: „Dem-
entsprechend lehnen wir die Über-
legung des Landkreistages ab, dass 

ein eigener Sektor für ambulante 
Operationen geschaffen werden soll, 
der nur den Krankenhäusern vorbe-
halten bleiben soll. Nach unserer 
Einschätzung gelingt es den Kran-
kenhäusern heute schon kaum, ihre 
stationären Patientinnen und Patien-
ten adäquat zu behandeln. Auch hier 
wirkt sich der Ärzte- und Fachkräf-
temangel aus. Jetzt aber die Kran-
kenhäuser quasi über den Umweg 
von ambulanten Leistungen zu fi-
nanzieren, die nicht deren Aufgabe 
sind, ergibt keinen Sinn. Weder ha-
ben sie die Kapazitäten dafür, noch 
wäre das im Interesse der Patientin-
nen und Patienten.“ mt

Keine Sozialversicherungspflicht
Breite Unterstützung für Befreiung

Ob Poolärzte im Notfalldienst selbst-
ständig oder abhängig beschäftigt 
und so sozialversicherungspflich-
tig sind, ist derzeit streitgegenständ-
lich vor Gericht. Die Einstufung von 
Poolärzten als sozialversicherungs-
pflichtig hätte katastrophale Folgen 
für die Sicherstellung des ärztlichen 
Bereitschaftsdienstes in Deutsch-
land. Bei der KBV-Vertreterver-
sammlung im Mai wurde daher ei-
nem Antrag zugestimmt, der analog 
zu den Ärzten im Rettungsdienst 
eine Befreiung von der Sozialver-
sicherungspflicht für Ärzte im Be-
reitschaftsdienst vorsieht. Auch der 
Bundesrat fordert die Bundesregie-
rung auf, hier eine Ausnahmerege-
lung zu schaffen. Diese sieht jedoch 
keine Notwendigkeit. 
 Die KVBW-Vorstände Dr. 
Karsten Braun und Dr. Doris Rein-
hardt warnen, dass eine Sozialver-
sicherungspflicht Auswirkungen 
auf die 120 Notfallpraxen in Baden-
Württemberg hätte. „Pro Jahr haben 
wir mehr als eine Million Patientin-
nen und Patienten in den Notfallpra-
xen und bei den Hausbesuchen. Die-
se Struktur können wir nicht mehr 
aufrechterhalten, wenn die Tätigkeit 
in den Notfallpraxen sozialversiche-
rungspflichtig wäre“, verdeutlicht 
Reinhardt. „Wir müssten dann Hun-
derte Ärztinn*en bei der KVBW an-
stellen, außerdem bräuchten wir we-
sentlich mehr Ärzte, um die Dienste 
überhaupt füllen zu können, da dann 
auch alle Anforderungen an Arbeits-
zeitregelungen zu erfüllen wären. 
Die Auswirkungen für die gesamte 
Versorgung wären fatal.“

Hintergrund ist, dass die Deutsche 
Rentenversicherung die Rechtsauf-
fassung vertritt, dass Nicht-Vertrags-
ärztinnen und -ärzte, die im KV-
Bereitschaftsdienst tätig sind, als 
abhängig beschäftigt eingestuft wer-
den und damit der Sozialversiche-
rungspflicht unterliegen. Das bedeu-
tet, dass sie neben ihren Leistungen 
zu Kranken- und Rentenversiche-
rung und zum Versorgungswerk zu-
sätzlich sozialversicherungspflichtig 
werden. Poolbeschäftigte in Rente 
müssten zudem Eigenanteile in die 
gesetzliche Rentenversicherung ein-
zahlen. Die Bundesregierung betont, 
dass nicht ohne Weiteres nachvoll-
ziehbar ist, dass der vertragsärztli-
che Notdienst durch eine grundsätz-
lich bestehende Beitragspflicht für 
abhängig beschäftigte Poolärztinnen 
und Poolärzte gefährdet sein soll. Es 
sei sogar problematisch, die Bei-
tragspflicht von Ärzten, deren Ein-
kommen sich ganz wesentlich aus 
Beiträgen anderer Versicherter und 
von Arbeitgebern speist, als Berufs-
hindernis zu werten. 
Dem Wunsch, dass Berlin eine Aus-
nahmeregelung schafft, wie es sie 
bei Notärzten gibt, erteilt die Bun-
desregierung eine Absage. Die 
Rechtlage sei nicht vergleichbar. 
Die Sicherstellung des ambulan-
ten Notdienstes sei eine gesetzliche 
Aufgabe der KVen, im Grundsatz 
seien alle Vertragsärzte verpflichtet, 
am Notdienst teilzunehmen. Bei der 
notärztlichen Tätigkeit im Rettungs-
dienst sei dies nicht der Fall. Hier 
bedarf es der freiwilligen Mitarbeit 
der Ärzteschaft.  gk

Angesichts von Ärzte- und Fach-
kräftemangel, Fehlinanspruch-
nahme von Rettungsdienst, 
Krankenhausnotaufnahmen und 
Bereitschaftsdienst hält der 
KVBW-Vorstand eine Patienten-
steuerung in die richtige Versor-
gungsebene für unumgänglich. 

„Wir wollen, dass Patientinnen und 
Patienten je nach Dringlichkeit in 
die richtige Versorgungsebene ge-
führt werden. Das kann zum Bei-
spiel der Notarzteinsatz mit Ret-
tungsdienst, die Krankenhausnot-
aufnahme, die Notfallpraxis, ein 
Hausbesuch, die Zuweisung in die 
Regelversorgung oder auch eine 
Beratung per Telefon oder Video-
konsultation mit Ärztin oder Arzt 
sein“, so Vorstandsvorsitzender Dr. 
Karsten Braun. 
Voraussetzung ist eine medizini-
sche Ersteinschätzung mit standar-
disierten, computergestützten und 
qualitätsgesicherten Verfahren. 
Diese kann telefonisch oder per 

Videokonsultation, bei Rettungs-
leitstelle oder 116117, als Selbstein-
schätzung im Web (www.116117.
de) oder spätestens am Tresen von 
Notaufnahme, Notfallpraxis oder 
INZ erfolgen. „Die so ermittelte 
Versorgungsebene muss verbind-
lich sein“, sagt Dr. Doris Reinhardt. 
Und Dr. Braun ergänzt: „Für alle, 
die sich nicht an die zugewiesene 
Versorgungsebene halten, ist eine 
Eigenbeteiligung notwendig.“ Mit 
Unterstützung des KVBW-Vor-
standes haben deshalb beim Deut-
schen Ärztetag in Essen verschie-
dene baden-württembergische 
Delegierte und Mitglieder der 
KVBW-Vertreterversammlung 
den Antrag für eine qualitätsorien-
tierte Notfallversorgung und eine 
verbindliche Patientensteuerung 
gestellt. Leider kam es weder zu 
einer Diskussion darüber noch zu 
einem Beschluss. Der Antrag wur-
de am letzten Sitzungstag aus Zeit-
gründen an den Vorstand der Bun-
desärztekammer überwiesen.  gk      

Steuerung von 
Notfallpatienten notwendig 

Krankenhäuser sollen künftig in drei Level eingeteilt werden.
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Vertreterversammlung widmet 
sich brisanten Themen

Von Honorar über Ärztemangel bis zur Entbürokratisierung. Es gibt großen Handlungsbedarf.

Etwa die Hälfte der Mitglieder 
der Vertreterversammlung sind 
im letzten Jahr neu in das Gre-
mium gewählt worden. Grund 
genug, dass sich die Delegier-
ten zusammen mit dem Vor-
stand, den Bezirksbeiräten und 
der Verwaltung zu einer Klau-
sur eingefunden haben, um die 
Leitplanken für die Amtsperio-
de zu bestimmen. 
Die Sorge ist rundum deutlich 
geworden, dass die ambulante 
Versorgung in eine gefährliche 
Schieflage geraten wird, wenn 
nicht gegengesteuert wird, oder 
in einer solchen sogar schon ist,.
Nachwuchsmangel, die Kon-
kurrenz zu investorengestütz-
ten MVZ, die Rolle der Praxen 
im Rahmen der sektorenübergrei-
fenden Versorgung, die Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zwischen 
Haus und Fachärzten, die Stärkung 
der Primärversorgung und die Kos-
tendeckung bei ambulanten Eingrif-
fen, aber auch die Förderung der 
Weiterbildung in der Psychothera-
pie, mehr Gruppentherapie und die 
Versorgung psychisch schwer kran-
ker Patientinnen und Patienten – der 
Handlungsbedarf ist groß und liegt 
in vielen Punkten auch nicht (al-
lein) im unmittelbaren Einfluss des 
Vorstandes. Großen Wert legten alle 
Teilnehmer darauf, dass sie einen 
aktiven und konstruktiven Beitrag 
mit eigenen Lösungsvorschlägen 
für die zahlreichen Probleme in der 

Versorgung leisten möchten. Kla-
gen allein ist zu wenig. Vor allem 
die Rahmenbedingungen für die 
Praxen werden daher in den kom-
menden Jahren im Mittelpunkt der 
Tätigkeit stehen müssen. Darin wa-
ren sich alle Teilnehmenden einig. 
Dementsprechend ist die Verbesse-
rung der Attraktivität der Niederlas-
sung auch eines der drei Themen, 
die der Vorstand als strategisches 
Ziel für diese Amtsperiode ausge-
geben hat.

Finanzielle Attraktivität

Die finanzielle Attraktivität für die 
Praxen muss verbessert werden. 
Das betrifft Themen wie Entbudge-
tierung mindestens der Grund- und 

Versichertenpauschalen, aber auch 
die Einbeziehung von Angestellten 
in die Kalkulation des EBM – sei-
en sie medizinisch tätig oder in As-
sistenzfunktionen. Gerade die MFA 
hatten während der Pandemie einen 
unschätzbaren Beitrag geleistet und 
warten bis heute auf eine entspre-
chen (finanzielle) Anerkennung da-
für.

Bürokratie

Die Ärzte und Psychotherapeuten 
einfach nur ihre Arbeit machen las-
sen –  leider kann davon keine Rede 
sein. Viel zu viel Zeit ist in den 
Praxen erforderlich für Tätigkei-
ten, die nicht der Patientenversor-
gung dienen. Der Vorstand hat sich 

auch dieses Ziel auf die Fahnen ge-
schrieben und will seinen eigenen 
Handlungsspielraum ausschöpfen. 
Dazu gehören beispielsweise digi-
tale Antragsservices über das Mit-
gliederportal der KVBW. 

Regresse

Auch wenn sich die Situation im 
Vergleich zu früheren Zeiten deut-
lich entspannt hat, ist die Unsicher-
heit nach wie vor groß. Besonders 
ärgerlich ist die große Zahl an In-
dividualregressen und Einzelfall-
prüfungen. Es geht dabei meist 
nicht um hohe Summen, aber der 
Aufwand für die Praxen ist hoch. 
Dementsprechend gehört es zu 
den Zielen des Vorstandes, das 

Regressrisiko weiter zu verrin-
gern und besonders die Zahl der 
Einzelfallregresse zu senken. 

Notfalldienst

Wie die Patientinnen und Pa-
tienten künftig im Rahmen 
des Bereitschaftsdienstes ver-
sorgt werden können, ist ei-
nes der weiteren Kernthemen 
für den Vorstand und die VV-
Delegierten. Welche Angebote 
sind hier überhaupt noch zeit-
gemäß im Spannungsfeld zwi-
schen den verfügbaren Ressour-
cen und der Erwartungshaltung 
von Patient*innen und Politik? 
Wie kann die Inanspruchnahme 
auf die Patientinnen und Patien-

ten begrenzt werden, die wirklich 
medizinische Unterstützung außer-
halb der Sprechstundenzeiten benö-
tigen? Und damit verhindert wer-
den, dass die teuren Strukturen als 
verlängerte Sprechstunde benutzt 
werden. Wie kann das System fi-
nanziert werden? Die KVBW hat 
in Deutschland eine führende Rol-
le bei der Gestaltung des Notfall-
dienstes. Diese Rolle soll sie weiter 
nutzen, um den Notfalldienst wei-
terzuentwickeln. Die Themen für 
die nächsten Jahre sind damit ge-
setzt. Klar ist aber auch, dass un-
vorhergesehene Ereignisse alle Pla-
nungen obsolet werden lassen kön-
nen. Gerade die vergangenen Jahre 
haben das deutlich gezeigt. ks 

Wahlbeteiligung enttäuschend,  
Umfrage forscht nach Ursachen

Nur 35 Prozent der ärztlichen Mit-
glieder der KVBW haben ihre 
Stimmen abgegeben, fünf Prozent-
punkte weniger als bei den Wahlen 
sechs Jahre zuvor. Noch deutlicher 
war das Ergebnis bei den Psycho-
therapeuten. Haben sich 2016 noch 
62 Prozent an den Wahlen betei-
ligt, waren es im vergangenen Jahr 
nur noch 40 Prozent. Die KVBW 
als Institution der Selbstverwal-
tung lebt von der Legitimation ih-
rer Mitglieder. Es würde auf Dauer 
den Vorstand und die Rolle der De-
legierten der Vertreterversammlung 
und der Bezirksbeiräte schwächen, 
wenn sie sich nicht auf ein brei-
tes Votum der Mitglieder stützen 

könnten. Die Vertreterversamm-
lung hat daher den Vorstand beauf-
tragt, nach Wegen zu suchen, wie 
die Wahlbeteiligung 2028 erhöht 
werden kann. Klar ist, dass dafür 
zunächst Ursachenforschung be-
trieben werden muss. Es wird eine 
Reihe von Gründen geben, die wie-
derum unter einzelnen Wählergrup-
pen sehr unterschiedlich sein wer-
den. Hierzu gibt es Mutmaßungen, 
aber keine einigermaßen gesicher-
ten Erkenntnisse. 

Umfrage 

Die KVBW nimmt daher wis-
senschaftliche Unterstützung in 

Anspruch. Wissenschaftler am In-
stitut für Kommunikationswissen-
schaften an der Universität Ho-
henheim hatten bereits vor eini-
gen Jahren eine Umfrage unter den 
Mitgliedern der KVBW vorgenom-
men, damals noch zu einer Reihe 
von Themen. Diesmal soll es vor 
allem um die Wahlbeteiligung und 
die Gründe fürs Wählen oder fürs 
Nichtwählen gehen. Aber auch ein 
paar allgemeine Fragen zur KVBW 
werden enthalten sein. Mit den 
Wissenschaftlern ist eine Vertrau-
lichkeitsvereinbarung abgeschlos-
sen worden. Das bedeutet, dass die 
KVBW keinen Einblick in die ein-
zelnen Rückmeldungen haben wird 

und auch nicht weiß, wer von den 
Mitgliedern an der Umfrage teilge-
nommen hat. Das ist entscheidend, 
um die Anonymität der Wahlen zu 
wahren. 
Die Umfrage wird noch vor den 
Sommerferien stattfinden, damit 
die Erinnerung an die Wahlen im 
vergangenen Jahr nicht zu sehr ver-
blasst. Selbstverständlich werden 
die Ergebnisse veröffentlicht, vor 
allem aber sollen sie in der Vertre-
terversammlung und den Bezirks-
beiräten besprochen werden und 
daraus dann Maßnahmen abgeleitet 
werden. Einige davon werden mög-
licherweise einiges an Vorlauf be-
nötigen. Wenn sich beispielsweise 

herausstellen sollte, dass eine digi-
tale Stimmabgabe die Wahlbeteili-
gung erhöhen könnte, müsste die 
Wahlordnung geändert und schon 
rechtzeitig vorher die Vorbereitun-
gen getroffen werden. Die Umfrage 
dient aber auch dem Vorstand, der 
Verwaltung und den Delegierten 
der Vertreterversammlung sowie 
den Bezirksbeiräten dazu, ihre ei-
gene Arbeit und ihr Auftreten kri-
tisch zu hinterfragen. Die KVBW 
bittet daher alle Mitglieder, sich an 
der Umfrage zu beteiligen. 
Weitere Informationen gibt es in 
Kürze per Schnellinfo. Darin ent-
halten ist auch ein Link zur Umfra-
ge.  ks 

Ein Ergebnis der Wahlen zur Vertreterversammlung und den Bezirksbeiräten im vergangenen Jahr wird niemanden zufriedenstellen 
können, egal welcher berufspolitischen Agenda er oder sie folgt: Die Wahlbeteiligung war niedrig!

Strategisches Ziel ist die Verbesserung der Attraktivität der Niederlassung.
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Nach drei Jahren Coronapande-
mie lädt der Bezirksbeirat der BD 
Freiburg zu seinem Servicetag am 
1. Juli 2023 von 9.00 Uhr bis 14.30 
Uhr ein.  Auch in Reutlingen kön-
nen sich Mitglieder beraten lassen. 

Aktuelle politische Ereignisse be-
einflussen erheblich den Praxi-
salltag. Es werden Vorträge und Be-
ratung für Ärzte, Psychotherapeu-
ten und Praxismitarbeiter zu 
Gesundheitskiosk, Telematikinfra-
struktur, Arzneimittelengpässen 
und Regressen angeboten. Was 
kommt auf die Praxen zu? Beim 
Freiburger Servicetag werden die 
wichtigsten Inhalte zusammenge-
fasst und alle Fragen beantwortet. 
Nutzen Sie die Gelegenheit, den 
neuen Vorstand der KVBW und die 
neu gewählten Beiräte für 

Südbaden persönlich kennenzuler-
nen. Seien Sie unser Gast – wir 
freuen uns darauf!

Servicetag 2023 in Reutlingen 

Am Samstag, den 7. Oktober 2023 
ab 9.30 Uhr, findet der Reutlinger 
Servicetag statt. Das Startersemi-
nar für neu niedergelassene Haus-/
Fachärztinnen und Haus-/Fachärz-
te wird außerdem in den Servicetag 
integriert. Wie jedes Jahr gibt es 
wieder vielfältige Vorträge für Sie 
und Ihre Praxismitarbeiter/-innen. 
Dabei werden verschiedene aktuel-
le Themen wie berufspolitische 
Entwicklungen für Psychothera-
peuten, Rechtsthemen, Praxisüber-
gabe sowie Themen und Trends 
rund um die Digitalisierung des 
Gesundheitswesens aufgegriffen. 

Auch 
für 
Praxis-
mitar-
beiter/in-
nen sind 
Veranstal-
tungen vor-
gesehen. 

Fragen stel-
len, Antwor-
ten bekommen

Weiter erwartet 
Sie ein Informati-
onsmarkt der ver-
schiedenen Fachbe-
reiche der KVBW. 
Dabei besteht wie je-
des Jahr die Möglichkeit, 

individuelle Beratungs-
gespräche mit den 
Fachberater*innen oder 
auch mit den Mitglie-
dern des Bezirksbei-
rates an den Informa-
tionsständen zu füh-
ren. Mit separater 
Post erhalten die 
Arzt- und Psy-

chotherapiepra-
xen nach den 
Sommerferi-
en die herz-
liche Einla-
dung, das 
Programm 
und die 
Mög-
lichkeit 
zur 

Anmeldung. Bitte merken Sie sich 
den Termin vor. Wir freuen uns auf 
Sie! nh /uj

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Reutlingen: 

Heike Großhans, BD Reutlingen 
Tel.   07121/917-2244

 Weitere Informationen zum 
Servicetag in Freiburg: 

Anmeldung bis 26. Juni 2023 
unter www.kvbawue.de/service-
tag-fr

Ihr Draht zu uns

SAMSTAG, 01. JULI 2023

9.00 BIS 14.30 UHR

Servicetag

BD Freiburg  

Nutzen Sie auch unser Gesprächsangebot 

im Rahmen des Servicetages in der  

BD Freiburg

 � IT-Beratung / Datenschutz

 � Verordnungsmanagement

 � Abrechnungsberatung

 � Niederlassungsberatung

Veranstaltungsort

KV Baden-Württemberg

Bezirksdirektion Freiburg

Sundgauallee 27

79114 Freiburg

0761 884-4158

Wir freuen uns auf Sie!

Ihr Bezirksbeirat

der BD Freiburg

Prof. Dr. Michael Faist

Dr. Carmen Seifried

Dr. Barbara B
ohl

Dr. Peter Baumgartner

Dr. Gisa W
eißgerber

www.kvbawue.de

Freiburg und Reutlingen laden zu     Servicetagen ein

Patienten-Navi online
Verlässliche Unterstützung bei der Suche nach einer passenden Behandlung 

Das Patienten-Navi unterstützt bei 
bestehenden gesundheitlichen Be-
schwerden Patientinnen und Pati-
enten online. So kann die richtige 
Behandlung und die Dringlichkeit 
des Arzt-Patienten-Kontakts her-
ausgefunden werden. Patient*innen 
müssen dafür nur auf die Website 
der 116117 (www.116117.de) ge-
hen und können per Knopfdruck 
die Anamnese und damit eine me-
dizinische Ersteinschätzung auf-
grund der gesundheitlichen Be-
schwerden starten. Die Anwendung 
kann auch schnell und bequem über 

das eigene Smartphone oder Tab-
let genutzt werden. Mit der „Struk-
turierten medizinischen Erstein-
schätzung in Deutschland (SmED)“ 
wird eine Software eingesetzt, die 
als Medizinprodukt zugelassen ist. 
SmED stellt keine Diagnose, son-
dern hat die bestehende gesundheit-
liche Beschwerde im Fokus, um 

die Dringlichkeit einer Behandlung 
einzuschätzen und einen Hinweis zu 
geben, wohin die Betroffenen sich 
für eine Behandlung wenden soll-

ten. Die Patientinnen und Patienten 
beantworten online Fragen zu ihrem 
Alter, zu Vorerkrankungen, zur ak-
tuellen Situation und  Haupt- sowie 

Begleitbeschwerden. Wichtig: Es 
wird keine Diagnose gestellt, son-
dern vor allem die Behandlungs-
dringlichkeit eingestuft.
Nach der Befragung erhalten die 
Nutzer eine Empfehlung, in welcher 
Dringlichkeit sie einen Arzt aufsu-
chen sollten und an wen sie sich in 
der akuten Situation wenden können. 

Über 125.000 reguläre Termine, in 
erster Linie in fachärztlichen und 
psychotherapeutischen Praxen, 
hat die Terminservicestelle (TSS) 
in den letzten fünf Jahren vermit-
telt. Aktuell rufen im Schnitt rund 
55.000 Patientinnen und Patienten 
im Quartal bei der TSS an. Der Be-
darf an Terminen ist ungebrochen, 
mehr noch, er steigt stetig. 

Termine werden benötigt

Dies ist kein Wunder angesichts 
voller Praxen, unbesetzter Arztsitze 
und fehlender Nachfolgerinnen und 
Nachfolger für schließende Praxen. 
Die Terminservicestelle  versucht 
einzuspringen und denjenigen Pa-
tienten Termine zu vermitteln, die 
dringenden Bedarf haben. Dafür ist 
die TSS angewiesen auf Termin-
meldungen aus den Praxen. Hier 
beißt sich nun die berühmte Katze 
in den Schwanz, wenn die Praxen 
selbst keine freien Termine haben! 
Im Wissen um diese Situation fällt 
es schwer, die Mitglieder zu weite-
ren Terminmeldungen für die TSS 
aufzufordern, gar zu verpflichten. 
Der wachsende Bedarf seitens der 
Patienten macht es aber notwendig, 
dass auch die TSS über ein ausrei-
chendes Terminangebot verfügt. 
Daher bittet der Vorstand der KV 
Baden-Württemberg die Mitglieder 
aller Fachrichtungen ausdrücklich: 
Bitte melden Sie weitere Termine. 
 Ganz ohne Anreiz bleibt 
diese Bitte glücklicherweise nicht. 
Denn seit diesem Jahr ist die Ho-
norierung der TSS-Fälle noch ein-
mal angehoben worden: Für jeden 
TSS-Fall gibt es einen Zuschlag auf 
die Versicherten-/Grundpauschale 
von 40 bis 200 Prozent – je nach 
Dringlichkeit. Schon länger gilt, 
dass alle TSS-Fälle extrabudge-
tär vergütet werden. Ganz neu gel-
ten diese abgestaffelten Zuschläge 
auch für die vom Facharzt durch-
geführten Termine, die durch einen 

Hausarztvermittlungsfall zustande 
kommen. Die hausärztliche Pra-
xis kann für die Vermittlung an die 
fachärztliche Praxis eine Pauschale 
von 15,05 Euro abrechnen.

Neue Software 

Darüber hinaus lässt sich die Ter-
minmeldung relativ einfach über 
die Software „116117 Terminser-
vice“ erledigen; die den alten „eTer-
minservice“ abgelöst hat. Nach wie 
vor ist die Anwendung über das 
Mitgliederportal erreichbar. In der 
Software lassen sich verschiede-
ne Terminprofile anlegen, Termine 
und ganze Terminserien einstellen. 
Ein schneller Überblick über die 
eingestellten und gebuchten Ter-
mine erleichtert den Abgleich mit 
dem Praxis-PVS. Außerdem sind 
alle notwendigen Angaben zu den 
Patient*innen, die die Termine ge-
bucht haben, direkt hinterlegt. Um-
fangreiches Informationsmateri-
al und Tutorials erleichtern den 
Umgang mit der neuen Terminbu-
chungssoftware. Individuelle Ein-
stellungen, wie die Anpassung des 

„minimalen Buchungsabstands“ – 
die Zeitspanne, ab der der Termin 
bei Nichtbuchung wieder für die 
Praxis frei wird – können jederzeit 
geändert werden.
Ganz neu im „116117 Terminser-
vice“ ist das Online-HAFA-Tool, 
das den hausärztlichen Praxen die 
Terminbuchung für einen ihrer Pa-
tienten in einer fachärztlichen oder 
psychotherapeutischen Praxis ih-
rer Wahl ermöglicht. Damit können 
hausärztliche Praxen selbst online 
einen Termin für ihre Patient*innen 
in der Facharztpraxis ihrer Wahl bu-
chen und so einen Hausarztvermitt-
lungsfall einfach und unbürokra-
tisch auslösen. sm

 Ausführliche Informationen: 
www.kvbawue.de/terminservice-
stelle

Neue Software für den 
Terminservice

Terminservicestelle bittet um Terminmeldungen
Das kann der Bereitschaftsdienst 
unter der 116117 sein, eine Arztpra-
xis oder im Notfall die 112 oder eine 
Notaufnahme. Sollte eine lebensbe-
drohliche Situation festgestellt wer-
den, wird die Befragung sofort ab-
gebrochen und der Nutzer aufgefor-
dert, umgehend die Notfallnummer 
112 zu wählen. Sollte sofort eine Be-
handlung notwendig sein, erhalten 
die Anwender eine PIN, mit der sie 
eine telefonische Beratung über die 
116117 einholen können. Das Pati-
enten-Navi ergänzt die telefonische 
Beratung in der Akutfallvermittlung 

der 116117 und soll dazu beitragen, 
die Wartezeiten für Anrufer in den 
hochfrequentierten Zeiten zu mini-
mieren. Darüber hinaus ist das Navi 
ein Beitrag, um den ungesteuerten 
Andrang auf Notaufnahmen zu re-
duzieren und die Betroffenen zur 
richtigen Zeit an die richtige Stelle 
zu „navigieren“ ef

Das Patienten-Navi online fragt Hilfesuchende nach ihren Symptomen und findet die passende Anlaufstelle für eine Behandlung. 
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Datenschutz aber auch die Interoperabilität sind noch unge-
klärte Punkte. "Die KI ist nur ein Bestandteil, etwa wie der 
Motor beim Auto. Damit es fährt, braucht es noch viele wei-
tere Teile", stellte Oestringer klar. 

TI-Messenger

Was bisher fehlt, ist ein si-
cheres und medienbruch-
freies Kommunikations-
werkzeug. Die Gematik 
entwickelt zurzeit den TI-
Messenger, der schon im 

Sommer auf den Markt 
kommen und sektoren-
übergreifend eingesetzt 
werden soll. Fünf dieser 

„Kurznachrichtendienste für 
das Gesundheitswesen“ 
von verschiedenen Anbie-
tern befänden sich derzeit 
in der Zulassung, berichte-
ten Timo Frank und Lina 

Rausch von der Gematik. "Sie sollen alle miteinander kom-
patibel sein." Kernstück ist ein Verzeichnisdienst mit den Ad-
ressen aller Beteiligter im Gesundheitswesen".

Digitalisierung & Pflege 

Auch die Pflegedienste versprechen sich von digitalen An-
wendungen eine Arbeitsentlastung. Aufgabe von Thomas 
Heine vom Landeskompetenzzentrum Pflege & Digitali-

sierung Baden-Württemberg ist es, 
rund 3.000 ambulante und statio-
näre Pflegedienste an die Telema-
tikinfrastruktur (TI) anzuschließen. 
Während bei den Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen 98 Prozent 
aller Praxen an die TI angeschlossen 
sind, „haben einige Pflegedienste 
dieses Wort noch gar nicht gehört“. 
Durch den Aufbau lokaler Netzwer-
ke will Heine die Akteure für das 
Thema sensibilisieren und gewinnen.  

E-Rezept

Was beim E-Rezept noch 
alles nicht optimal lief, zeig-
te der Feldversuch mit ei-
nigen Praxen in der Test-
region KV Westfalen-Lip-
pe (KVWL). Das Setzen 
der Signatur dauerte zu 
Beginn acht Minuten, in 
denen die Praxissoftware 
lahmgelegt war. Inzwi-
schen sind es acht Sekun-
den, was immer noch mehr 

Zeit in Anspruch nimmt als eine hand-
schriftliche Unterschrift. "Die Proble-
me sind bekannt und werden angegan-
gen", machte der zuständige IT-Experte 
Jakob Scholz Hoffnung auf weitere Op-
timierungen. 

Digitale Kompetenz 

Die Expertenrunde war sich einig, dass 
es notwendig ist, die digitale Kompe-
tenz aller Leistungserbringer sowie der 

Patientinnen und Patienten zu stärken. In Baden-Württem-
berg gibt es dazu bereits das Multiplikatoren-Programm DI-
KOMED_BW unter Federführung der Koordinierungsstelle 
Telemedizin (KTBW). Bei DIKOMED-BW werden statio-
näre und mobile Showrooms im medizinischen und pfle-
gerischen Bereich aufgebaut und Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren zur Digitalkompetenz geschult. Beispielhaft 
sind auch der Digital Health Truck der KTBW, der digitale 
Showroom bei der Landesärztekammer Baden-Württem-
berg, sowie die dipraxis der KV Westfalen-Lippe, die digitale 
Anwendungen für Angehörige des professionellen Gesund-
heitswesens sowie für Patientinnen und Patienten erlebbar 
machen.  gk

Ob künstliche Intelligenz, personalisierte Medizin, E-Rezept 
oder Datensicherheit – das eHealth Forum der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Baden-Württemberg zeigte die Viel-
falt der Herausforderungen und Möglichkeiten durch die 
Digitalisierung im Gesundheitsweisen auf. Rund 200 Gäs-
te nahmen an der Veranstaltung in der Bezirksdirektion 
Freiburg teil, bei der Expertinnen und Experten aus dem 
Gesundheitswesen Rede und Antwort standen. Es wurde 
deutlich: Wenn es einen Mehrwert gibt, steigt auch die Ak-
zeptanz digitaler Anwendungen. 

Das eHealth Forum stand ganz im Zeichen der Chancen, die 
sich durch eine umfassende Digitalisierung im Gesundheits-
wesen ergeben können, etwa 
bei der Patientendokumentati-
on und der Kommunikation al-
ler Leistungserbringer. „Es hat 
keinen Sinn, sich der Digitalisie-
rung zu verweigern, denn die-
se umfasst mehr als nur die lei-
dige Telematikinfrastruktur (TI). 
Als Ärzte müssen wir die Pro-
zesse aktiv mitgestalten, sonst 
werden wir von anderen digita-
lisiert. Wenn digitale Tools einen 
Mehrwert bieten und eine Ar-
beitsentlastung bringen, 
steigt auch die Akzep-
tanz“, so KVBW-Vor-
standsvorsitzender Dr. 
Karsten Braun. Er kün-
digte an, dass die KVBW 
in diesem Jahr noch ei-
nen digitalen Antrags-
service, der einen rele-
vanten Geschäftspro-
zess der KVBW an der 
Schnittstelle zur ihren 
Mitgliedern Ende-zu-
Ende digitalisiert, an 
den Start bringen wer-
de.

Künstliche Intelligenz

Dass künstliche Intelligenz in Kom-
bination mit Spracherkennung eine 
enorme Arbeitserleichterung für den 
Praxis- und Klinikalltag bedeutet, ver-
deutlichte Patrick Oestringer von der 
Freiburger Firma Averbis. Beim Dik-
tieren werden damit Diagnose, La-
bor- und Vitalparameter sowie Me-
dikamente direkt tabellarisch mit den 
korrekten Fachbegriffen dokumentiert und erfasst. Bevor für 
Niedergelassene eine entsprechende Software zur Verfü-
gung steht, ist es jedoch noch ein langer Weg. Fragen wie 

Akzeptanz durch Mehrwert 
in der Digitalisierung 

Flexibilisierung durch telemedizinische Versorgung außerhalb der Praxis

Vertragsärzte und -psychothera-
peuten sollen ihre Patientinnen und 
Patienten künftig auch außerhalb 
der Praxis telemedizinisch betreu-
en können. Die KBV-Vertreterver-
sammlung hat dazu Eckpunkte und 
Rahmenbedingungen definiert, un-
ter denen mobiles Arbeiten mög-
lich sein soll.

Die telemedizinische Versorgung der Pati-
enten spiele insbesondere in der vertrags-
ärztlichen und -psychotherapeutischen 
Versorgung eine immer größere Rolle,  

hieß es zur Begründung. So sei eine Be-
treuung per Videosprechstunde, zum Bei-
spiel bei leichten Infekten oder chroni-
schen Erkrankungen, medizinisch sinnvoll 
und vereinfache für viele Menschen den 
Zugang zur Versorgung. Anders als in an-
deren Berufen gebe es jedoch beim mo-
bilen Arbeiten außerhalb der Praxisräume 

„rechtliche Hürden“. 

Zulassung Voraussetzung

Ärztliche und psychotherapeutische Leis-
tungen sollen laut Eckpunktepapier mit di-

gitalen und telemedizinischen Hilfsmitteln 
durchgeführt werden, sofern dies medizi-
nisch vertretbar ist, und von der Bindung 
der Erbringung am Praxisort gelöst wer-
den. Voraussetzung hierfür ist jedoch die 
Zulassung zur vertragsärztlichen Versor-
gung. Weiterhin muss gewährleistet sein, 
dass die überwiegende Zahl der Fälle vor 
Ort in der Praxis versorgt wird und eine 
Konsultation in Präsenz zeitnah möglich 
ist, sofern eine Anschlussbehandlung er-
forderlich ist. Entsprechende Regelungen 
sollen nun mit den Kassen verhandelt und 
im Bundesmantelvertrag Ärzte sowie im 

EBM verankert werden. Zuvor müssen die 
Zulassungsverordnung und die (Muster-)
Berufsordnung angepasst werden. 
Auch die Vorstände der KVBW halten 
eine Flexibilisierung der ärztlichen und 
psychotherapeutischen Leistungserbrin-
gung für dringend geboten. 

„Videosprechstunden sind ein wichtiger 
Baustein, um die medizinische Versorgung 
für Patientinnen und Patienten sicherzu-
stellen. Mehr Flexibilität würde eine Aus-
weitung solcher Angebote ermöglichen.“, 
betonen die KVBW-Vorstände Dr. Kars-
ten Braun und Dr. Doris Reinhardt. kbv
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UNTERNEHMEN PRAXIS

Für den Notfall in der Praxis vorplanen

Immer wieder kommt es vor, dass 
Patientinnen und Patienten nach 
Beendigung des Behandlungsver-
hältnisses darauf bestehen, dass die 
Ärztin/der Arzt die betreffenden Pa-
tientendaten vollständig aus seinem 
System löscht. Diesem Löschungs-
verlangen kann eine Ärztin/ein Arzt 
jedoch nicht vor Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nachkommen. Grund-
sätzlich hat zwar derjenige, dessen 
Daten verarbeitet werden, nach 
der Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) ein solches Recht auf Lö-
schung all seiner personenbezogenen 
Daten vom Datenverarbeitenden. 
So sind Daten beispielsweise dann 
zu löschen, wenn sie nicht mehr für 
den Zweck, zu dem sie erhoben oder 
sonst verarbeitet wurden, notwendig 
sind oder wenn die betroffene Per-
son ihre Einwilligung widerruft, auf 
die sich die Verarbeitung stützte und 
es an einer anderweitigen Rechts-
grundlage für die Verarbeitung fehlt.
Aus der DSGVO ergibt sich aber 
auch, dass Daten gerade nicht zu lö-
schen sind, wenn die Aufbewahrung 
der Daten aufgrund einer rechtlichen 

Verpflichtung erfolgt und auch noch 
weiterhin erfolgen muss (Artikel 17 
Abs.3 b) DSGVO). 

Aufbewahrungspflicht min-
destens zehn Jahre

Eine solche rechtliche Verpflichtung 
stellt die Aufbewahrungspflicht der 
Ärztin/des Arztes dar.  Die Aufbe-
wahrungspflicht ist eine der Ver-
tragsärztin/dem Vertragsarzt zivil-
rechtlich, vertragsarztrechtlich und 
berufsrechtlich auferlegte Pflicht (§ 
630f Abs. 3 BGB; § 10 Abs. 3 der 
Berufsordnung der Landesärztekam-
mer Baden-Württemberg; § 57 Abs. 
2 Bundesmantelvertrag-Ärzte).  
Nach all diesen Vorschriften beträgt 
die Aufbewahrungsfrist zehn Jahre 
nach dem letzten Arzt-Patienten-
Kontakt, soweit nicht nach gesetzli-
chen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungspflicht besteht. 
Längere Aufbewahrungspflichten 
bestehen beispielsweise für Durch-
gangsärzte und im Bereich der Strah-
lentherapie. Die Patientin oder der 
Patient kann nicht auf diese rechtlich 

vorgeschriebene Aufbewahrung 
verzichten. Diese müssen die Pati-
entinnen beziehungsweise Patienten 
akzeptieren. Denn die ärztlichen 
Aufbewahrungspflichten dienen 
nicht nur der Ärztin/dem Arzt als 
Exkulpationshilfe im Falle eines Be-
handlungsfehlervorwurfes, sondern 
gerade auch den Patientinnen und 
Patienten – um nachvollziehen zu 
können, was zu welchem Zeitpunkt 
Bestandteil der Behandlung war.
Ein anderer Grund, der der Löschung 
von Patientendaten entgegenstehen 
kann, ist – ebenfalls nach Art. 17 Abs. 
3 DSGVO – die Geltendmachung, 
Verteidigung oder Ausübung von 
Rechtsansprüchen. 
Wenn Sie also der Ansicht sind, dass 
Sie Patientenunterlagen für diese ge-
nannten Zwecke benötigen, können 
Sie diese entsprechend auch über die 
ärztliche Aufbewahrungspflicht hin-
aus aufbewahren – etwa, wenn die 
ärztliche Aufbewahrungsfrist bereits 
abgelaufen ist, aber ein Patient einen 
Haftungsanspruch gegen Sie richtet, 
über den noch nicht entschieden 
wurde. kats

Es kann jederzeit passieren. Jeder fürchtet ihn, niemand möchte ihn erleben, aber es gibt ihn immer wieder: den Notfall! Um in die-
sem Moment gut zu reagieren, gibt es das Notfallmanagement. Und weil eine richtige Reaktion so wichtig ist, wird die Umsetzung 

für alle Praxen in der QM-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses eingefordert.

Nur wer vorher gut geplant (trai-
niert) hat, was er im Notfall tun 
kann, ist dann in der Lage, schnell 
und richtig zu handeln. Es gibt eini-
ges, was  in einer Praxis passieren 
kann. Mit der größten Wahrschein-
lichkeit könnte ein medizinischer 
Notfall eintreten. Ebenso notwen-
dig vorzubereiten wäre ein Brand-
fall. Darüber hinaus gibt es weite-
re Katastrophen für eine Praxis, die 
bedacht sein sollten. 

Notfall: Patient kollabiert 

Diese Situation ist Stress pur für das 
Team. Die QM-Richtlinie empfiehlt 
hier, eine Notfallausstattung vorzu-
halten und die eigene Notfallkom-
petenz regelmäßig zu trainieren. So 
bleiben Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Erkennen von Notfall-
situationen und Handeln  geschult. 
In QEP® (Qualität und Entwick-
lung in Praxen, dem QM-Modell 
der KBV) werden Kriterien formu-
liert, mit denen die Praxis gut ge-
gen den medizinischen Notfall ge-
wappnet ist:

• Checkliste mit Kriterien zur 
Identifikation von Notfallpati-
enten (dies unterstützt vor al-
lem am Telefon)

• Notfallplan mit Verantwort-
lichkeiten und Abläufen

• Regelmäßige Schulungen/
Trainings

• Regelmäßige, dokumentier-
te Kontrolle der Notfallaus-
stattung 

• Notfälle werden analysiert 
und führen gegebenenfalls zu 
Verbesserungsmaßnahmen.

Regelmäßige Trainings geben Si-
cherheit und helfen, mögliche 
Hemmschwellen zu überwinden. 
Die Festlegung der Abläufe hilft, 
Unsicherheit oder Chaos zu ver-
meiden. Es muss klar sein, wer 
hauptverantwortlich für die Versor-
gung der Notfallperson ist und wer 

assistiert. Genauso wichtig ist es 
festzulegen, wer Patient*innen im 
Wartezimmer informiert oder sie 
wegbringt, wer telefoniert und die 
Rettungsleitstelle kontaktiert. 

Keine Panik im Brandfall

Ist schon der medizinische Not-
fall eine Herausforderung, ist der 
Brandfall die Steigerung. Die gute 
Vorbereitung beinhaltet:

• Flucht- und Rettungsplan be-
ziehungsweise Notfall- und 

Alarmplan (Teil A der internen 
Brandschutzordnung)

• Kennzeichnung der Fluchtwe-
ge und Notausgänge

• Wartung der Feuerlöscher
• Jährliche Unterweisungen in-

clusive Übungen (Brandbe-
kämpfung und Evakuierung)

Weitere Notfälle

Hierzu gehören der plötzliche Aus-
fall des Arztes oder der Ärztin in 
Einzelpraxen, eine Gas- oder Was-
serleckage, elektrische Notfälle 

ALLES, WAS RECHT IST!   Juristische Fragen aus der Praxis

Löschen von Patientendaten 
Patientenwunsch versus ärztliche Aufbewahrungspflicht

oder Stromausfälle sowie krimi-
nelle Handlungen. Um auch hier 
die Auswirkungen nicht zu groß 
werden zu lassen, ist die Ausein-
andersetzung mit dem Thema und 
der jeweils möglichen Notsituati-
on wichtig. Auf jeden Fall ist eine 
Telefonliste mit allen Notfallnum-
mern sinnvoll. Neben Polizei und 
Feuerwehr, Giftnotzentrale, Haus-
meister und vielem mehr gehö-
ren auch angrenzende Praxen und 
Nachbarn dazu. Auch sie sollten 
schnellstmöglich informiert wer-
den. Sinnvoll ist auch, eine Inven-
tarliste der Praxis zu erstellen und 
Ansprechpartner der Versicherun-
gen aufzulisten, damit die Haft-
pflicht- oder Gebäudeversicherung 
zeitnah informiert werden kann. 
Allen Praxen sei gewünscht, dass 
diese Vorbereitung nicht in An-
spruch genommen werden muss. 
Aber man weiß, wenn man sie 
braucht, ist sie da!
Mustervorlagen und weitere Unter-
stützung erhalten Sie gerne bei Ih-
ren QM-Beratern der KVBW. uw

 Weitere Informationen:
www.kvbawue.de/
qualitaetsmanagement/

Im Notfall hilft es dem Praxisteam, gut vorbereitet zu sein.

Virtueller Raum für Ideen- 
und Erfahrungsaustausch 

Nächste Termine QM-Sprechstunde 
für MFAs und QM-Beauftragte 

Wir laden Sie ein, sich mit anderen in der „QM-Sprechstunde“ auszutau-
schen. In einer offenen Gesprächsrunde, in Form eines Videochats, haben 
Sie die Möglichkeit, voneinander zu lernen und Ihre Erfahrungen weiterzu-
geben. Teilnehmen kann jede Praxis.

Die nächsten Termine für die QM-Sprechstunde sind:

• Mittwoch, 2. August 2023, 15.00 Uhr bis 17.00 Uhr
• Mittwoch, 8. November 2023, 15.00 Uhr bis 17 Uhr

Sie wollen an einer QM-Sprechstunde teilnehmen?

Bitte schicken Sie uns Ihre Anmeldung per Mail mit dem Betreff „QM-
Sprechstunde“ an praxisservice@kvbawue.de. Gerne nennen Sie uns auch 
schon Ihren Namen, die Praxis sowie Ihre Themenwünsche. Kurz vor der 
Veranstaltung erhalten Sie von uns eine Einladungsmail mit dem Zugangslink 
zur Online-Sitzung. 

 Kontakt

Nina Hitzelberger
07121 917-2394
praxisservice@kvbawue.de

Christina Schrade
07121 917-2323 | praxisservice@kvbawue.de

Ute Wutzler
07121 917-2392 | praxisservice@kvbawue.de
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Befüllungen der ePA genutzt wer-
den können. „Wir wollen es allen 
Beteiligten so leicht wie möglich 
machen“, erklärte Lauterbach.

Blick in den Norden

Skandinavische Länder wie Däne-
mark und Finnland gelten als Vor-
reiter in Europa, was die Digitali-
sierung des Gesundheitswesens 
angeht. Sie waren auf der Messe 
ebenso vertreten wie Israel, das vor 
allem bei der Bekämpfung der Co-
ronapandemie durch digitale Tools 
profitiert hat. 
Insgesamt herrschte auf der DMEA 
eine positive Aufbruchstimmung, 
und man darf gespannt sein, was 
von all den präsentierten Produkten 

Gesamte Bandbreite von Digital Health bei DMEA

Ende April war es wieder so weit: 
Die Digital-Health-Szene traf sich 
bei der DMEA in Berlin – eine 
Kombination aus Messe, Fortbil-
dung und Networking-Event. Sie 
ist eine ideale Plattform, um sich 
über digitale Entwicklungen im 
Gesundheitswesen zu informie-
ren. Von IT-Fachleuten über Ärz-
tinnen und Ärzte, Führungskräfte 
aus Krankenhaus und Pflege bis 
hin zu Expertinnen und Exper-
ten aus Politik und Wissenschaft 
– bei der DMEA sind sie alle an-
zutreffen. Berichtet wird über die 
gesamte Bandbreite von Digi-
tal Health: Vom Einsatz Künstli-
cher Intelligenz in Diagnostik und 
Therapie über die Weiterentwick-
lung der Telematikinfrastruktur 

bis hin zu vernetzter, interopera-
bler und sicherer Medizintechnik.

Künstliche Intelligenz 

In den Diskussionen auf der Digi-
tal-Health-Messe standen Umset-
zung und Vernetzung all des tech-
nisch Möglichen im Mittelpunkt. 
Und ein Thema blieb praktisch 
bei keinem Forum außen vor: 
Welche Rolle spielt künftig die 
Künstliche Intelligenz in der Me-
dizin? Bundesgesundheitsminis-
ter und DMEA-Schirmherr Prof. 
Dr. Karl Lauterbach hat dazu eine 
klare Meinung: „Künstliche Intel-
ligenz wird die Medizin revoluti-
onieren“, sagte er zur Kongress-
eröffnung. 

Gesundheitswesen digitalisiert

In seiner Keynote stellte Lauter-
bach die weiteren Schritte hin zu 
einem digitalisierten Gesundheits-
wesen vor. So soll die elektroni-
sche Patientenakte (ePA) durch die 
geplante Opt-out-Regel schon bald 
Standard und nicht mehr wie heu-
te die Ausnahme sein, versicherte 
er. Mit einer Transparenzoffensive 
möchte der Minister den Nutzen 
der ePA deutlich machen und das 
Vertrauen der Patientinnen und Pa-
tienten gewinnen. Die Akzeptanz in 
der Ärzteschaft soll mit einer besse-
ren Honorierung für die ePA-Befül-
lung erreicht werden. Auch wolle 
man alle PVS so weiterentwickeln, 
dass sie für die automatischen 

In der Ausstellung „digitale Arztpraxis“ kann man verschiedene digitale Funktionen testen. 

in der Regelversorgung ankommt. 
Mit über 700 nationalen und inter-
nationalen Aussteller*innen, über 
300 Speakern und mehr als 16.000 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
verzeichnete die Messe einen neu-
en Teilnehmerrekord.  

Versorgung mitdenken

So schön viele technische Lösun-
gen auch sein mögen: Mitgedacht 
werden sollte dabei auch immer 
eine sinnvolle Umsetzungsmög-
lichkeit und ein definierter Versor-
gungsauftrag in unserem leider bud-
getierten Gesundheitssystem. Die-
ses Verständnis scheint bei vielen 
Anbietern dort noch nicht zu herr-
schen.   mt

Transparenzoffensive soll Nutzen von ePa zeigen und Opt-out-Regel soll Standard werden.

Der elektronische Praxisaus-
weis, technisch auch Security 
Module Card Typ B (kurz SMC-
B) genannt, ist ein wesentlicher 
Bestandteil der Telematikinfra-
struktur (TI). Damit sicherge-
stellt ist, dass nur berechtigte 
Nutzer Zugang zur TI erhalten, 
benötigen Praxen und weitere 
medizinische Einrichtungen ei-
nen Praxisausweis. 

Der Praxisausweis wird bei der 
Installation der erforderlichen 
Komponenten in Ihrer Praxis 
in das Kartenterminal gesteckt 
und bleibt dort. Sowohl die be-
grenzte Laufzeit des Praxisaus-
weises von fünf Jahren als auch 
beispielsweise ein BSNR-Wech-
sel machen eine Neubeantragung 
notwendig, die wir für Sie ver-
einfacht haben.

Zeit sparen mit vorbefülltem 
Formular 

Im Mitgliederportal haben wir 
für Sie ein Formular vorbereitet, 
das bereits alle relevanten Daten 
enthält, die von Ihnen im Arzt-
register hinterlegt sind. Sie müs-
sen nur noch einzelne Angaben, 
beispielsweise den von Ihnen ge-
wünschten Kartenhersteller und 
Ihre Staatsangehörigkeit, aus-
wählen. Anschließend werden 
Sie und Ihre Daten automatisch 
zum Onlineportal des eingestell-
ten Kartenherstellers weiterge-
leitet, wo Sie Ihre Bestellung 

schnell abschließen können. Das 
aufwändige Ausfüllen des kom-
pletten Antrags bleibt Ihnen erspart. 

Das für Sie vorausgefüllte Formular 
zur Bestellung oder auch Folgebe-
stellung Ihres Praxisausweises fin-
den Sie im Mitgliederportal. Nach 
Ihrem Login ist dieses für Sie im 
Bereich „Praxisorganisation“ unter 

„Praxisausweis (SMC-B) beantra-
gen“ hinterlegt.

Vorteile der neuen Beantragung

Die neue Beantragung bringt ne-
ben der Zeitersparnis für das Aus-
füllen des Antrags zahlreiche wei-
tere Vorteile. Aufgrund der Vor-
befüllung des Formulars mit den 
Angaben aus unserem Arztregis-
ter kann ein Abweisen von Anträ-

gen, zum Beispiel aufgrund von 
Unstimmigkeiten in der Anschrift, 
vermieden werden (beispielweise 

„Straße“ statt „Str.“) oder wenn 
der zweite Vornamen nicht ge-
nannt wird. Da Ihre Daten direkt 
aus dem Arztregister übernom-
men werden, entfällt eine aufwän-
dige Prüfung Ihrer Angaben, wo-
durch Ihr Antrag schneller bear-
beitet werden kann. 

Bei Folgebeantragung vom 
Service profitieren

Die Praxisausweise der ersten Ge-
neration laufen zurzeit aus, wes-
halb zahlreiche Praxisinhaber Ih-
ren Praxisausweis neu bestellen 
müssen. Nutzen Sie als zugelasse-
ner Vertragsarzt, -psychotherapeut 
oder ärztlicher Leiter eines MVZ 
mit Login im Mitgliederportal das 
vorbefüllte Formular und sparen 
Sie sich mit unserem neuen Ser-
vice Zeit und Nerven.

Wichtig: persönlich bei der Post 
zur Identifikation erscheinen 

Neben der vereinfachten Bean-
tragung über das Mitgliederpor-
tal wird von der gematik seit dem 
3. April eine sichere Identifikation 
mittels Post-Ident-Verfahren bei 
der Antragstellung vorgegeben. 
Das heißt, Sie werden vom Kar-
tenhersteller nach Ihrer Antrag-
stellung aufgefordert, sich in einer 
Postfiliale persönlich zu identifi-
zieren. Dieses Verfahren wird be-
reits beim eHBA angewandt, wo-
bei beide Identifikationen unab-
hängig voneinander folgen.  ij

Praxisausweis vereinfacht beantragen

Die Förderstellen in der fachärzt-
lichen Versorgung sind zwar be-
reits ausgeschöpft. Man sollte sich 
trotzdem bewerben, denn einge-
gangene Bewerbungen werden 
nach Förderkriterien vergeben.

Die KVBW gewährt im hausärztli-
chen Bereich und für insgesamt drei-
zehn verschiedene Facharztgruppen 
auf Antrag eine finanzielle Förde-
rung. Voraussetzung ist, dass eine 
vorhandene Weiterbildungsstelle in 
einem förderfähigen Fachgebiet mit 
einer geeigneten Person besetzt 
werden kann. 

Kontingentierung

Die Anzahl der Förderstellen in 
der ambulanten Weiterbildung der 
fachärztlichen Versorgung ist in allen 
Bundesländern kontingentiert. Ins-
gesamt stehen in Baden-Württem-
berg hierfür 267 Förderstellen zur 
Verfügung. Durch die hohe Nach-
frage im fachärztlichen Bereich führt 
dies im Jahr 2023 erstmals dazu, 
dass in Baden-Württemberg nicht 

alle Anträge genehmigt werden kön-
nen. Bereits jetzt sind alle 267 För-
derstellen ausgeschöpft. Unter allen 
vollständig eingegangenen Anträgen 
im fachärztlichen Bereich wird daher 
eine Auswahlentscheidung getroffen. 
Die Auswahlkriterien entnehmen 
Sie bitte der Förderrichtlinie Wei-
terbildung. Die Bearbeitungszeit für 
einen Antrag dauert aufgrund der 
Vielzahl von Anträgen derzeit sechs 
Wochen. Bitten sehen Sie von tele-
fonischen Rückfragen ab, damit die 
Anträge schnellstmöglich bearbeitet 
werden können. Dem Antrag ist 
die aktuelle Weiterbildungsbefugnis 
2020 beizufügen, da der Antrag er-
sonst nicht bearbeitet werden kann. 
Bereits bestehende Anstellungs-
verhältnisse, die verlängert werden 
müssen oder bei denen sich eine 
Änderung des Tätigkeitsumfangs er-
gibt, sind von der Kontingentierung 
ausgenommen.  sl

 www.kvbawue.de/praxis/nie-
derlassung/foerderung-informati-
onsangebot/weiterbildungsfoerde-
rung

Förderung der  
Weiterbildung beantragen

Die SMC-B ähnelt einer SIM-Karte.
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ARZT & THERAPEUT

Arztpraxen stehen heute vor der 
Herausforderung, neue nachhaltige 
Wege gehen zu müssen: So müssen 
Ärztinnen und Ärzte durch die Aus-
wirkungen des Klimawandels un-
ter anderem in Zukunft mit einem 
höheren Behandlungsaufkommen 
rechnen. Auf der anderen Seite gilt 
es, ganz praktische Maßnahmen 
im Praxisalltag zu installieren. Der 
Gesundheitssektor macht zwischen 
fünf und sieben Prozent aller CO2-
Emissionen aus, mehr als der Flug-
verkehr, und trägt damit zum Kli-
mawandel bei. 
Neben der Mobilität und beim Ein-
kauf können Arztpraxen zum Bei-
spiel in ihrer Praxisorganisation und 
bei Angeboten für die Patientinnen 
und Patienten auf einen nachhalti-
geren Umgang achten. Doch eine 
klimaschonende Kultur in einer 
Arztpraxis entsteht nicht von heute 
auf morgen. Die Transformation er-
fordert spezifisches Know-how und 
Teamgeist, zahlt sich aber aus: Man 
präsentiert sich nach innen und au-
ßen als klimafreundliche Arztpra-
xis, bindet Beschäftigte wie Patien-
tinnen und Patienten und verbessert 
die Wirtschaftlichkeit der Praxis. 

Kleine Stellschrauben

Manche Klimaschutzmaßnahmen 
sind einfach in die Praxis umzu-
setzen, manche brauchen ein biss-
chen Zeit: Zum Beispiel muss man 
für eine Umstellung auf Ökostrom 
oft noch nicht einmal den Anbie-
ter wechseln, sondern lediglich 
den Tarif. Oder LED-Beleuch-
tung: Sie amortisiert sich oft schon 
nach zwei bis drei Jahren gegen-
über herkömmlicher Beleuch-
tung. Auch in Sachen Mobilität 
lässt sich klimafreundlich handeln, 
etwa mit dem Fahrrad oder zu Fuß 
zur Arbeit kommen, für Mitarbei-
tende ein Jobticket bezahlen oder 
mehr Telemedizin einsetzen. Eine 
möglichst papierfreie Praxis ergibt 
sich oft auch schon aus der zuneh-
menden Digitalisierung.

Klimasprechstunden

Was die andere Seite anbelangt 
– die Auswirkungen des Klima-
wandels etwa auf die Gesundheit – 
lässt sich einiges tun. In einer spe-
ziellen Klimasprechstunde bei-
spielsweise können Patient*innen 

einerseits für die medizinischen 
Auswirkungen auf ihre eigene 
Gesundheit sensibilisiert werden. 
Andererseits können Vorsichts-
maßnahmen, zum Beispiel bei 
Hitzewellen, besprochen werden. 
Beratungen zu Ernährung und 
Mobilität beziehungsweise gene-
rellem Lebensstil schlagen zwei 
Fliegen mit einer Klappe. Oder: 
Während extremer Wetterpha-
sen kann es spezielle Angebote 
geben – etwa eine Sprechstunde 
frühmorgens, in der besonders 
auf eine gute Raumlüftung und 
kurze Wartezeiten geachtet wird. 
Die Praxis kann außerdem si-
cherstellen, dass vulnerable Pati-
enten ausreichend Flüssigkeit zu 
sich nehmen und von Angehöri-
gen gebracht und geholt werden. 

Zertifikate und Qualitätssiegel

In Baden-Württemberg können 
sich klimaschutzbewusste Pra-
xisteams ihr Engagement vom 
Hausärzteverband mit einem Zer-
tifikat bescheinigen lassen. Ab ei-
ner Selbstauskunft mit 50 Prozent 
oder mehr erfüllten Indikatoren 

gibt es das Label in Bronze, Sil-
ber oder Gold. Die 28 Indikatoren 
für eine nachhaltige Hausarztpraxis 
können Teams als Checkliste für ei-
gene Maßnahmen nutzen. Das In-
stitut für angewandte Qualitätsför-
derung und Forschung im Gesund-
heitswesen GmbH (aQua-Institut) 
verleiht gemeinsam mit der TK ein 
Qualitätssiegel nachhaltige Praxis .

KlimaDocs 

Sie sind ein Netzwerk von Ärz-
tinnen und Ärzten, die mehr Ver-
antwortung für den Klimaschutz 
übernehmen wollen. Sie infor-
mieren darüber, wie eng Gesund-
heit und Umwelt miteinander ver-
bunden sind und welche einfachen 
Tipps sich eignen, um beides zu 
schützen. Die KlimaDocs rücken 
die gesundheitlichen Vorteile ei-
ner klimafreundlichen Ernährung, 
Mobilität und Energieversorgung 
sowie des Artenschutzes und ei-
nes bewussten Konsumverhaltens 
in den Vordergrund – mit Informa-
tionsmaterial für das Wartezimmer 
wie zum Beispiel Flyer, Poster und 
Videoclip.

Praxisleitfaden von A bis Z

Auch die Arbeitsgruppe „Klima-
wandel der Bundesärztekammer“ 
hat ‚Handlungsfelder in Arztpra-
xen zur Klimaneutralität' in ei-
nem übersichtlichen Leitfaden zu-
sammengestellt, unterteilt in neun 
Gruppen: Von Praxisführung über 
Energieverbrauch bis zu Wasser 
und Ernährung werden darin Po-
tenziale beleuchtet. 
Der Berufsverband Deutscher In-
ternistinnen und Internisten hat 
einen neuen Arbeitskreis „Kli-
maschutz und Gesundheit“ ins-
talliert und Forderungen aufge-
stellt. Er will Fragen rund um die 
Themen Klimaschutz, Gesundheit 
und Nachhaltigkeit innerhalb des 
Verbandes aufgreifen und in eine 
strukturierte berufspolitische Ar-
beit überführen. mara

 Weitere Infos:

www.hausarzt-bw.de/ausgezeichnet
www.klimadocs.de
www.bdi.de
www.klima-mensch-gesundheit.de
www.bundesaerztekammer.de

Klimaschutz: 
Was Praxen tun 

können
Das Klima schonen und Profil gewinnen

Verordnungsmanagement

Thema Antihistaminika

Ein Patient oder eine Patientin mit 
allergischer Rhinitis benötigt ein 
orales Antihistaminikum. Welches 
ist wann verordnungsfähig?

Von den Antihistaminika der zwei-
ten Generation stehen fünf ver-
schreibungsfreie Wirkstoffe zur 
oralen Anwendung zur Verfügung, 
die in Bezug auf Wirksamkeit und 
Sicherheit untereinander vergleich-
bar sind: Cetirizin, Loratadin, Levo-
cetirizin, Desloratadin und Bilastin. 
Üblicherweise trägt der Patient/die 
Patientin die Kosten für diese Prä-
parate selbst. Die Anlage I der AM-
RL (OTC-Ausnahmeliste) benennt 
jedoch Ausnahmen, in denen auch 

verschreibungsfreie Antihistaminika 
zu Lasten der Kasse verordnet wer-
den dürfen:

• in Notfallsets zur Behandlung bei 
Bienen-, Wespen-, Hornissen-
giftallergien,

• zur Behandlung schwerer, persis-
tierender Urtikarien,

• bei schwerwiegendem, anhalten-
dem Pruritus und/oder

• zur Behandlung bei persistieren-
der allergischer Rhinitis mit 
schwerwiegender Symptomatik, 
bei der eine topische nasale Be-
handlung mit Glukokortikoiden 
nicht ausreichend ist.

Wann ist die allergische Rhinitis als 
persistierend anzusehen, und wie 
wird die schwerwiegende Sympto-
matik definiert?

Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) spricht von einer persistie-
renden Symptomatik, wenn sie an 
mindestens vier Tagen pro Woche 
und über mindestens vier Wochen 
auftritt.
Eine schwerwiegende Symptomatik 
kann vorliegen, wenn die ausgelösten 
Symptome (Rhinorrhoe, nasale Ob-
struktion/Schwellung, nasaler Juck-
reiz, Niesreiz oder Fließschnupfen) 
die Lebensqualität beispielsweise auf-
grund von Schlafstörungen und Be-
schränkungen der Arbeitsfähigkeit 
oder alltäglicher Aktivitäten erheb-
lich beeinträchtigen. Außerdem muss 
die Ausprägung der Symptomatik 
nachhaltig und dauerhaft sein.

Sind verschreibungspflichtige Anti-
histaminika zu Lasten der Kranken-
kasse verordnungsfähig?

Es gilt das Wirtschaftlichkeitsgebot: 
Vorrangig sind verschreibungsfreie 
Präparate zu verordnen, solange sie 
medizinisch notwendig, zweckmäßig 
und ausreichend sind (Paragraf 12 
Absatz 11 Satz 2 der Arzneimittel-
Richtlinie, AM-RL). Bei Unwirksam-
keit oder Unverträglichkeit kann im 
Einzelfall auf verschreibungspflichtige 
Wirkstoffe wie zum Beispiel Fe-
xofenadin oder Ebastin gewechselt 
werden.
Diese zählen jedoch, genau wie die 
verschreibungsfreien Wirkstoffe (sie-
he oben), zu den Antihistaminika der 
zweiten Generation, die bezüglich 
Wirksamkeit und Sicherheit unterei-
nander vergleichbar sind.
Daher wird eine sorgfältige Abwä-
gung und Dokumentation dringend 
empfohlen, da einzelne Kassen in der 
Vergangenheit bereits Einzelfallprüf-

anträge gestellt haben, wenn ver-
schreibungspflichtige Antihistamini-
ka ohne dokumentierte Vorthera-
pie verordnet wurden.

 Weitere Details –  

auch zu vergleichbaren Konstellatio-
nen anderer Substanzklassen – fin-
den Sie in der Übersicht „Die Qual 
der Wahl: verschreibungsfrei versus 
verschreibungspflichtig“ unter:
https://www.kvbawue.de/pdf1827 

Patienteninformation: 
https://www.kvbawue.de/pdf3282.

Arzt fragt, KV antwortet
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ARZT & THERAPEUT

Respekt füreinander miteinander
Aktion wirbt für Verständnis statt verbaler Attacken

Die meisten Menschen haben es 
schon am eigenen Leib erfahren: 
Vergreift sich einer im Ton, schiebt 
der andere nach und schnell eska-
liert sie Situation. Besonders 
in Arztpraxen, wo viele um 
das knappe Gut Arztzeit kon-
kurrieren, wird der Ton immer 
rauer. MFAs sind meist dieje-
nigen, die das am ehesten spü-
ren. Doch sie verdienen An-
erkennung, damit nicht noch 
mehr von ihnen den Job ver-
lassen, finden der Chirurg Dr. 
Günther Fuhrer aus Reutlingen 
und die MFA Melanie Seibold 
vom Ärztenetz Reutlingen. Sie 
werben mit einer Plakataktion 
für mehr „Respekt füreinander 
miteinander“. 

Wie kamen Sie darauf, die 
Aktion ins Leben zu rufen?

Fuhrer: Patienten und Patien-
tinnen beklagten sich bei mir 
über die Aggression und Un-
freundlichkeit unserer Mitar-
beiterinnen. Nun ist es als Chef 
sehr unangenehm, wenn sie in 
den Ruf kommen, dass das 
Personal unfreundlich ist. Da-
her habe ich Frau Seibold be-
fragt und sie sagte mir, das un-
terscheide sich keinesfalls von 
ihren Erfahrungen oder denje-
nigen ihrer Kolleginnen. 
Seibold: Ja es stimmt, doch 
häufig ist dies nur eine Re-
aktion auf ebenfalls aggres-
sive Patienten und Patientin-
nen. Wenn ich zehnmal am 
Tag angepöbelt werde, ver-
schärft sich möglicherwei-
se auch mein Ton, sodass ich 
dann etwas empfindlicher bin, 
wenn sich jemand in der Wortwahl 
vergreift. Am Morgen toleriere ich 
das vielleicht eher oder kann da-
mit umgehen, aber am Abend oder 

Nachmittag bin ich eventuell ein 
bisschen barscher, als ich das sein 
möchte. Dieser Kultur gilt es entge-
genzusteuern. 

Fuhrer: Wir haben dann gehört, 
dass das tatsächlich in jeder Praxis 
vorkommt. Wir waren darüber sehr 
erschrocken, denn es wurden dort 

auch Drohungen formuliert: „Ich 
weiß, wo du wohnst, warte mal bis 
heute Abend, dann wirst du sehen, 
was du davon hast. Das hat uns so 

alarmiert, dass wir uns gesagt haben, 
dann müssen wir etwas dagegen tun 
und eine gewisse Sensibilisierung 
erzeugen bei unseren Patienten. 

haben und aufgrund der verschie-
denen Herausforderungen in der 
Gesellschaft wie etwa technischer 
Wandel, Digitalisierung, demo-
graphischer und gesundheitspoli-
tischer Wandel mit ihrem Wissen 
am Ball bleiben wollen. Für diese 
Menschen sind auch die Univer-
sitäten ein guter Partner.“ Interes-
sierte können sich auf der Plattform 
Suedwissen.de informieren. Dort 
sind Lerninhalte, Zeitaufwand, Ter-
mine und Kosten einzusehen. Die 
Weiterbildungen des Fachclusters 
sind nicht mit der ärztlichen Wei-
terbildung der Ärztekammern zu 
verwechseln, sondern man könnte 

Mehrere Universitäten und Hoch-
schulen in Baden-Württemberg 
haben sich zu einem Fachcluster 
Gesundheit und Soziales zusam-
mengeschlossen, um berufsbeglei-
tende, wissenschaftliche Weiterbil-
dungen anzubieten.

Das Fachcluster vereint Expertise 
in den Bereichen Medizin, Pharma-
zie, Psychologie und Soziale Arbeit 
sowie Big Data und Data Science 
im Bereich Gesundheit und Sozia-
les. Nicole Folger von der Univer-
sität Tübingen: „Unsere Fortbildun-
gen richten sich an Personen, die 
bereits einen Hochschulabschluss 

Fachcluster Gesundheit bietet Weiterbildungen an

Und wie?

Seibold: Wir haben Plakate und 
Buttons entwickelt. Jeder, der das 

Bedürfnis hat, auch in seiner Praxis 
aktiv dagegen anzugehen, kann sie 
bei uns beziehen (Anmerkung der 
Redaktion: über den Link rechts). 

Wie reagieren die Patienten?

Seibold: Bei mir in der Praxis ha-
ben alle vor den Plakaten kurz ge-
stoppt und reflektiert. Ich habe 
schon das Gefühl, der eine oder 
andere schnauft echt mal durch.
Fuhrer: Ich habe durchweg posi-
tive, verständnisvolle Reaktionen 
darauf. Die Patientinnen und Pati-
enten sagen, sie fänden es unerhört 
und so gehe es nicht. Wahrschein-
lich sind sie zum ersten Mal in der 
Situation, dass sie die andere Seite 
auch sehen. Wenn die Aktion eine 
breite Resonanz findet, dann wäre 
ein gewisses Bewusstsein dafür ge-
schaffen und vielleicht könnte man 
dann in dieser Situation vielleicht 
eher deeskalieren.

Und wieder eine Kultur des Re-
spekts füreinander entwickeln?

Seibold: Ja, genau, wir haben auch 
bewusst den Slogan „Respekt für-
einander miteinander“ gewählt, 
weil wir ja wissen, dass auch wir 
frustriert sind. Wir wollen nicht 
bewusst einen Patienten verärgern. 
Wir versuchen wirklich, das Best-
mögliche für die Patienten rauszu-
holen, aber auch wir kommen an 
unsere Grenzen.
Fuhrer: Wir verstehen den Frust 
der Patientinnen und Patienten, 
wenn sie wegen des Ärzte- und 
MFA-Mangels schwer Termine 
bekommen, doch wir sind bis zu 
14 Stunden täglich vor Ort und oft 
am Ende unserer Kräfte. Ich wün-
sche mir, dass das zumindest gese-
hen wird. Wir können es uns nicht 
leisten, dass sich unsere medizini-
schen Fachangestellten nach einer 

solchen Erfahrungen zurückziehen 
und sagen: „Ich kann nicht mehr, 
ich höre auf mit dem Beruf.“ ef

  www.gesunder-respekt.de 

Das E-Rezept kommt 
Bereiten Sie sich vor

Im Rahmen der Digitalisierungs-
strategie hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit (BMG) an-
gekündigt, das E-Rezept zum 1. 
Januar 2024 verpflichtend einzu-
führen. Bereits seit Mitte 2022 
lässt sich das E-Rezept voll digital 
mit Ihrem eHBA unterschreiben, 
erstellen und auf die E-Rezept-
App der Patientinnen und Patien-
ten übertragen. Ab Sommer die-
ses Jahres soll außerdem das „Ein-

lösen des E-Rezepts per eGK in 
der Apotheke“ möglich werden, 
sodass es dann auch eine breitere 
Akzeptanz bei den Patient*innen 
finden wird. 
Damit Sie Mehraufwand von 
vornherein aus dem Weg gehen, 
empfehlen wir Ihnen dringend, 
sich – sofern noch nicht gesche-
hen – einen eHBA zu beschaffen 
sowie mit Ihren Systembetreuern 
Kontakt aufzunehmen. vb

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Plakat / Größe: DINA2

10 - final

Eine Initiative des  
Ärztenetzes Reutlingen

Für einen respektvollen 
Umgang miteinander.

füreinander
   miteinander

Respekt ist immer eine gegenseitige Angelegenheit.

Dr. Günther Fuhrer 

sie eher als Fortbildung bezeich-
nen. Das Projekt Hochschulwei-
terbildung@BW mit der aktuellen 
Plattform suedwissen.de ist Teil der 
landesweiten Qualifizierungsoffen-
sive WEITER.mit.BILDUNG@
BW und wird gefördert durch das 
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst Baden-Württem-
berg. ef

 Weitere Informationen: 
Nicole Folger
Universität Tübingen
Tel.: +49 7071 29 72685
E-Mail: nicole.folger@uni-tuebingen.de
https://www.suedwissen.de

Ständiger Wandel im Arbeitsleben: Wer sich weiterbildet, bleibt up to date.

CI-Konzeption
„Kampagne - Respekt“
Kunde: Ärztenetz Reutlingen
Objekt: Aufkleber / Größe: 140 mm

10 - final

Fü
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e Initiative des Ärztenetzes Reutlin
gen

füreinander
   miteinander

Melanie Seibold
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„Hallo, ich bin Daniel. Wir duzen 
uns hier alle“, begrüßt Dr. Daniel 
Urban seine Gäste im MVZ Medi-
cum Zollernalb im Gewerbegebiet 
von Balingen. Neben einer kleinen 
Zweigpraxis ist hier die Verwaltung 
des MVZ untergebracht. 
Das Ambiente macht Eindruck: 
Sehr freundlich und hell ist alles ge-
staltet, die Ausstattung schick und 
modern. Auch für Barbet-Hund 
Happy ist Platz. 

Beschäftigte sind wichtigstes Gut

Daniel Urban (43) will mit seinem 
MVZ bewusst einiges anders ma-
chen. Er versteht seinen Betrieb als 
Start-up und ist sich bewusst, dass 
für den Erfolg ein Faktor entschei-
dend ist: „Die Beschäftigten sind 
unser wichtigstes Gut.“ Deshalb ist 
ihm wichtig, dass sich sein Team 

wohlfühlt und mit der Arbeit iden-
tifizieren kann. Das fördert er mit 
einer Kommunikationskultur auf 
Augenhöhe und einer ansprechen-
den Atmosphäre in den Praxen wie 
auch in der Verwaltung. So gibt es 
einen großen Begegnungsraum für 
Meetings des 30-köpfigen Teams. 
Am liebsten wäre ihm ein zentra-
ler Standort für alle. „Doch solche 
Räume zu bezahlbaren Preisen und 
mit genügend Parkfläche zu finden, 
ist in Balingen ungeheuer schwie-
rig“, erzählt Urban. 
Derzeit ist es so, dass zwei Stand-
orte nur wenige Meter voneinander 
entfernt liegen. Ganz klassisch be-
finden sie sich jeweils in der Etage 
eines Mehrfamilienhauses .Von au-
ßen wirkt es, als handle es sich um 
eine ganz normale klassische Ein-
zelarztpraxis. Doch dass sich die-
ses Modell überholt hat, steht für 

den Internisten außer Frage. Neben 
der Behandlung die immer umfang-
reicher werdende Verwaltung samt 
Personalmanagement zu stemmen, 
sei für einen Arzt kaum mehr leist-
bar. Davon abgesehen hat der Nach-
wuchs darauf auch gar keine Lust. 
Für Daniel Urban ein Grund, war-
um die Niederlassung wenig attrak-
tiv ist. Und aufs Land zieht es jun-
ge Medizinerinnen angeblich auch 
nicht. 
Doch der Gründer ist auch ange-
treten, mit seinem MVZ so man-
ches  Vorurteil zu entkräften. Per-
sonalmangel bei MFAs, zu wenig 
Bewerbungen für Arztstellen – bei 
ihm kein Thema. „Wir bekommen 
regelmäßig Initiativbewerbungen 
von MFAs. Wenn die Bedingun-
gen stimmen, zieht das weitere 
Mitarbeitende an.“ Auch an ärztli-
chen Interessenten mangelt es nicht. 

Zwei Kolleginnen und sechs Kolle-
gen sind bei ihm beschäftigt, darun-
ter auch Ärztinnen und Ärztee, die 
sich nach Praxisübergabe haben an-
stellen lassen. 
Nicht nur bei seinen Angestell-
ten, auch in der Patientenkommu-
nikation setzt Urban neue Akzente. 
So verschickt er regelmäßig einen 
Newsletter an seinen Patienten-
stamm, der „super angenommen 
wird“. 

Gestaltungspielraum

Dass er selbst zum Unternehmer  
wurde, war nicht geplant. Nach sei-
ner Facharztausbildung zum Inter-
nisten in Berlin und Leipzig war er 
in seine schwäbische Heimat zu-
rückgekehrt und als angestellter 
Arzt in einer kleinen Praxis tätig. 
„Wir hatten einen Aufnahmestopp 

und mussten täglich Patienten weg-
schicken. Da wurde mir klar, dass 
ich so nicht weiterarbeiten möch-
te“. erzählt Urban, der schon in sei-
ner Klinikzeit manche Strukturen 
und Abläufe hinterfragte. Schließ-
lich führte der Wunsch, etwas ver-
ändern und gestalten zu wollen, zur 
Gründung von Medicum Zollernalb. 
Urban ist überzeugt, dass „nur grö-
ßere Strukturen zukunftfähig sind“.  
Die Investitionen für sein als GmbH 
fungierendes MVZ stemmt er selbst. 
Eine Finanzierung mit Investo-
ren ist aktuell kein Thema. „Wir 
könnten mit Fremdkapital schnel-
ler wachsen, doch so bin ich auch 
niemandem verpflichtet“, betont der 
Facharzt, der auch noch selbst be-
handelt. In der Zukunft hat der jun-
ge Gründer viel vor. Im Juli eröff-
net er einen vierten Standort, wei-
tere können folgen.  gk

Junge Menschen wollen heute 
mehr als nur einen Job. Sie fordern 
flexible Arbeitszeiten, flache Hier-
archien und Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Wie das gelingen 
kann, dazu gab es beim Karriere-
tag für Medizinstudierende in Hei-
delberg Tipps aus dem Praxis- und 
Klinikalltag.  

Als junge Mutter mit zwei klei-
nen Kindern eine Arztstelle zu 
f inden, das war vor rund 20 Jah-
ren fast unmöglich. „Ich bin nir-
gends angenommen worden“, 
erzählt Dr. Susanne Bublitz, Vor-
sitzende des Hausärzteverbands 
Baden-Württemberg. Als es 
schließlich doch klappte, weil ihr 
aufgrund ihrer familiären Situati-
on Belastbarkeit attestiert wur-
de, gab es im Klinikalltag weitere 
Hürden. Teilzeit zu arbeiten, war 
nicht praktikabel. „Früher zu ge-
hen, funktioniert in der Inneren 
nicht“, so Bublitz‘ Erfahrung, die 
inzwischen glücklich ist, Chefin 

ihrer eigenen hausärztlichen Pra-
xis zu sein. 
Die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ist ein Faktor, der unter 
dem Oberbegriff  „New Work“  
ein neues Verständnis von Arbeit 
postuliert. Wie das in der Medizin 
umgesetzt werden kann, darüber 
diskutierten auf dem ZEIT-Karrie-
retag an der 
Uni Heidel-
berg Bublitz 
und drei 
Kollegen aus 
Klinik und 
Niederlas-
sung, darun-
ter KVBW-
Vorsitzen-
der Dr. 
Karsten 
Braun. Aus 
den Erzäh-
lungen der 
Podiumsgäste, die 20 und mehr Be-
rufsjahre hinter sich haben, wurde 
schnell klar: Die Zeiten haben sich 

enorm zugunsten des medizini-
schen Nachwuchses geändert. Wa-
ren früher 150 Bewerbungen not-
wendig, um eine Stelle zu erhalten, 
haben die Jungen heute „zwischen 
Sylt und Garmisch“ die freie Aus-
wahl, bemerkte Braun. Entspre-
chend gut sind auch ihre Verhand-
lungspositionen. 

Über den Wunsch nach Teilzeit 
wundert sich heute niemand mehr. 
Auch in der Niederlassung muss es 

kein voller Versorgungsauftrag sein, 
betonte Braun. „Versorgungsauf-
träge kann man teilen, es ist auch 
nur ein halber oder weniger mög-
lich.“ 
Teilzeitarbeit ist auch in der Klinik 
inzwischen keine Seltenheit mehr. 
Es sei völlig normal, dass jemand 
nicht mit 100 Prozent anfange, be-

richtete der 
Ärztliche 
Direktor 
vom Klini-
kum am 
Weissenhof, 
Dr. Matthias 
C. Michel, 
„auch in der 
Somatik“. 
Für eine Tä-
tigkeit in ei-
ner Praxis 
warb auch 
Dr. Michael 

Rodenbach, der als angestellter 
Kardiologe in einem großen Praxis-
verbund arbeitet und froh ist, keine 

Dienste mehr leisten zu müssen. 
„100 Prozent sind für mich jetzt 
wie 75 Prozent in der Klinik“, so 
Rodenbach. Er schätze zudem die 
flachen Hierarchien und arbeite ei-
genverantwortlich in einem tollen 
Team. 
Den Gestaltungsraum für New 
Work in einer Praxis betonte auch 
Braun, der selbst über 20 Jahre in 
einer Gemeinschaftspraxis tätig 
war. Er hält kooperative Struktu-
ren für sinnvoll, denn sie ermögli-
chen verschiedene Schwerpunkte 
sowie die Aufteilung der Unter-
nehmensführung. Dass die Nie-
derlassung attraktiver ist als ihr 
Ruf, diese Erfahrung hätten Wei-
terbildungsassistenten in seiner 
Praxis immer gemacht, auch, weil 
sie enorm viel gelernt haben. Im 
kooperierenden Krankenhaus 
wurde die zeitweilige Versetzung 
in der Praxis immer beliebter, so 
dass es schließlich nicht mehr hieß, 

„wer muss“, sondern „wer darf in 
die Praxis?“. gk

MVZ als Startup
Dr. Daniel Urban hat in Balingen das Medicum Zollernalb MVZ mit drei Standorten gegründet. Demnächst gibt es einen vierten. 

Der Gründer führt seinen Betrieb wie ein Start-up und hat noch viel vor. 

Dr. Daniel Urban tut viel für seine Beschäftigten. Personalmangel kennt er nicht. 

Am Start: das Medicum Zollernalb MVZ

Niederlassung bietet für NEW WORK viele Möglichkeiten

Von links nach rechts: Moderatorin Wlada Kolosowa, Bublitz, Braun, Rodenbach und Michel beim Talk.
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Die Abrechnung ist das Herzstück jeder Praxis. Aber 
ganz egal, ob es sich um Privat- oder GKV-Versicherte 
handelt: Der korrekte Ansatz der Gebührenordnungs-
positionen ist komplex und verlangt aufgrund der finan-
ziellen Tragweite nach echten Profis. Wenn Sie selbst 
ein solcher Profi werden wollen, dann qualifizieren Sie 
sich bei uns zur Abrechnungsmanagerin / zum Abrech-
nungsmanager.

Ziele:

In dem dreitägigen Intensivkurs nutzen Sie Ihr Basis-
wissen, um anhand zahlreicher Übungen und Fallbei-
spiele Ihre Anwenderkenntnisse in der Abrechnung 
zu erweitern. Sie tauchen in die komplexe Welt der 
Gebührenordnungspositionen ein und lernen, wor-
auf Sie bei der Abrechnung besonders achten müs-
sen. Von den rechtlichen Rahmenbedingungen über 
die allgemeinen Abrechnungsbestimmungen bis hin 
zu arztgruppenübergreifenden und -spezifischen Ge-
bührenordnungspositionen machen Sie sich mit allen 
wichtigen Inhalten des EBM vertraut. Darüber hinaus 
beschäftigen Sie sich mit den vielfältigen Regelungen 
der GOÄ und üben anhand von Beispielen die Umset-
zung für die Praxis.

Zielgruppe:

Das Seminar richtet sich an Mitarbeitende und Erst-
kräfte aus Haus- und Kinderarztpraxen. Bitte melden 
Sie sich nur an, wenn Sie über ein solides Basiswissen 
mit praktischen Erfahrungen in der Abrechnung ver-
fügen.

Arbeitsformen: 

Vortrag mit Fallbeispielen und Diskussion, Gruppen-
arbeit, praktische Übungen, Lernerfolgskontrolle 

(Prüfung), im Live-Online-Seminar zusätzlich virtuelle 
Interaktionsformen (Chat, Whiteboard, Teilgruppen).

Schwerpunkte:

EBM:

• Struktur und Begrifflichkeiten
• Begrenzungsregelungen (Gespräche und Labor)
• DMP, NäPA, Chroniker und Pflegeheim
• Vorsorgeleistungen, Impfungen
• Selektivverträge und KV
• Fehlerquellen

GOÄ:

• Wichtige Rechtsgrundlagen
• Analogbewertungen und ihre Bedeutung
• Auslegung und Umsetzung der GOÄ-Leistungen
• Gesprächsziffern, Visiten und Besuche und evtl. 

dazugehörende Zuschläge
• Sachkostenabrechnung
• Diagnostische Leistungen und deren korrekte 

Steigerungen
• Abrechnung mehrerer Ultraschallleistungen bei 

einem Kontakt
• Zuschläge zu ambulanten OP-Leistungen
• BG-Abrechnung: 
• Anfragen, Untersuchung, Versicherungsgutachten 

Termin: 17. - 19. Juli 2023, 
jeweils 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr

Ort: KVBW Karlsruhe
Keßlerstraße 1
76185 Karlsruhe

Punkte: 3
Kosten: 369 Euro
Anmeldung: MAK, Telefon: 0711 7875-3535

info@mak-bw.de

ARZT & THERAPEUT

verschiedenen Systeme den Über-
gang ins Erwachsenenalter beglei-
ten. Die verschiedenen Teile ge-
ben jeweils einen Überblick, was 
in welchen Fällen geleistet wird 
und wie die Zugangswege sind. 
So können sich Fachkräfte aus den 
verschiedenen Systemen gezielt 
informieren, welche Hilfen andere 
Systeme für die von ihnen unter-
stützten Kinder, Jugendlichen und 
Familien bereithalten, und können 
an diese weiterverweisen oder ge-
zielt kooperieren. Auch werden be-
stehende Kooperationsstrukturen 
und -formate vorgestellt und Hin-
weise gegeben, wie Netzwerkarbeit 

Die Taskforce in Baden-Württem-
berg, die sich mit der psychischen 
Situation von Kindern und Jugend-
lichen infolge der Coronapandemie 
befasste, hat Maßnahmen erarbeitet, 
die die Betroffenen bei der Bewälti-
gung der psychischen Beeinträchti-
gung durch die Pandemie unterstüt-
zen können. 
Dadurch sollen Kinder, Jugendliche 
und Familien gestärkt und die Vor-
aussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass Kapazitäten im Gesund-
heitswesen sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe kurzfristig weiter aus-
gebaut und möglichst zielgerichtet 
genutzt werden können. Hilfen und 

präventiv wirkende Angebote sol-
len in gemeinsamer Verantwortung 
von Gesundheitswesen und Kinder- 
und Jugendhilfe verstärkt werden. 
Konkret werden unter anderem die 
stationären Behandlungskapazitä-
ten erhöht (bis zu 120 zusätzliche 
Betten oder Plätze für die kom-
menden zwei Jahre), die Angebote 
der Familienbildung und -beratung 
durch zusätzliche Fördermittel in 
Höhe von drei Millionen Euro aus-
gebaut und Regiokonferenzen zur 
Verbesserung der Vernetzung von 
Gesundheitswesen, Kinder- und 
Jugendhilfe sowie Schulen durch-
geführt werden. 

Handreichung

Die Taskforce hat auch eine inter-
disziplinäre Handreichung zusam-
mengestellt. Sie gibt Fachkräften, 
die in Gesundheitswesen, Schu-
len und Kinder- und Jugendhilfe 
tätig sind, einen Überblick darü-
ber, welche Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe es allgemein 
für Kinder, Jugendliche und El-
tern gibt, wie das Gesundheitswe-
sen Kinder, Jugendliche und deren 
Eltern unterstützt (Prävention, am-
bulante und stationäre Versorgung, 
Akutversorgung in Krisen, Sucht 
und Suchtgefährdung) und wie die 

Psychische Situation von Kindern und Jugendlichen infolge der Coronapandemie soll verbessert werden

und Kooperationen auf strukturel-
ler Ebene auf- und ausgebaut wer-
den können. somi

 Handreichung:

https://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/fileadmin/
redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Handreichung_TF-
PsychKuJ-Corona.pdf

MAK-Tipp: Intensivkurs Abrechnungsmanager   
     (Arztpraxis) – Hausarztpraxen

Vertrauen auf- 
und Belastungen 

abbauen

Ende 2011 hatte die KV Baden-
Württemberg erstmals eine Bro-
schüre herausgegeben, die die 
rechtlichen und technischen As-
pekte eines korrekten Ultraschall-
bildes beleuchtete. Nun erscheint 
eine Neuauflage. 
Die Dokumentation einer ärzt-
lichen Untersuchung ergibt sich 
nicht nur aus berufs- und haf-
tungsrechtlichen Aspekten, son-
dern ist immanenter Bestandteil 
der Gewährleistung der Qualität 
in der ambulanten Versorgung. 
Maßgeblichen Einfluss auf Art 
und Umfang der Dokumentation 
haben die einschlägigen Verträge 
und Richtlinien; sie regeln auch 
die entsprechenden Dokumen-
tationsprüfungen. 

Seit 2011 hat es einige Änderun-
gen an der Qualitätssicherungs-
vereinbarung Ultraschall gegeben, 
so wurden beispielsweise Abnah-
me- beziehungsweise Konstanz-
prüfungen bei den Geräten ein-
geführt. 
Die Neuauflage der Broschüre 
berücksichtigt diese Änderungen. 
Ergänzt wird das Ganze abermals 
durch Tipps und Hinweise zur 
Verbesserung der technischen 
Bildqualität. 
Die Ultraschallbroschüre wird an 
alle Ärztinnen und Ärzte mit Ul-
traschall-Genehmigung versandt. 
Zum Zeitpunkt der Drucklegung 
dieses ergo war noch nicht vor-
hersehbar, wann die Broschüren 
ausgeliefert werden können. sf 

Ultraschallbilder: Qualität  
optimieren

 Neuauflage der Ultraschallbroschüre erschienen

Praktische Tipps bietet die Ultraschallbroschüre.  
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eLearning-Kurse
Weitere Angebote unter: www.online-kurse.mak-bw.de

Kursname Zielgruppe Weitere Informationen

Grundlagen der Hygiene in der 
Arztpraxis

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die in einer Praxis tätig sind 
und Kenntnisse auf dem Gebiet der Hygiene erwerben, auffrischen 
oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 01/23
Gebühr: 59,-
Dauer: 45 min., vertont, FB-Punkte: 2

(K)eine Kunst: 
Kommunikation im Praxisalltag 

Praxismitarbeitende, die ihr Grundverständnis von Kommunikation 
auffrischen oder erweitern wollen. Gerne auch für Ärzte, Psycho-
therapeuten oder Auszubildende.

Kurs-Nr.: eL 02/23
Gebühr: 39,-
Dauer: 30 min., unvertont,FB-Punkte: 0

Sicher ist sicher: Datenschutz im 
Praxisalltag leben und managen

Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen, Praxismitarbeitende und 
Auszubildende, die Kenntnisse zum Datenschutz erlangen, erweitern 
oder vertiefen wollen.

Kurs-Nr.: eL 03/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Hieb- und stichfest: Verordnung 
von Schutzimpfungen

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die aktuell oder künftig Imp-
fungen durchführen und Kenntnisse über deren Hintergründe und 
Verordnung erwerben, auffrischen oder festigen wollen.

Kurs-Nr.: eL 04/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 100 min.,vertont, FB-Punkte: 4

Jetzt zählt's: Hausärztliche Grund-
lagen des EBM

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende in Hausarztpraxen, die Leis-
tungen nach dem EBM abrechnen und diesbezügliche Kenntnisse 
erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 05/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 110 min., vertont, FB-Punkte: 4

Wirkstoff Wissen: Verordnung von 
Sprechstundenbedarf

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Sprechstundenbedarf erwerben, erweitern oder auffrischen 
wollen.

Kurs-Nr.: eL 07/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

Mittel und Wege: 
Verordnung von Heilmittel

Ärzt*innen und Praxismitarbeitende, die Kenntnisse zur Verordnung 
von Heilmitteln erwerben, erweitern oder auffrischen wollen.

Kurs-Nr.: eL 08/23
Gebühr: 98,-
Dauer: 90 min., vertont, FB-Punkte: 4

 Impressum

ergo Ausgabe  2 / 2023 

Zeitung der Kassenärztlichen Vereinigung  
Baden-Württemberg  
ISSN 1862-1430 

Erscheinungstag:
15. Juni 2023 

Herausgeber:

Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg  
Albstadtweg 11, 70567 Stuttgart 

Redaktionsbeirat:

Dr. med. Karsten Braun,  
Vorsitzender des Vorstandes (V. i. S. d. P.)  
Dr. med. Doris Reinhardt  
Stellvertretende Vorsitzende des Vorstandes  
Kai Sonntag, Eva Frien, Martina Tröscher

Redaktion:
 
Eva Frien (ef ), Gabriele Kiunke (gk), Martina 
Tröscher (mt)  

Anschrift der Redaktion:

Redaktion ergo 
KVBW Bezirksdirektion Karlsruhe  
Keßlerstraße 1, 76185 Karlsruhe 
Telefon 0721 5961-1209, Telefax 0721 5961-1188 
ergo@kvbawue.de 

Mitarbeiter dieser Ausgabe: 

Julia Alber (ja), Kassenärztliche Bundesvereini-
gung (kbv), Susanne Flohr (sf), Nicole Hüglin (nh), 
Inga Junge (ij), Saskia Leisinger (sl), Katja Schwal-
be (kats), Sozialministerium (somi) Swantje Middel-
dorff (sm), Pressemitteilung (pm), Marion Rasch-
ka (mara), Kai Sonntag (ks) Ute Wutzler (uw),   
Inga Junge (ij), Saskia Leisinger (sl), Ulrich Junger (uj), 
Vanessa Basting (vb)

Fotos und Illustrationen: 

S. 1: iStock/BraunS, KVBW/Norman ILL 
S. 2: iStock/upixa, KVBW/Gabrielle Kiunke
S. 3: KVBW/Norman Ill, mauritius images / 
       Westend61 / Nina Janeckova
S. 4: iStock/solarseven, iStock/ipopba 
S. 5: iStock/olaser, iStock/Spotmatik
S. 6: KVBW/Dr. Karsten Braun, KVBW/Norman ILL
S. 8: Markus Schwerer
S. 9: iStock/sturti
S. 10: KVBW/Martina Tröscher, 
         iStock/shapecharge, 
         KVBW/Melanie König
S. 11: iStock/BlackSalmon
S. 12: Ärztnetz Reutlingen, privat, Regina Wahl,
         iStock/Gligatron, iStock/stockfour     
S. 13: KVBW/Norman ILL, KVBW/Gabrielle Kiunke
S. 14: iStock/Marjan_Apostolovic, 
         iStock/ thomasandreas
S. 16: picture alliance / dieKLEINERT | Martin Erl,  
         iStock/fergregory           

Erscheinungsweise:

vierteljährlich 

Auflage:

25.400 Exemplare 

Gestaltung und Produktion:

Norman Ill

Die Redaktion behält sich die Kürzung von Leser-
zuschriften vor. Die in dieser Zeitschrift veröffent-
lichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. 
Abdruck nur mit Genehmigung des Herausgebers.

ergo auch im Internet:
www.kvbawue.de/ergo

Seminare der Management Akademie der KVBW (MAK)
Live-Online-/Präsenz-Seminare 
Weitere Angebote unter: www.mak-bw.de

MAK-Seminar Zielgruppe Datum Uhrzeit Ort
Gebühr  
in Euro

FB-
Punkte

Seminar-
Nr.

ABRECHNUNG / VERORDNUNG

GOÄ für Einsteiger Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende 

13. September 2023 15.00 bis 19.00 Uhr BD Freiburg 98,- 5 F 33

EBM-Workshop für Facharzt-
praxen

Ärzt*innen, Praxismitarbei-
tende aus HNO-Praxen

20. September 2023 15.00 bis 18.30 Uhr Live-Online 98,- 5 oL 26F

BETRIEBSWIRTSCHAFT / ZULASSUNG

MVZ in Theorie und Praxis Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen

13. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online 69,- 4 oL 65R

Digitalisierung und Telematik Ärzt*innen, 
Psychotherapeut*innen, 
Praxismitarbeitende

27. September 2023 15.00 bis 18.00 Uhr Live-Online kostenlos: 
Anmeldung 
erforderlich

4 oL 70S

QUALITÄTSMANAGEMENT

QM für Fortgeschrittene – so 
bleiben Sie auf Erfolgskurs

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

04. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 159,- 11 R 150

QUALITÄTSSICHERUNG UND -FÖRDERUNG

Behandlungs- und Schulungs-
programm für Typ-2-Diabeti-
ker, die nicht Insulin spritzen 
(ZI)

Ärzt*innen, 
Praxismitarbeitende

15. Juli 2023
(Ärzt*innen und 
Praxismitarbeitende) 
+ 18. Juli 2023 
(Praxismitarbeitende)

jeweils 
9.00 bis 17.00 Uhr

Tag 1: 
Live-Online
Tag 2: 
BD Freiburg

159,- 9 F 201

Hautkrebs-Screening – 
Fortbildung für Hausärzte

Ärzt*innen aus 
Hausarztpraxen

22. Juli 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Reutlingen 199,- 8 R 168

Aufbereitung von Medizin-
produkten – Refresherkurs

Ärzt*innen, Praxismitar-
beitende aus Augenarzt-
praxen

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Stuttgart 159,- 11 S 191

Moderatorentraining für 
Qualitätszirkel

Ärzt*innen, Psycho-
therapeut*innen, die 
einen Qualitätszirkel leiten

30. September 2023 9.00 bis 17.00 Uhr BD Freiburg 98,- 11 F 162

Für Fragen steht das Team der 
MAK unter 

 0711 7875-3535 
zur Verfügung. 

Sichern Sie sich jetzt Ihren Se-
minarplatz. Nutzen Sie den Weg 
der Onlineanmeldung unter: 
www.mak-bw.de

Auf unserer Website finden Sie 
weitere aktuelle Informationen 
zu unseren Seminarangeboten.

www.mak-bw.de
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Probleme mit Alkohol, Cannabis 
oder Glücksspiel sind für Betroffe-
ne und deren Umfeld immer noch 
schwer einzugestehen. Mit der digi-
talen Plattform „DigiSucht“ können 
sie in Baden-Württemberg entspre-
chende Hilfsangebote und Unter-
stützung finden und digital Kontakt 
zu entsprechenden Beratungsstel-
len aufnehmen. Auf Wunsch kann 
in einem weiteren Schritt auch die 
Beratung komplett digital durchge-
führt werden oder bei Bedarf per-
sönlich vor Ort stattfinden. .Die Be-
ratung ist kostenfrei und wird von 
professionellen Suchtberater*innen 
durchgeführt. Der Ratsuchende 
bleibt dabei anonym, muss sich je-
doch zunächst auf der Plattform re-
gistrieren. Das Beratungsangebot ist 
mit allen Endgeräten (Smartphone, 

 Folgen Sie uns auf Social Media 

Hilfe bei Suchtproblemen
Betroffene und Angehörige können 

online Hilfe finden 

Bundesverdienstkreuz für Dr. Georg Mehrle

https://instagram.com/docdirekt

https://www.facebook.com/docdirekt.
kvbw

https://www.instagram.com/orthokids.kvbw

https://www.facebook.com/docdirekt.kvbw https://www.linkedin.com/company/kassenärzt-
liche-vereinigung-baden-württembergkvbw

https://www.linkedin.com/in/dr-karsten-braun

Teufelskreis Spielsucht

Tablet, Laptop) direkt über das In-
ternet nutzbar, es braucht keine App 
und keine extra Software. Mit der 
DigiSucht-Plattform steht erstmals 
eine länder- und trägerübergreifen-
de technische Infrastruktur zur Ver-
fügung.
An der Entwicklung der Plattform 
„DigiSucht“ waren Expert*innen aus 
Suchtberatungsstellen, Landesstel-
len sowie der Deutschen Hauptstelle 
für Suchtfragen (DHS) beteiligt. Die 
Landesstelle für Suchtfragen koor-
diniert für Baden-Württemberg das 
Vorhaben und wird für die Schulung 
der Fachkräfte sorgen. Das Land 
Baden-Württemberg fördert die Ko-
ordinierungsstelle mit 220 000 Euro.

 Weitere Informationen 
https://www.suchtberatung.digital/

Der Augenarzt und Stadtrat hat die 
Auszeichnung für sein Engagement 
in der Kommunalpolitik im sozialen 
und kirchlichen Bereich der Stadt 
Bietigheim-Bissingen wie auch im 
Berufsverband der Augenärzte be-
kommen, dessen Pressesprecher der 
84-Jährige Mehrle 13 Jahre lang war. 
Von 1999 bis 2022 war er Mitglied 
des Bietigheim-Bissinger Stadtrats 
(FDP). Zehn Jahre lang, von 2009 
bis 2019, war er Fraktionsvorsitzen-
der der Liberalen und wirkte in zahl-
reichen Ausschüssen mit, wie etwa 
dem Finanzausschuss- und dem 
Musikschulbeirat. Auch im Arbeits-
kreis Städtepartnerschaften, in der 

Arbeitsgruppe Dritte Welt und in di-
versen Projektgruppen für das wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale 
Gefüge der Stadt engagierte er sich. 
Das Bundesverdienstkreuz wurde 
im Februar von Oberbürgermeister 
Jürgen Kessing im Auftrag des Bun-
despräsidenten Walter Steinmeier 
verliehen. Bei der Preisverleihung 
wurde hervorgehoben, dass Mehrle 
an vielen kommunalpolitischen Ent-
scheidungen mitgewirkt habe und 
auch bereit gewesen sei, unpopuläre 
Entscheidungen zu treffen. Mehrle 
ließ keinen Zweifel daran, dass ihn 
seine Tätigkeit als niedergelassener 
Arzt für seine Ehrenämter 

Das Vorsorgeprojekt OrthoKids 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Baden-Württemberg (KVBW), 
bietet ab sofort eine überregio-
nale Sprechstunde am Klinikum 
Stuttgart an. Es ist ein zusätzli-
ches Angebot zu den Sprech-
stunden der rund 300 nieder-
gelassenen Orthopädinnen und 
Orthopäden, die beim Projekt 
mitmachen. 

„Die Sprechstunde bei unserem 
OrthoKids-Kooperationspart-
ner ist ein weiterer Baustein, um 
möglichst viele Kinder und Ju-
gendliche für diesen Check-up 
zu gewinnen“, so der KVBW-
Vorstandsvorsitzender Dr. Kars-
ten Braun. Die Sprechstunde 

wird im Medizinischen Versor-
gungszentrum Orthopaedikos 
Bad Cannstatt zu den normalen 
Sprechstundenzeiten angeboten. 
Der leitende Orthopäde ist Dr. 
Michael Boutsakis. Ziel ist, bis 
zum Jahresende rund 20.000 Kin-
der und Jugendliche zu untersu-
chen. Bisher ist die Zahl der un-
tersuchten Kinder zu gering. 

 Weitere Informationen zum 
Projekt: www.ortho-kids.de
  

OrthoKids
Überregionale Sprechstunde im Klinikum Stuttgart

UNSER 
UNTERNEHMENSKANAL

VORSTAND
DR. KARSTEN BRAUN

prädestinierte. Sie habe ihn bekannt 
gemacht, ihn aber auch für die Sor-
gen seiner Mitbürger sensibilisiert. 
Der jahrelange Umgang mit der 
Presse habe ihn gelehrt, seinen Be-
ruf mit anderen Augen zu sehen. 
Mehrle führte von 1996 bis zum 
Jahr 2005 eine Augenarztpraxis in 
Bietigheim. Er ist verheiratet, hat 
drei Kinder und freut sich im Ruhe-
stand über seine vier Enkelkinder.
Auch die KVBW gratuliert Dr. 
Mehrle sehr herzlich für die Aus-
zeichnung. Der Vorsitzende des Au-
genärzteverbandes Dr. Rolf Stiasny 
würdigte den Kollegen bei einer der 
letzten Vertreterversammlungen.

Protestaktion in Stuttgart
Am Mittwoch, den 21. Juni 2023, 
laden verschiedene Verbände, da-
runter Medi und der Hausärztever-
band Baden-Württemberg, zu ei-
ner großen Protestaktion um 13.00 
Uhr auf dem Stuttgarter Schloss-
platz ein. 

Der Protest richtet sich gegen die 
aktuelle Gesundheitspolitik und 
die politischen Fehlentscheidungen, 
unter anderem die Abschaffung der 
Neupatientenregelung. Eine vier-
stellige Zahl von Kolleginnen und 

Kollegen und deren Praxisteams 
sollen sich bereits angemeldet ha-
ben. Auch Patientinnen und Patien-
ten sind aufgefordert zu kommen. 
Die KVBW geht von einer regen 
Teilnahme aus. Falls Sie teilneh-
men wollen,  sorgen Sie bitte für 
eine kollegiale Vertretung.  Es gibt 
außerhalb der regulären Bereit-
schaftsdienstzeiten keinen organi-
sierten Bereitschaftsdienst. 
Wie viel Frust und Unmut sich in 
allen Sparten des Gesundheitswe-
sens aufgebaut hat und wie dadurch 

bereits mittelfristig die Patienten-
versorgung im Land gefährdet ist, 
zeigt sich auch in der Petition „Ret-
tet die ambulante medizinische Ver-
sorgung“ baden-württembergischer 
Kolleg*innen. 

 Zur Petition:
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